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Walter Schilling

Die sowjetischen Interessen im Nahen Osten seit 1917
Wer die sowjetischen Interessen im Nahen 
Osten unter dem Gesichtspunkt der Kontinui-
tät betrachtet, könnte leicht geneigt sein, den 
gegenwärtigen Interessenkonflikt in dieser 
Weltregion als eine Fortsetzung oder Neuauf-
lage der „Orientalischen Frage" des vorigen 
Jahrhunderts anzusehen. Doch hat der heuti-
ge Nahost-Konflikt wenig mit der orientali-
schen Frage gemeinsam, die die Staaten Euro-
pas vor mehr als einem Jahrhundert beschäf-
tigte. Die grundsätzlich veränderte weltpoliti-
sche Lage, die Verlagerung des Zentrums des 
Konflikts und die politische Bedeutung dieses 
Gebietes lassen einen solchen Vergleich nicht 
zu.
Das außenpolitische Interesse der Sowjetuni-
on zu ermitteln und seine Implikationen zu 
bestimmen, ist eine analytische Aufgabe, die 
eine Gesamtbetrachtung der sowjetischen Au-
ßenpolitik im weltpolitischen Zusammenhang 
verlangt. Dies erscheint notwendig, weil die 
Auswahl der von einem Staat konkret anzu-
strebenden Interessenobjekte von den Prozes-
sen seiner innerstaatlichen Willensbildung, 
seiner sozio-ökonomischen Struktur, der 
Wahrnehmung der Außenwelt und der Beur-
teilung seiner jeweiligen Lage in der interna-
tionalen Politik abhängt. Wir haben daher 
nach den Motivationen, Zielen und Erwartun-
gen, den internen und externen Bedingungen 

sowjetischer Außenpolitik überhaupt und in 
bezug auf die Staaten des Nahen Ostens zu 
fragen.
Die Formulierung der Interessen und die Ent-
scheidung über konkrete Maßnahmen zur 
Verwirklichung ausgewählter außenpoliti-
scher Interessen wird von jenen Personen 
oder Gruppen getroffen, die über die Macht-
instrumente des betreffenden Staates verfü-
gen. Wir müssen deshalb die Äußerungen 
und Handlungen sowjetischer Politiker in 
Vergangenheit und Gegenwart verfolgen. 
Hierbei ist zu beachten, daß sowjetische Poli-
tiker die Interessen ihres Staates in Begriffen 
des Marxismus-Leninismus beschreiben. Dies 
zwingt dazu, die Frage der Relevanz der Ideo-
logie für die Formulierung der sowjetischen 
Interessen zu klären.
Grenzen und Probleme der Analyse ergeben 
sich daraus, daß das Denken der sowjetischen 
Entscheidungsträger nicht lückenlos nachvoll-
ziehbar ist, die Führung der Sowjetunion die 
Informationsquellen im Lande weitgehend 
kontrollieren kann und die Ideologie die na-
tionalen Belange transzendiert. Eine Analyse 
darf sich deshalb nicht allein auf das gespro-
chene und geschriebene Wort der Entschei-
dungsträger stützen, sondern hat ihr tatsächli-
ches Verhalten und die außenpolitischen Ak-
tionen der Sowjetunion einzubeziehen.

Außenpolitische Interessen werden zu struk-
turbildenden Faktoren der internationalen Po-
litik insbesondere dort, wo ihre Entsprechun-
gen zur zwischenstaatlichen Zusammenarbeit 
oder ihre Widersprüche zu zwischenstaatli-
chen Konflikten führen. Wenn man „Interes-
se" als „das Zusammentreffen einer subjekti-
ven Aufmerksamkeitsverteilung seitens einer 
.interessierten' Person oder Gruppe mit der 
objektiven Wahrscheinlichkeit, daß diese Per-
son oder Gruppe von ihrer Um

1
gebung unter 

gewissen Bedingungen belohnt wird“ ), auf-
faßt, so ist das Interesse gleichzeitig Haltung 
und Ziel eines Wollenden. Wir können also

1) Karl W. Deutsch, Politische Kybergtik, Modelle 
und Perspektiven, Freiburg 1968, S. 22

Der Begriff des „Interesses"

das außenpolitische Interesse der Sowjetuni-
on im Nahen Osten als das mögliche Verhal-
ten der sowjetischen Entscheidungsträger (In-
teressensubjekt) gegenüber dem Nahen Osten 
(Interessenobjekt) definieren, dessen Realisie-
rung in einer konkreten Situation den exi-
stentiellen Belangen der Sowjetunion in ma-
ximaler Weise entspricht. Da die Informatio-
nen über die Außenwelt selektiv empfangen 
und in Begriffen des Bezugssystems der Ent-
scheidungsträger bewertet werden, kann der 
Marxismus-Leninismus bei der Formulierung 
der sowjetischen Interessen nicht irrelevant 
sein. Der Marxismus-Leninismus ist kein un-
abänderliches Gesetz, das die sowjetischen 
Politiker für jede Situation anwenden können, 
aber auf der anderen Seite erscheint Politik 



ohne ideologische Präformierung ebenso un-
möglich wie die Existenz empirischer Wissen-
schaft ohne Begriffe und Hypothesen, die auf 
theoretischer Überlegung beruhen. Vielmehr 
beinhaltet der Marxismus-Leninismus Über-
zeugungen, die der Interpretation offenstehen 
und sogar revidiert werden, wenn sie eine 
Anpassung an objektive Bedingungen nicht 
mehr zulassen. Die Bedeutung des Marxis-
mus-Leninismus für die Formulierung der Au-
ßenpolitik der Sowjetunion liegt darin, daß er 
die Wahrnehmung der Außenwelt, der Aktio-
nen anderer Staaten, die Zuordnung von Wer-
ten und die Auswahl eigener Handlungsrich-
tungen, Ziele und Interessen bestimmt. Er legt 
damit Denkstrukturen fest, die für die Bildung 
von Entscheidungen wesentlich sind, und ver-
sorgt die Entscheidungsträger mit Kategorien 
und Werten, die es ihnen erlauben, ihr jewei-
liges Verhalten zu rechtfertigen.
Man darf aber nicht erwarten, daß die sowje-
tische Politik allein aus der profunden Kennt-
nis des Marxismus-Leninismus vorhersagbar 
wäre: Praktische Politiker können ihre Ent-
scheidungen nicht auf einen in einer be-
stimmten Zeit gültigen Katalog von Regeln 
gründen. Auch ist die Lehre des Marxis-
mus-Leninismus permanentem Wandel unter-
worfen, der von Analytikern sowjetischer Po-
litik nicht vorhergesehen werden kann. Dies 
wird von Chruschtschow bestätigt, wenn er 
sagt: „Die Lehre des Marxismus-Leninismus 
ist der Ausdruck der fundamentalen Interes-
sen der Arbeiterklasse, der fundamentalen In-
teressen des arbeitenden Volkes. Sie ist kein 

Dogma, sondern Anleitung zur praktischen 
revolutionären Aktion. Auf jeder neuen Stufe 
der historischen Entwicklung stellt das Leben 
seine Aufgaben, die sich aus den Erfordernis-
sen der Gesellschaft ergeben. Ein kreativer 
Zugang zur Lehre, die Fähigkeit, die Wissen-
schaft des Marxismus-Leninismus zu entwik- 
keln und voranzutreiben, besteht darin, die 
neuen Aufgaben gesellschaftlicher Entwick-
lung auf der Basis emer wissenschaftlichen 
Durchdringung der Erfahrung des Lebens 
richtig zu verstehen und Wege zur prakti-
schen Erfüllung dieser Aufgaben zu zei-
gen."2)

2) Pravda vom 28. 8. 1957.
3) Izvestija vom 30. 1. 1924. 4) V. I. Lenin, Werke, Berlin 1953, Bd. 28, S. 145.

Das sowjetische Konzept des „Interesses" ist 
aufgrund des Marxismus-Leninismus eng mit 
Klassenkategorien verknüpft. Da die Durch-
setzung der Interessen des Weltproletariats 
Macht erfordert, werden die sowjetischen In-
teressen mit den Interessen des Weltproleta-
riats, als dessen Avantgarde sich die Sowjet-
führung versteht, identifiziert. Hierdurch er-
hält das nationale Interesse der Sowjetunion 
eine normative Qualität.
So wird deutlich, daß die Interessen der So-
wjetunion im Nahen Osten aus der Rela-
tion zwischen den durch den Marxismus- 
Leninismus beeinflußten Ziel- und Wert-
vorstellungen der sowjetischen Entschei-
dungsträger und den Funktionen dieser Ideo-
logie in einer bestimmten historischen Situa-
tion ermittelt werden können. Dies vermag 
eine Betrachtung der Prämissen sowjetischer 
Außenpolitik in der historischen Perspektive 
besonders klar herauszustellen.

Anfänge sowjetischer Außenpolitik: Lenin

Die Prinzipien sowjetischer Außenpolitik 
wurden unter der Leitung Lenins schon vor 
der Oktoberrevolution und in den Gründungs-
jahren der Sowjetunion im Zentralkomitee 
der KPdSU ausgearbeitet. Erst ab 1919 ging 
diese Funktion an das Politbüro über, in dem 
Lenin wiederum die Führung inneha
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tte. In 
diesen Gremien setzte er seine politischen 
Konzeptionen durch, so daß Tschitscherin in 
einem Gedenkartikel 1924 von Lenin und 
„seiner Außenpolitik" ) sprechen konnte. Der 
Leiter des Volkskommissariats für auswärtige 
Angelegenheiten war nur der Ausführende 
politischer Direktiven, die oft bis ins Detail 

gingen. Lenins persönliche Rolle in der For-
mung der sowjetischen Außenpolitik manife-
stiert sich insbesondere in seinem Entwurf ei-
ner Theorie der internationalen Beziehungen 
und einer grundlegenden Strategie der So-
wjetunion in der Politik gegenüber anderen 
Staaten.
Nach Lenins Auffassung waren „die Außen-
politik und die internationalen Beziehungen

4
 

für uns die wichtigste Frage geworden .. .*)  
In den ersten Jahren seines Bestehens kämpf-
te der Sowjetstaat gegen Feinde von innen 
und außen um seine bloße Existenz, so daß 
Lenin als vorrangiges Ziel sowjetischer Au-
ßenpolitik formulierte: „Das Wichtigste ist,



sowohl für uns als auch, vom Standpunkt des 
internationalen Sozialismus, die Erhaltung So-
wjetrußlands."5) Die Verluste und Schäden, 
die der Erste Weltkrieg in Rußland hervorge-
rufen hatte, die militärische Intervention bri-
tischer, französischer, amerikanischer und ja-
panischer Truppen seit dem 9 . März 1918 und 
der Bürgerkrieg begrenzten die Handlungsfä-
higkeit des neu gegründeten Staates so stark, 
daß sich dessen politische Führung auf die 
Aufgabe konzentrieren mußte, „um jeden Preis 
die Revolution zu verteidi 6gen" ). Von der 
Zielvorstellung und den eigenen Fähigkeiten 
aus war es in dieser Situation nur konsequent, 
wenn die sowjetische Außenpolitik versuchte, 
die politische und wirtschaftliche Blockade 
gegen Sowjetrußland zu durchbrechen, bevor 
sie ihre Aufmerksamkeit anderen Objekten 
zuwandte. Auch nach Beendigung des Bürger-
krieges und der Intervention blieb es grundle-
gendes Ziel der sowjetischen Außenpolitik, 
das Erreichte abzusichern und zu konsolidie-
ren. Das Interesse der Sowjetunion galt vor 
allem der Erringung faktischer internationaler 
Anerkennung und den unmittelbaren Anrai-
nerstaaten, zu denen friedliche Beziehungen 
angestrebt wurden.

10) Lenin, a. a. O., Bd. 33, S. 372.
11) Lenin, a. a. O., Bd. 30, S. 136.

Die ersten außenpolitischen Abkommen der 
Sowjetunion, die' Friedensverträge mit den 
baltischen Staaten und mit dem Iran, Afgha-
nistan und der Türkei, festigten die politische 
Lage des Staates. Der Inhalt der einzelnen 
Abkommen läßt deutlich werden, daß es Si- 
cherheits- und Handelsinteressen waren, die 
die sowjetischen Politiker beim Abschluß 
dieser Verträge leiteten. Der sowjetisch- 
iranische Vertrag vom 26. Februar 1921 ver-
pflichtete in Artikel 5 beide Seiten, „nicht 
zuzulassen, daß auf ihren Territorien der an-
deren Seite feindlich gesinnte Organisationen 
oder bewaffnete Gruppen gebildet werden 
bzw. sich aufhalten"7). Am 28. Februar 1921 
schlossen die Sowjetunion und Afghanistan 
einen Freundschaftsvertrag, dem am 31. Au-
gust 1921 ein Neutralitäts- und Nichtangriffs-
abkommen folgte8). Der am 16. März 1921 mit 
der Türkei abgeschlossene Vertrag 
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ging sogar 
so weit, daß die Türkei eine Finanzhilfe in 
Höhe von  Millionen Goldrubel für den An-
kauf von Waffen erhielt 9).

5) V. I. Lenin, Werke, Berlin 1953, Bd. 31, S. 126.
6) Michail Trusch, Lenin und die Außenpolitik der 
UdSSR, Frankfurt/Main 1970, S. 74.
7) Ebenda, S. 112.
8) Ebenda, S. 114.
9) Ebenda, S. 118.

Große Bedeutung maßen die sowjetischen 
Entscheidungsträger der Konferenz von Lau-
sanne (20. November 1922 bis 24. Juli 1923) 
zu, die sich vor allem mit Nahostfragen be-
schäftigen sollte. Kern dieser Konferenz war 
die Meerengenfrage, die auch die Sowjetuni-
on berührte. Das sowjetische Interesse an die-
sem Problem formulierte Lenin am 27. Okto-
ber 1922: 1. Befriedigung der nationalen Be-
strebungen der Türkei, 2. die Schließung der 
Meerengen für alle Kriegsschiffe in Friedens- 
und Kriegszeiten, um Konflikte zu vermeiden, 
3. die volle Freiheit der Handelsschiffahrt10). 
Als am 24. Juli 1923 der englische Entwurf 
angenommen wurde, der die Souveränität der 
Türkei begrenzte und alle Staaten berechtig-
te, im Schwarzen Meer eine Kriegsflotte zu 
unterhalten, erhielten die Beschlüsse nicht 
die Zustimmung der Sowjetunion, deren Ver-
treter schon während der zweiten Phase der 
Konferenz vom 23. April 1923 bis 24. Juli 1923 
nicht mehr zugelassen worden waren.
Vom Ziel und der Handlungsfähigkeit der so-
wjetischen Außenpolitik her gesehen, lag der 
arabische Teil des Nahen Ostens als Interes-
senobjekt der politischen Führung der So-
wjetunion in dieser Zeit an der Peripherie des 
Denkens und Handelns. Es gibt aus diesen 
Jahren nur wenige Äußerungen sowjetischer 
Politiker und Wissenschaftler zur arabischen 
Welt, und gemessen an der Zahl der Veröf-
fentlichungen, die sich auf arabische Länder 
bezogen, war die Information über dieses Ge-
biet in der Sowjetunion gering. Die Aufmerk-
samkeit der sowjetischen Führung richtete 
sich — zunächst — auf den Westen, in Er-
wartung weiterer Revolutionen, und als diese 
nicht eintraten, auf die situationsbedingten 
„näherliegenden" Probleme der unmittelbaren 
Sicherung des Sowjetstaates.
Lenin hatte sich schon um die Jahrhundert-
wende mit der Frage der Beziehungen eines 
— zukünftigen — Sowjetstaates zu den Ost-
ländern beschäftigt und hierbei offenbart, daß 
er diese Länder als eine Ganzheit und im Zu-
sammenhang mit der revolutionären Bewe-
gung sah. Dies wird auch aus einer Äußerung 
nach der Gründung der Sowjetunion deutlich, 
als er feststellte, daß „die revolutionäre Be-
wegung der Völker des Ostens sich heute nur 
in unmittelbarer Verbindung mit dem revolu-
tionären Kampf unserer Sowjetrepublik g

11

egen 
den internationalen Imperialismus erfolgreich 
entwickeln und ihr Ziel erreichen kann" ) . 



Eine spezifische Hinwendung zu den arabi-
schen Ländern des Nahen Ostens fehlt bei Le-
nin, doch hatte er die Bedeutung aller abhän-
gigen und unterdrückten Völker in der Drit-
ten Welt für das zukünftige Kräfteverhältnis 
zwischen der Sowjetunion und den kapitali-
stischen Staaten erkannt. Die nationalen Be-
freiungsbewegungen auch im Nahen Osten zu 
unterstützen, schien Lenin schon damals eine 
lohnende Aufgabe, um Verbündete zu gewin-
nen und die außenpolitischen Gegner zu 
schwächen12 ). Diese Möglichkeit war es vor 
allem, die auch die arabischen Länder zum In-
teressenobjekt der Sowjetunion werden ließ. 
Sie ergab sich aus dem Wandel sowjetischen 
politischen Denkens, nachdem die in Westeu-
ropa erwarteten Revolutionen nicht eingetre-
ten waren und die Sowjetunion ihre Macht 
konsolidiert hatte. Die Umgestaltung der 
Welt wurde nun als ein umfassender Prozeß 
angesehen, der durch die Oktoberrevolution 
initiiert worden war und dessen Epizentrum 
in den Ländern des Nahen und Fernen Ostens 
lag. Das Leninsche Bild einer Zweiteilung der 
Welt in einen imperialistischen Westen und 
einen revolutionären Osten reflektierte den 
Zusammenbruch der alten, auf Europa zen-
trierten internationalen Ordnung und begann 
sich auf die sowjetische Außenpolitik auszu-
wirken.

12) Lenin, a. a. O., Bd. 30, S. 145.
13) Narody Vostoka 1/1920, S. 59.
14) Leonard Shapiro, Soviet Treaty Series, Vol. I, 
Washington D. C., S. 102.

15) I. V. Stalin, Gesammelte Werke, Moskau 1953, 
Bd. 10, S. 51.

Lenins Programm wurde im Juli 1920 auf dem 
2. Komintern-Kongreß angenommen und ziel-
te darauf, die kapitalistischen Staaten von ih-
ren Rohstoffquellen, Absatzmärkten und billi-
gen Arbeitskräften im Osten zu trennen und 

den Einfluß der kommunistischen Parteien in 
jenem Gebiet zu stärken.
Auf dem „Kongreß der Völker des Ostens" in 
Baku am 1. September 1920 demonstrierten 
die sowjetischen Entscheidungsträger erneut, 
daß sie sich der politischen Bedeutung des 
Nahen Ostens für den Kampf mit dem Kapita-
lismus bewußt waren: Hier versuchten sie 
konsequent, die Moslems für einen umfassen-
den Kreuzzug gegen den Westen zu gewin-
nen 13).  Wenn auch die Baku-Konferenz die 
Erwartungen der Sowjets nicht erfüllte, so 
wurde ihre Herausforderung doch bereits in 
westlichen Staaten beachtet. Die um faktische 
und juristische Anerkennung ringende So-
wjetunion mußte in einem Handelsabkom-
men, das sie am 16. März 1921 mit Großbri-
tannien schloß, versprechen, auf alle feindli-
chen Handlungen gegen britische Institutio-
nen einschließlich Propaganda unter den asia-
tischen Vö 14lkern zu verzichten ).
Die leninistische Position gegenüber den Län-
dern und Völkern auch des Nahen Ostens 
wurde dennoch von Zinoviev auf dem 4. Ko-
mintern-Kongreß im November 1922 mit sei-
nen „Thesen zur Ostfrage" bekräftigt. Aus 
dieser Sicht lag die politische Signifikanz der 
Länder des Nahen Ostens darin, daß sie den 
kapitalistischen Staaten als Rohstoffquellen, 
Absatzmärkte und Reservoir billiger Arbeits-
kräfte dienten und Völker beherbergten, die 
von Kolonialmächten unterdrückt wurden. Ei-
nen Sieg des Sozialismus hielt Lenin nicht für 
möglich, ohne die Länder und Völker des ge-
samten Ostens unter Kontrolle des Sozialis-
mus gebracht zu haben.

Stalins Politik gegenüber dem Nahen

Anders als bei seinem Vorgänger beruhte 
Stalins Autorität nicht auf einer Überzeu-
gungskraft innerhalb der Partei, sondern auf 
seiner Macht über die Partei. Das Politbüro 
als Entscheidungseinheit verlor damit seine 
Bedeutung, die es unter Lenins Führung be-
saß.
Grundlage für die Außenpolitik bildete auch 
bei Stalin die Erhaltung der UdSSR: „Die So-
wjetunion ist die Basis der weltweiten revo-
lutionären Bewegung, und diese Bewegung zu 
verteidigen und zu erweitern, ohne die So-

Osten

wjetunion zu verteidigen, ist unmöglich." 15)  
Aus seiner Sicht wurden die internationalen 
Interessen des Kommunismus mit dem natio-
nalen Interesse der Sowjetunion gleichge-
setzt, eine Auffassung, die sich aus dem di- 
chotomischen Zwei-Lager-Bild ergab, das in 
den frühen zwanziger Jahren als Reaktion auf 
die feindliche Umwelt und Bekämpfung der 
Sowjetunion durch die USA, Großbritannien, 
Frankreich und Japan entstand. Dem ent-
sprach Stalins Formulierung einer Politik des 
„Sozialismus in einem Lande", die er konse-



quent verfolgte. Stalin betrachtete daher den 
internationalen Kommunismus als ein bloßes 
Instrument der sowjetischen Macht. Revolu-
tionäre Siege ohne sowjetische Hilfe und 
Führung schienen ihm weder möglich noch 
wünschbar.

Auch Stalin war die entscheidende Bedeutung 
der „Ostländer" bewußt. Er hatte schon am 
24. November 1918 unter dem Titel „Vergeßt 
den Osten nicht“ geschrieben: „Die Imperiali-
sten haben schon immer den Osten als die 
Grundlage ihres Wohlstandes betrachtet. Sind 
die unschätzbaren natürlichen Rohstoffquel-
len des Ostens nicht der Zankapfel zwischen 
den Imperialisten aller Länder? Dies, in der 
Tat, erklärt, warum die Imperialisten niemals 
aufgehört haben, an China, Indien, Persien, 
Ägypten und Marokko zu denken, während 
sie in Europa kämpften und über den Westen 
sprachen — denn der Osten war immer der 
wirkliche Schlüsselpunkt... Es ist die Aufga-
be des Kommunismus, den Jahrhunderte wäh-
renden Schlaf der unterdrückten Völker des 
Ostens zu unterbrechen, die Arbeiter und 
Bauern dieser Länder mit dem emanzipatori-
schen Geist der Revolution zu infizieren, sie 
zum Kampf gegen den Imperialismus zu be-
wegen und so den Weltimperialismus seiner 
sichersten und unerschöpflichen Reserven zu 
berauben."16 )

16) I. V. Stalin, Werke, Moskau 1953, Bd. 4, S. 174 ff.
17) I. V. Stalin, Gesammelte Werke, Moskau 1953, 
Bd. 10, S. 51.

Die wirtschaftliche und militärische Schwä-
che der Sowjetunion Anfang der zwanziger 
Jahre hinderte Stalin jedoch daran, den Inter-
essen des Sowjetstaates auch im Nahen 
Osten Nachdruck zu verleihen. In klassischer 
„Balance-of-Power"-Diplomatie wurden die 
Interessen Frankreichs und Großbritanniens 
gegeneinander ausgespielt und eine gemeinsa-
me Front zwischen revolutionären und natio-
nalen Kräften unterstützt.

An der Auffassung Lenins, daß innerhalb der 
nationalen Befreiungsbewegungen und ihrer 
Organisationen die Kommunisten eine führen-
de Rolle spielen sollten, hielt Stalin fest. 
Gleichzeitig wurde der Versuch unternom-
men, neben den dem Bürgertum entspringen-
den nationalen Bewegungen die Bauern und 
Arbeiter zu einer revolutionären Kraft zu ent-
wickeln, die nach sowjetischem Verständnis 
des „proletarischen Internationalismus" sich 
bedingungslos der sowjetischen Autorität un-
terordnen mußte ,7). Die russischen revolutio-

nären Interessen im Nahen Osten fügten sich 
zwar im allgemeinen zu den Interessen, die 
die Sowjetunion mit der Gleichgewichtsdiplo-
matie verfolgte. Dennoch geriet die sowjeti-
sche Außenpolitik in ein Dilemma, da sie die 
Interessen des „sozialistischen Vaterlandes" 
mit den Interessen der Weltrevolution identi-
fizierte. Diese Prämisse führte unter den Be-
dingungen der Weltpolitik in den zwanziger 
Jahren auch im Nahen Osten dazu, daß so-
wjetische Machtinteressen mit revolutionären 
Interessen in Konflikt gerieten und die sowje-
tischen Entscheidungsträger die letzteren ih-
ren Machtinteressen opferten.

In diesem Zusammenhang reflektiert das Pro-
gramm der Errichtung des Sozialismus in ei-
nem Lande eine zeitliche Verschiebung des 
weltrevolutionären Ziels. Stalin hat diese 
Schlußfolgerung nicht geleugnet, rechtfertigte 
aber seine Politik mit der Begründung, daß 
der Machtzuwachs der Sowjetunion auch die 
revolutionären Kräfte insgesamt stärkt. Die 
von sowjetischen Politikern behauptete Inter-
essenkongruenz erlaubte ebenso eine Politik 
der Kooperation, der friedlichen Koexistenz, 
zwischen Sozialismus und Kapitalismus in ei-
ner bestimmten historischen Epoche.

Die Konsolidierung der Sowjetunion in der 
zweiten Hälfte der zwanziger Jahre, die Kata-
strophe der kommunistischen Bewegung im 
Fernen Osten 1927 und ihre Rückschläge 
auch in Europa führten zu einem Wandel der 
Strategie der sowjetischen Außenpolitik, der 
sich in den Resolutionen des 6. Komin-
tern-Kongresses am 1. September 1928 nieder-
schlug. Sie offenbaren den extremen Egozen-
trismus des Sowjetstaates in der Führung der 
Außenpolitik und dokumentieren die Revision 
eines Aspektes Leninscher Strategie gegen-
über dem Nahen Osten, die seit dem 2. Kom-
intern-Kongreß von 1920 galt: die Zusam-
menarbeit von revolutionären und bürger-
lich-nationalen Gruppen, die darauf zielte, die 
Herrschaft der kapitalistischen Staaten in die-
sem Gebiet abzulösen.

Die neue Strategie gestattete eine Koopera-
tion revolutionärer mit nationalen Gruppen 
nur dann, wenn sicher war, daß Kommunisten 
die Bewegung leiteten und revolutionäre Zie-
le erreicht werden konnten. Sie konzentrierte 
sich darüber hinaus auf das städtische Prole-
tariat und ignorierte die im Nahen Osten be-
sonders zahlreiche Landbevölkerung. Diese 
Strategie isolierte die Kommunisten in den 
Ländern des Nahen Ostens von den nationa-
len Bewegungen und überließ die politischen 



Aktionen dem nationalen Bürgertum, dessen 
Stärke die sowjetische Führung unterschätzte.

Nachdem die revolutionäre Agitation trotz 
guter Ansatzpunkte bei den Aufständischen 
im August 1929 in Palästina der Sowjetunion 
keinen Fortschritt gebracht hatte, wurde die 
sowjetische Führung durch die Aktivität 
Deutschlands und Italiens im Nahen Osten 
veranlaßt, wieder nach Zusammenarbeit mit 
den nationalen Bewegungen zu suchen — 
eine Politik, die sich auf dem 7. Komin-
tern-Kongreß 1935 in der Annahme der Volks-
fronttaktik manifestierte. Das gleichwohl ge-
ringe Engagement der Sowjetunion im Nahen 
Osten zwischen 1935 und 1945 kann dadurch 
erklärt werden, daß die Ereignisse in Mittel-
europa und im Fernen Osten die Aufmerk-
samkeit der sowjetischen Führung fesselten. 
Eine Ausnahme bildete nur die kurze Zeit der 
Kooperation mit dem nationalsozialistischen 
Deutschland, als die Sowjetunion eine Gele-
genheit sah, ihre Position zu verbessern und 
im November 1940 von Hitler die volle Kon-
trolle über entscheidende strategische Gebie-
te und Militärbase 18n in der Türkei forderte ).

Mit dem Angriff Deutschlands am 22. Juni 
1941 stand jedoch die nationale Existenz des 
Sowjetstaates auf dem Spiel, so daß ihre na-
tionalen Interessen eine Zusammenarbeit mit 
den Westmächten verlangten. Auch dieses 
Bündnis versuchte die Sowjetunion zur För-
derung ihrer Interessen im Nahen Osten zu 
nutzen, indem sie von den Alliierten 1944 ne-
ben strategischen Punkten in der Türkei das 
UN-Mandat über Tripolitanien beanspruch-
te 19 ). Beide Forderungen wurden auf der 
Konferenz von Potsdam abgelehnt, weil Groß-
britannien seine vitalen Interessen in Ägyp-
ten und im Persischen Golf gefährdet sah, 
wenn diesem Verlangen nachgegeben würde. 
Trotzdem ist dieser Zeitraum nicht unbedeu-
tend für die Stellung der Sowjetunion im Na-
hen Osten geblieben, denn die lokalen kom-
munistischen Parteien festigten ihre Organisa-
tion und gewannen eine Basis zur weiteren 
Arbeit.

Während der Periode von 1922 bis 1945 kon-
zentrierte die sowjetische Führung ihre Auf-
merksamkeit auf Europa und den Fernen 
Osten. Ihre Interessen im Nahen Osten blie-
ben sekundär gegenüber dem wesentlichen 

Interesse, Sicherheit für die Existenz des So-
wjetstaates zu erreichen. Die innerstaatlichen 
Probleme der Sowjetunion, ihre anfängliche 
wirtschaftliche und militärische Schwäche 
und die hierdurch begrenzten politischen 
Möglichkeiten haben ein stärkeres Engage-
ment im Nahen Osten verhindert. Wie bereits 
Stalin sehr früh deutlich machte, beruhte das 
Interesse der Sowjetunion im Nahen Osten 
auf der Eigenschaft dieses Gebietes als Roh-
stoffquelle, Absatzmarkt und Reservoir billiger 
Arbeitskräfte, die die Macht westlicher kapi-
talistischer Staaten mitbegründete. Er schien 
daher eine Möglichkeit zu bieten, die Macht 
der Staaten zu verringern, die die sowjeti-
schen Politiker als Gegner betrachteten, und 
so die internationale Lage der Sowjetunion zu 
verbessern. Die Sowjets hielten die im Nahen 
Osten vorhandenen nationalen Bewegungen 
ebenso für geeignet, ihre kapitalistischen 
Gegner zu schwächen, doch mußten sie auf 
längere Sicht unter die Kontrolle der auf die 
Sowjetunion zentrierten revolutionären Bewe-
gungen gebracht werden. Es war aber konse-
quent, wenn die Sowjetunion zunächst auf 
der Konferenz von San Francisco (25. 4.—26. 6. 
1945) verlangte, allen abhängigen und kolo-
nialen Ländern die Unabhängigkeit zu ge-
ben 20 ).
Aus dem Zweiten Weltkrieg gingen die USA 
und die Sowjetunion als Weltmächte hervor. 
Großbritannien und Frankreich wurden erheb-
lich geschwächt, und in der Dritten Welt ge-
wannen die nationalen Befreiungsbewegun-
gen entscheidende Bedeutung. Der von den 
sowjetischen Führern gesehene und für not-
wendig erachtete Kampf zwischen Kommu-
nismus und Kapitalismus nahm nach dem vor-
übergehenden Bündnis während des Zweiten 
Weltkrieges wieder klare Konturen an: „Der 
Kampf zwischen den zwei Lagern bestimmt 
jetzt das Schicksal der ganzen Welt und der 
Menschheit. Dieser Kampf wird immer mehr 
zur entscheidenden dynamischen Kraft der 
Entwicklung unseres Zeitalters zum Kommu-
nismus." 21)  Stalins Konzeption der antago-
nistischen zwei Weltlager, deren Zentren die 
USA und die Sowjetunion bildeten, erlebte 
eine Renaissance und wurde mit der Grün- 

20) W. I. Antjudiina-Moskowtschenko, Die inter-
nationalen Beziehungen im Mittelmeerraum wäh-
rend der entscheidenden Wende des Kriegsverlaufs, 
in: W. G. Truchanovskij, Geschichte der internatio-
nalen Beziehungen 1939—1945, Berlin 1965, S. 211. 
21) Z. A. Stepanian, Die unüberwindliche Bewegung 
zum Kommunismus, in: Voprosy Filosofii 2/1948, 
S. 87.

18) Eugene V. Rostow, The Middle Eastern Crisis in 
the Perspective of World Politics, in: International 
Affairs, London, April 1971, Vol. 47 Nr. 2, S. 275.

19)  Ebenda.



düng der Kominform in Warschau im Septem-
ber 1947 zur offiziellen Leitlinie sowjetischer 
Außenpolitik. Kriterium der Zugehörigkeit 
zum kommunistischen Lager war für Stalin 
die Kontrolle des jeweiligen Staates durch 
die Sowjetunion. Für ihn gab es keine Neu-
tralität, kein „Nonalignment“, keine „Dritte 
Kraft": „In unserer Epoche gibt es keine Drit-
te Kraft, Und sie wird es nicht geben ... Zwei 
Kräfte, zwei Lager existieren auf 
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der 

Welt.“ )  Da es weder einen geographischen 
noch einen politischen Raum zwischen diesen 
zwei Lagern gab, klassifizierte Stalin alle Ge-
biete und Länder, die der sowjetischen Kon-
trolle nicht erreichbar waren, als feindlich. 
Die politische Konsequenz dieser Konzeption 
für das sowjetische Verhalten gegenüber den 
Ländern des Nahen Ostens bestand so in der 
Begrenzung der Möglichkeiten für die sowje-
tische Politik, die Interessen des Sowjetstaa-
tes in dieser Weltregion wirksam zu fördern. 
Die Konzeption Stalins war den Realitäten in 
den Ländern des Nahen Ostens nicht ange-
paßt, denn es hätte in der Logik der Entwick-
lung gelegen, diese Länder als Dritte Kraft 
anzuerkennen.

In der ersten Phase Stalinscher Nachkriegspo-
litik, als der Antagonismus noch nicht die 
spätere Härte und Ausschließlichkeit ange-
nommen hatte, wurden die lokalen kommu-
nistischen Parteien im Nahen Osten noch an-
gewiesen, die nationalen Befreiungsbewegun-
gen zu unterstützen, doch zeigten sowjetische 
Forderungen gegenüber den unmittelbaren 
südlichen Anrainerstaaten bereits weiterge-
hende Interessen der Sowjetunion an: Sie 
stellte territoriale Ansprüche an die Tür
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kei, 
verlangte eine Revision des internationalen 
Status der Dardanellen und einen Vertrag mit 
dem Iran, der die Nutzung der Ölquellen in 
diesem Lande betraf ).

In den arabischen Ländern des Nahen Ostens 
versuchte die Sowjetunion zunächst, das Be-
wußtsein einer durch die imperialistischen 
Mächte verursachten Armut, Rückständigkeit 
und Abhängigkeit zu erzeugen und sich selbst 
in einer progressiven Rolle bei der Entwick-
lung nationaler Befreiungsbewegungen darzu-
stellen: „Die Position der Sowjetunion zur ko-
lonialen Frage unterscheidet sich grundsätz-
lich von der der kapitalistischen Länder. Die 
Sowjetunion war immer der unerschütterliche 
Feind aller Formen und Erscheinungen kolo-

nialer Unter 24drückung." ) Obwohl die So-
wjetunion im Nahen Osten nie als Kolonial-
macht aufgetreten war, schien die Lage in 
diesen Ländern für die Förderung ihrer Inter-
essen sehr kompliziert. Das harte innersowje-
tische Vorgehen gegen den Pan-Islamismus 
und die Juden schuf eine Barriere insbesonde-
re gegenüber den herrschenden Klassen in 
den Nahostländern, so daß die kleinen kom- 
munistischen Parteien nicht offen unterstützt 
werden konnten und diese wenig Chancen 
hatten, innerhalb der nationalen Befreiungs-
bewegungen entscheidende Positionen zu be-
setzen.

In der Konsequenz des sowjetischen Ringens 
mit den kapitalistischen Staaten lag es, wenn 
die Sowjetunion den Kampf der Israelis gegen 
die britische Mandatsmacht in Palästina wäh-
rend der Jahre 1946—1948 mit Waffenliefe-
rungen förderte, für einen separaten israeli-
schen Staat in Palästina plädierte und den 
Angriff der Arabischen Liga auf den neuen 
Staat als „Aggression“ bezeichnete25 ), denn 
die Verdrängung Großbritanniens aus Palästi-
na schwächte den Einfluß der Westmächte 
und bedeutete einen Prestigeverlust, da sie 
aufzeigte, daß man eine Großmacht überwin-
den konnte. Darüber hinaus mußte ein israeli-
scher Staat inmitten der arabischen Welt per-
manenten Konflikt zwischen dem Westen und 
den Arabern schaffen und auf lange Sicht der 
Sowjetunion günstige Ansatzmöglichkeiten 
bieten, um in dieser Weltregion Fuß zu fassen. 
Aber bereits im Herbst 1948 konnte die So-
wjetunion keinen Nutzen mehr aus den Bin-
dungen an Israel ziehen, als sich die Bezie-
hungen zwischen Israel und Großbritannien 
normalisierten.

22) Pravda vom 7. 8. 1947.
25) Eugene V. Rostow, a. a. O., S. 280.

Die zunehmende antiwestliche Bewegung in 
den arabischen Ländern leitete Ende der vier-
ziger Jahre die zweite Phase der Stalinschen 
Nachkriegspolitik im Nahen Osten ein, die 
sich auf propagandistische Arbeit beschränk-
te, weil Stalins außenpolitische Konzeption 
keine wirksamere Verfolgung sowjetischer 
Interessen zuließ. Das geringe Engagement 
der Sowjetunion im Nahen Osten von 1949 bis 
1953 hat der sowjetischen Politik später sehr 
genützt, da dieses Verhalten den Eindruck 
des „Desinteresses“ bei vielen Arabern her-
vorrief.
Die Wandlung der Sowjetunion zur Welt-
macht am Ende des Zweiten Weltkrieges ver-

22) Ebenda, S. 86.
23) Novoe vremja vom 1. 10. 1945.



lieh der sowjetischen Führung ein neues Be-
wußtsein der größeren eigenen Handlungsfä-
higkeit und Stärke, das eine Erweiterung der 
Interessen stimulierte. Hierbei waren es die 
strategische und ökonomische Bedeutung der 
Türkei, des Iran und Tripolitaniens, die das 
Interesse der sowjetischen Führung hervorrie-
fen. Der Versuch, diese Interessen teils durch 
politischen Druck, teils mit Zustimmung der 
Westmächte zu realisieren, schlug fehl, weil 
sie den Interessen der Westmächte zuwider-
liefen und diese sich in der stärkeren Position 
befanden.

Die politische Situation im Nahen Osten wäh-
rend der Jahre 1945—1953 bot vielfältige und 
erfolgversprechende Ansatzmöglichkeiten für 
die sowjetischen Politiker, die Interessen ih-

res Staates wirksam zu fördern, doch haben 
die Vorstellungen Stalins von einer antego- 
nistisch-zweigeteilten Welt und der hiermit 
verknüpfte Wille zur absoluten Kontrolle die 
Wahrnehmungsfähigkeit vieler sowjetischer 
Politiker so verengt, daß der reale Charakter 
der internationalen Lage nicht erkannt wer-
den konnte. Wie das Verhalten gegenüber Is-
rael nach 1948 zeigt, verlor die sowjetische 
Führung die Orientierung, wenn das Muster 
der internationalen Beziehungen nicht mehr 
dem vorgegebenen Bild entsprach. Sie war nur 
selten fähig, die begrenzten gemeinsamen In-
teressen, die sie mit den nationalen Bewegun-
gen in diesen Ländern teilte — das Hinaus-
drängen der kapitalistischen Staaten aus die-
sem Gebiet —, in längerfristige politische Ak-
tionen zu verwandeln.

Sowjetische Nahost-Politik in der Chruschtschow-Ära

Nach dem Tod Stalins paßten sich dessen Nach-
folger den Realitäten der Außenwelt wieder 
an, obwohl eine stringente marxistisch-leni-
nistische Analyse der internationalen Lage 
aus den Jahren 1953/54 fehlt. Das kurzlebige 
Malenkov-Regime, dessen Ziel es war, die be-
stehende Machtposition der Sowjetunion zu 
erhalten, durch möglichst geringe Kräfte ab- 
zusichern und mit den frei werdenden Mitteln 
die innere Ausgestaltung des Staates zu ver-
bessern, hat bereits die allmähliche Umorien-
tierung der sowjetischen Außenpolitik gegen-
über den Ländern des Nahen Ostens eingelei-
tet. Die sowjetische Führung suchte wieder 
den Kontakt zu den antiwestlich eingestellten 
Unabhängigkeitsbewegungen in den arabi-
schen Ländern und begann erneut eine Politik 
der Unterstützung, anstatt den bedingungslo-
sen Übertritt zum Kommunismus zu fordern.
Trotz der Wiederaufnahme der diplomati-
schen Beziehungen zu Israel im Juli 1953 
setzte sich in der Sowjetunion immer stärker 
die Erkenntnis durch, daß in dem permanen-
ten Konflikt zwischen Arabern und Israelis 
deutlich Stellung genommen werden mußte, 
wenn die sowjetischen Interessen optimal er-
füllt werden sollten. Da es den Sowjets auf-
grund begrenzter gemeinsamer Interessen nä-
her lag und vorteilhafter schien, sich den Zie-
len der Araber anzupassen, unterstützte die 
Sowjetunion die arabischen Staaten konse-
quent bei den Ab 26stimmungen in der UNO ).

26) L. N. Vatolina/E. A. Beljaev, Die Araber im 
Kampf um ihre Unabhängigkeit (russ.), Moskau 

Die Versuche Malenkovs, die Beziehungen 
zur Türkei und zum Iran freundschaftlicher 
zu gestalten, reflektieren ein eher defensives 
Verhalten. Das mangelnde Machtbewußtsein, 
die Absicht Malenkovs, nur eine Minimalab-
schreckungsmacht aufzubauen und die Kon-
sumgüterindustrie stärker zu fördern, boten 
seinen Kritikern, Chruschtschow und Bulga-
nin, Anlaß zu seinem Sturz. Sie verlangten 
den weiteren Aufbau militärischer Streitkräf-
te und der Schwerindustrie, die nach ihrer 
Meinung
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 die essentiellen Grundlagen des 
Kampfes gegen die Weltmacht USA und ihre 
Verbündeten bildeten ) . -

Das neue Regime begann eine dynamische 
Politik, die darauf zielte, die internationale 
Lage völlig umzuformen, das westliche Bünd-
nissystem, das in der Stalin-Ära geschaffen 
wurde, zu zerbrechen, und die nicht mehr 
nach totaler Kontrolle, sondern nach Einfluß 
strebte. Sie erhob die „Schwächung der Posi-
tionen des Imperialismus" zum Programm und 
bemühte sich, in diese Positionen selbst ein-
zur 28ücken ).

Die grundsätzliche Neubewertung der Funk-
tion der Dritten Welt hatte für die sowjeti-
sche Haltung gegenüber dem Nahen Osten 
weitreichende Konsequenzen: entschlossen

1957, S. 10; vgl. A. F. Sultanov, Sowjetisch-arabische 
Freundschaftsbeziehungen (russ.), Moskau 1961, 
S/ 18.
27) Pravda vom 8. 11. 1954; vgl. Izvestija vom 
3. 2. 1955.
28) A. F. Sultanov, a. a. O., S. 21. 



wurde nunmehr die antiwestliche Politik ara-
bischer Staaten unterstützt, sowjetisches 
technologisches Know-how, Kapital und Waf-
fen angeboten, die kulturellen und wirtschaft-
lichen Beziehungen ausgeweitet29 ). Mit der 
Anerkennung der politischen Eigenständig-
keit der Staaten der Dritten Welt durch die 
Sowjetunion in der Erklärung des Außenmini-
steriums zur Bandung-Konferenz (18.—24. 4. 
1955) und dem über die CSR abgewickelten 
sowjetisch-ägyptischen Waffengeschäft vom 
September 1955 erzielte die sowjetische Au-
ßenpolitik ihren entscheidenden Durchbruch 
im Nahen Osten30 ). Der sowjetische Ent-
schluß, Waffen zu Bedingungen an Ägypten 
zu liefern, die der Westen nicht zu erfüllen 
bereit war, enthielt wenig Risiken, erzeugte 
aber stetig enger werdende Beziehungen und 
Bindungen, die den Einfluß der Sowjetunion 
im Nahen Osten wesentlich stärkten und so-
mit ihren Interessen dienten. Sie werden auch 
aus der ideologischen Rechtfertigung dieser 
Politik deutlich, die der sowjetische Partei-
chef Chruschtschow, der in zunehmendem 
Maße die Außenpolitik der Sowjetunion be-
stimmte, auf dem 20. Parteitag der KPdSU im 
Februar 1956 gab. Chruschtschow definierte 
die internationale La
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ge der Sowjetunion in 
bezug auf drei Kategorien von Staaten: den 
sozialistischen, den imperialistischen und den 
nicht zu den ersten beiden zählenden ). Für 
ihn existierte eine Welt, in der zwei Welt-
mächte und ihre Staatensysteme um Macht 
und Einfluß kämpften. In diesem Ringen maß 
Chruschtschow den ungebundenen und unter-
entwickelten Staaten große Bedeutung zu und 
sah eine neue Epoche anbrechen: „Die voll-
ständige Auflösung des infamen Kolonialsy-
stems ist als eines der akutesten und drin-
gendsten Probleme auf die Tagesordnung ge-
setzt worden. Die neue, von Lenin vorherge-
sagte Periode in der Weltgeschichte, in der 
die Völker des Ostens bei der Bestimmung 
der Z
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iele der ganzen Welt eine aktive Rolle 
spielen und zu einem neuen und mächtigen 
Faktor in den internationalen Beziehungen 
geworden sind, ist angebrochen." )

33) Sovetskoe vostokovedenije 1/1956, S. 11.
34) Pravda vom 13. 3. 1954.
35) Pravda vom 22. 12. 1963; vgl. A. A. Gramyko,
Friedliche Koexistenz — Der leninistische Kurs der
Außenpolitik der Sowjetunion (russ.), Moskau 1962,
S. 5.

Auf den signifikanten Wandel der sowjeti-
schen Sicht der internationalen Politik weisen 
auch die Neugründung des „Instituts für 
Weltwirtschaft und internationale Beziehun-
gen" im April 1956, der Boom der politikwis-

29) L. N. Vatolina, a. a. O., S. 184.
30) Ebenda, S. 21.
31 ) Pravda vom 15. 2. 1956.

32)j Ebenda. 

senschaftlichen Literatur und die Rezeption 
der westlichen wissenschaftlichen Werke 
über internationale Politik hin. Sowjetische 
Politiker betonten sogar, daß die Ergebnisse 
wissenschaftlicher Forschung zur Formulie-
rung sowjetischer Außenpolitik herangezogen 
werden müßt 33en ). Die im Nahen Osten 
praktizierte Politik und ihre Rechtfertigung 
auf dem 20. Parteitag dokumentieren den fun-
damentalen Wechsel der sowjetischen Strate-
gie, die ein Dilemma lösen soll, das seit 1954 
von den sowjetischen Politikern empfunden 
wird: den Widerspruch von marxistisch-leni-
nistischem Auftrag der Weltrevolution und 
der Möglichkeit der eigenen Vernichtung 
durch einen nuklearen Weltkrieg. Bereits Ma-
lenkow war bewußt, daß ein Weltkrieg, de
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r 
mit nuklearen Waffen ausgetragen würde, 
„die Zerstörung der Weltzivilisation" )  be-
deutete. Die Erkenntnis dieser Gefahr und das 
Bewußtsein der sowjetischen Inferiorität lie-
ßen Chruschtschow zu der von Lenin empfoh-
lenen indirekten Strategie zurückkehren. Mit 
seinem Verhalten demonstrierte er die Fähig-
keit, ideologische Positionen zu überdenken 
und, falls nötig, zu revidieren sowie der Rea-
lität anzupassen.

Die erneute Proklamation einer Politik der 
friedlichen Koexistenz verlieh der sowjeti-
schen Außenpolitik pragmatische Flexibilität, 
war aber zugleich mit dem Anspruch verbun-
den, die politischen Entwicklungen überall in 
der Welt beeinflussen zu können. Eine bloße 
Erhaltung der bestehenden internationalen 
Machtverteilung konnte die sowjetische Füh-
rung nicht hinnehmen, wenn sie ihr revolutio-
näres Ziel nicht aufgeben wollte, wie Chru-
schtschow später deutlich schrieb: „Kein Mar-
xist-Leninist interpretierte die friedliche Koe-
xistenz der Staaten mit verschiedenen Gesell-
schaftssystemen jem
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als als Aufrechterhaltung 

des Status quo." )

Eine politische Führung, die das Ringen mit 
der gegnerischen Weltmacht als hervorste-
chendsten Wesenszug der internationalen 
Politik betrachtete, die bestehende internatio-
nale Machtverteilung zu ihren Gunsten zu än-
dern suchte, ohne durch einen Krieg mit den 
USA die nationale Existenz zu gefährden, 
mußte sich bemühen, ihre ökonomische, tech- 33



nologische und militärische Basis zu vergrö-
ßern und ihre Interessen in der Dritten Welt 
auszuweiten.
Der Nahe Osten erhielt unter diesen Aspek-
ten als Interessenobjekt der Sowjetunion ei-
nen neuen Wert: Die Aussicht, innerarabi-
sche, arabisch-israelische Konflikte und den 
Emanzipationsprozeß von westlicher Vorherr-
schaft ausnutzen zu können, die kapitalisti-
schen Staaten von ihren Rohstoffquellen, Ab-
satzmärkten und strategischen Positionen zu 
verdrängen und diese sich selbst nutzbar zu 
machen, rief das eindrucksvolle sowjetische 
Engagement nach 1954 hervor36 ). Durch die 
Bemühungen der USA, die Nahost-Staaten in 
das westliche Bündnissystem zu integrieren, 
und durch den Abschluß des Bagdad-Paktes 
sahen die Sowjets darüber hinaus unmittelba-
re Sicherheitsinteressen berührt37 ). Die Nah-
ost-Politik Chruschtschows reflektiert daher 
das aufgeklärte außenpolitische Interesse der 
Sowjetunion, mit diesen Staaten freundschaft-
liche Beziehungen zu unterhalten — obwohl 
Angehörige der kommunistischen Parteien ver-
folgt wurden —, ökonomische und damit poli-
tische Abhängigkeit zu erzeugen, ideologi-
sche Verbündete zu gewinnen und militär-
strategische Vorteile gegenüber den USA zu 
erzielen. Diese Außenpolitik übertrug das 
Ringen der Weltmächte mit neuen Mitteln 
und Methoden auch auf den Nahen Osten.

38) Pravda vom 1. 8. 1956.
39) L. N. Vatolina, a. a. O., S. 192.
40) Izvestija vom 23. 4. 1957.
41) Izvestija vom 15. 12. 1956.
42) Eugene V. Rostow, a. a. O., S. 277; vgl. L. N.
Vatolina, a. a. O., S. 25.

Dem differenzierten und auf die Bedürfnisse 
der einzelnen Nahost-Staaten berechneten po-
litischen Verhalten der Sowjetunion kam eine 
oft unkritische und die Konsequenzen nicht 
bedenkende Bereitschaft dieser Staaten entge-
gen, die begrenzten gemeinsamen Interessen 
übermäßig zu betonen.

Schon im Jahre 1955 war es den Sowjets ge-
lungen, durch ein insbesondere auf Ägypten 
und Syrien bezogenes Hilfs- und Handelspro-
gramm von bis dahin unbekanntem Ausmaß 
und das entscheidende Waffengeschäft vom 
September 1955 dem Bagdad-Pakt entgegenzu-
wirken. Die Sowjetunion betrachtete das 
westliche Paktsystem im Nahen Osten als Ein-
engung ihrer Handlungsfreiheit, weil jede 
ernste Auseinandersetzung mit diesen Staaten 
einen Konflikt mit den USA bedeutet hätte. 
Mit dem Waffenlieferungsabkommen von 
1955 verhalf die Sowjetunion Ägypten aus ei-
nem Dilemma, da sie die von Nasser ge-
wünschten Waffen lieferte und als Bezahlung

36) L. N. Vatolina, a. a. O„ S. 
37)

22. 
”  Pravda vom 16. 4. 1955.

Waren akzeptierte, die im Westen nicht abge-
setzt werden konnten, und bereitete so den 
Boden für engere wirtschaftliche und politi-
sche Bindungen. Dieser sowjetische Erfolg 
schwächte darüber hinaus die Stellung des 
Irak in der arabischen Welt und veränderte 
das militärische Gleichgewicht.

Während die Sowjetunion ihre Rolle als Pro-
tektor der arabischen Interessen betonte, be-
wies die Politik der ökonomischen, finanziel-
len und militärischen Hilfe ihre Eignung, die 
auf die Angebote der Sowjetunion eingehen-
den Staaten des Nahen Ostens aus westlicher 
Abhängigkeit zu befreien und sowjetischem 
Einfluß zu öffnen.
Als Nasser am 26. Juli 1956 auf die Weige-
rung der USA, Großbritanniens und der Welt-
bank, das Assuan-Projekt zu finanzieren, mit 
der Verstaatlichung des Suez-Kanals reagier-
te, unterstützte die Sowjetunion die ägypti-
sche Aktion 38 ) und erhöhte sogleich ihre mi-
litärtechnologische und wirtschaftliche Hilfe. 
Während zunächst das Recht Ägyptens betont 
wurde, den Suez-Kanal uneingeschränkt zu 
verwalten, meldete die Sowjetunion später 
ihr Mitspracherecht an und legte in der Fol-
gezeit gegen alle Lösungsversuche
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, die keine 
sowjetische Beteiligung vorsahen, ihr Veto 
ein ).
Die israelische Invasion Ägyptens im Okto-
ber 1956, der ein britisch-französicher Ver-
such, die Suezfrage militärisch zu lösen, un-
mittelbar folgte, bot der Sowjetunion eine ein-
zigartige Gelegenheit, sich mit der arabischen 
Welt zu solidarisieren, zeigte aber ebenso die 
für Moskau neue Gefahr, auch militärisch in 
den Nahost-Konflikt verwickelt zu werden. 
Einen Krieg hatte die sowjetische Führung 
weder erwartet noch wollte sie an ihm betei-
ligt sein40), wie auch die Verlegung der IL-28 
Staffel nach Oberägypten schon andeutete. 
Als eigentlichen Gegenspieler sahen die So-
wjetführer im Nahen Osten die USA: Sie 
wurden in einer Propagandakampagne als 
wirkliche Feinde der arabischen Staaten hin-
gestellt41 ). Während Präsident Eisenhower 
am 5. Januar 1957 das amerikanische Interes-
se im Nahen Osten neu formulierte42 ), er-
setzte die Sowjetunion die den Ägyptern ver-
lorengegangenen Waffen und band durch zu-



sätzliche finanzielle Anleihen und Handelsab-
kommen Ägypten und Syrien noch stärker an 
sich. Auch übernahm sie Finanzierung und 
Bau des Assuan-Projekts43 ). Die Reaktion 
der Sowjetunion auf die Eisenhower-Doktrin, 
deren Ausführung das weitere sowjetische 
Vordringen verhindern sollte, war so erfolg-
reich, daß ihre Thesen vollständig von der 
öffentlichen Meinung in den arabischen Län-
dern üb 44ernommen wurden ).

43) A. F. Sultanov, a. a. O., S. 20.
44) L. N. Vatolina, a. a. O., S. 26.
45) Izvestija vom 27. 8. 1957.
46) Pravda vom 14. 7. 1960.
47) A. F. Sultanov, a. a. O., S. 20.

48) Pravda vom 28. 1. 1959.
49) Ebenda.
50) Kommunist 1/1961, S. 4; Pravda vom 17. 9. 1963.

Mit Syrien, das sich 1957 am stärksten an die 
Sowjetunion anlehnte, schlossen die Sowjets 
am 28. Oktober 1957 einen Kooperationsver-
trag, der ihre Position und ihren Einfluß we-
sentlich stärkte. Eine dreimonatige Kampagne 
gegen den Westen, die sogar in der militäri-
schen Bedrohung der

45
 Türkei gipfelte, hatte 

diesen Vertrag vorbereitet ).

Das Grundmuster sowjetischer Nahost-Politik 
änderte sich 1958 nur wenig. Die unerwartete 
Revolution am 14. Juli in Bagdad wirkte sich 
vorteilhaft für die Sowjetunion aus, da hier-
mit ein weiterer Staat aus dem westlichen 
Paktsystem ausschied und sowjetischem Ein-
fluß zugänglich wurde46 ). Ein Wirtschaftshil-
feabkommen am 11. Oktober 1958, die Waf-
fenlieferung vom April 1959, der Konflikt 
zwischen Nasser und der irakischen Führung 
und die starke irakische KP boten auch hier 
der Sowjetunion Gelegenheit, mehr Einfluß zu 
gewinnen und zugleich den ägyptischen Prä-
sidenten zur Mäßigung gegenüber Kommuni-
sten zu v 47eranlassen ).
Die Verfolgung von Anhängern der kommu-
nistischen Partei in Ägypten im Jahre 1958 
führte zwar zu einer Abkühlung der sowje-
tisch-ägyptischen Beziehungen, doch dies be-
einträchtigte nicht die gegenseitigen Bindun-
gen und den Strom der ökonomischen und mi-
litärischen Unterstützung, solange die inter-
nationale Position der Sowjetunion aus dieser 
Beziehung Vorteile zog.

Auch hier mißachtete die Sowjetführung die 
Interessen der lokalen kommunistischen Par-
tei, da das bestehende Verhältnis zu Ägypten 
ihren nationalen Interessen nützte. So übte 
Chruschtschow auf dem 21. Parteitag im Ja-
nuar 1959 nur milde Kritik: „Wir können 
nicht versäumen, die Tatsache klar auszu-
sprechen, daß eine Kampagne gegen progres-

sive Kräfte in einigen Ländern unter dem fal-
schen Slogan des Antikommunismus geführt 
wird ... Der Kampf gegen 
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kommunistische 
und andere progressive Parteien ist eine 
reaktionäre Sache." )  Zugleich machte 
Chruschtschow deutlich, daß beim Kampf ge-
gen den Imperialismus die ideologische Über-
einstimmung mit dem Partner zweitrangig 
sei: „I
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deologische Meinungsverschiedenheiten 
müssen die Entwicklung freundschaftlicher 
Beziehungen zwischen unseren Ländern nicht 
behindern." )
Die Äußerungen Chruschtschows auf dem 
21. Parteitag zu den Zielen und Interessen der 
Sowjetunion spiegeln auch die Erkenntnis wi-
der, daß die Eigenschaften der arabischen 
Führer eine folgerichtige und systematische 
Politik sehr erschwerten. Einerseits mußten 
die Sowjets nach einer politischen Gruppe su-
chen, die sich ihnen bedingungslos anpaßte, 
andererseits behinderte der Widerspruch zwi-
schen Kommunismus und Nationalismus diese 
Bemühungen. Das Problem der Steuerung und 
das Interesse der Sowjetunion an der Kontrol-
le von krisenhaften Entwicklungen im Nahen 
Osten war für die sowjetische Führung immer 
akuter geworden, da sie eskalierende Kriege 
für möglich hielt und einer solchen Eigenge-
fährdung ausweichen wollte50 ). Von dieser 
Erkenntnis her ist auch das Streben nach 
mehr Einfluß zu verstehen. Die oft spontanen 
Aktionen der Araberführer nahmen den So-
wjets immer wieder die Initiative und zwan-
gen sie zur Improvisation. Da selbst eine 
kommunistische Partei im Nahen Osten nur 
bedingt lenkbar war, konnte die Sowjetunion 
nur dann mit einem Erfolg ihrer Politik rech-
nen, wenn es gelang, das Eingreifen der USA 
in die für die Sowjetunion auswertbaren Kon-
flikte im Nahen Osten zu verhindern.
Der politische, wirtschaftliche und militä-
rische Einfluß der USA in dieser Weltregion 
mußte daher verringert, ihre Bewegungs- und 
Handlungsfreiheit eingeengt werden. So for-
derte die Sowjetunion von den USA, ihre 
Stützpunkte im Nahen Osten aufzu geben, die 
6. Flotte aus dem Mittelmeer zurückzuziehen 
und die Eisenhower-Doktrin fallenzulassen. 
Die große Bedeutung des Zusammenwirkens 
von Militärstrategie und Politik für die eige-
ne Handlungsfreiheit war den Sowjets schon 
in den fünfziger Jahren bewußt: „Militärstra-
tegie ist eine aktive Hilfe der Politik, die zu-



weilen entscheidenden Einfluß auf ihre Ent-
wicklung ausübt, wie dies gegenwärtig der 
Fall 51 ist.“ ) Aber während die Sowjetunion 
ihre militärische Macht gegen Ende der fünf-
ziger Jahre entscheidend auf strategische Ra-
ketenwaffen stützte und sich hier auch über-
legen glaubte521), zeigten die Fehlprognosen 
einer amerikanischen „Raketenlücke“ und der 
Rückzug aus Kuba 1962 deutlich ihre strategi-
sche Unterlegenheit gegenüber dem Haupt-
gegner.

51) N. A. Talenskij, Militärstrategie und Außenpoli-
tik, in: Mezdunarodnaja zizn 3/1958, S. 38.
52) Pravda vom 27. 3. 1958.
53) B. N. Ponomarev, Einige Probleme der revolu-
tionären Bewegung, in: World Marxist Review, De-
zember 1962, S. 9.
54) N. A. Lomov, Grundlegende Thesen zur sowje- 
tischen Militärdoktrin, in: Krasnaja zvezda vom 
10. 1. 1964, S. 3.
55) V. L. Israelian et al. Sowjetische Außenpolitik.
Ein kurzer Rückblick (russ.), Moskau 1967, S. 21.

56) E. S. Varga, Der Kapitalismus des 20. Jahrhun-
derts, Berlin 1962, S. 113.
57) M. I. Sladkovskij, Die leninistische Politik der
Sowjetunion gegenüber China (russ.), Moskau 1968,
S. 17.

Ihr Fehlschlag in Kuba führte den sowjeti-
schen Entscheidungsträgem erneut vor Au-
gen, daß „die Verhinderung des nuklearen 
Krieges eine Voraussetzung für die sozialisti-
sche Weltrevolution" 53)  darstellte und das 
revolutionäre Ziel nur bei eigener strategi-
scher Überlegenheit, die global einsetzbar 
war, erreicht werden konnte. Ein Wandel der 
sowjetischen Seestrategie war dazu zwingend 
notwendig und wurde auch vollzogen, wenn 

sowjetische Militärwissenschaftler die Uner- 
läßlichkeit globalstrategischer Mobilität und 
den Charakter maritimer Operationen als „in-
struktiv für die Bestimmung 
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von Aufgaben 

und Aufbau unserer Seestreitkräfte" ) be-
zeichneten. Aus dieser Perspektive gewann 
auch der Nahe Osten für die Sowjetunion 
größere Bedeutung, und sie erweiterte ihre In- 
.teressen in diesem Gebiet. Es war deshalb kon-
sequent, wenn die Sowjetunion sich seit die-
ser Zeit stärker um Stützpunkte im Nahen 
Osten bemühte und dem Aufbau einer Mittel-
meerflotte mehr Nachdruck verlieh. Neben 
dem direkten militärischen Nutzen gewährte 
die Präsenz sowjetischer Streitkräfte und die 
Einsatzbasen im östlichen Mittelmeer der wirt-
schaftlichen und politischen Durchdringung 
der Staaten des Nahen Ostens einen wertvol-
len Schutz, da sie die Handlungsfreiheit des 
Gegners insbesondere in Krisensituationen 
begrenzte.

Die sowjetischen Interessen im Nahen Osten unter Breschnew 
und Kossygin

Die Nachfolger Chruschtschows setzten 
dessen generelle strategische Linie in der 
Politik gegenüber den Staaten des Nahen 
Ostens fort. Sie zielt auf eine graduelle Ver-
änderung der Machtverteilung zwischen den 
Weltmächten zugunsten der Sowjetunion: 
„Sowjetische Außenpolitik dient dazu, friedli-
che Bedingungen für den Aufbau des Sozialis-
mus und Kommunismus zu sichern, Einheit 
und Zusammenhalt der sozialistischen Länder 
zu gewährleisten, revolutionäre Befreiungs-
bewegungen zu unterstützen, die Solidarität 
und Zusammenarbeit mit den unabhängigen 
afrikanischen, asiatischen und lateinamerika-
nischen Ländern zu fördern und die Prinzipi-
en der friedlichen Koexistenz von Staaten mit 
unterschiedlichen Gesellschaftssystemen wei-
terzue 55ntwickeln.“ )
Das Grundmuster dieser Politik ist bis heute 
erhalten geblieben. Aber deutlicher als wäh-

rend der Regierungszeit Chruschtschows be-
stimmen aus sowjetischer Sicht zwei Elemen-
te den internationalen Machtkampf: der Auf-
stieg der Volksrepublik China und die Not-
wendigkeit für eine Weltmacht — wie die So-
wjetunion—, ihre Interessen in allen Teilen 
der Erde wirksam vertreten und möglichst 
durchsetzen zu können, ohne sich selbst zu 
sehr zu gefährden. Die steigende Bedeutung 
der Volksrepublik China wurde schon Anfang 
der sechziger Jahre gesehen: „China, das 
Land mit einem Viertel der Erdbevölkerung, 
wird sich, wenn es einen gewissen Entwick-
lungsstand der Produktivkräfte erreicht
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 hat, 
auch in ökonomischer Hinsicht zu einer der 
größten Weltmächte entwickeln.“ )

Obwohl der Wettbewerb der Sowjetunion mit 
den USA auch gegenwärtig noch dominiert, 
hat die sowjetische Führung erkannt, daß 
sich die internationale Politik in zunehmendem 
Maße in einer Dreiecksbeziehung vollzieht, 
die die Sowjetunion zwingt, langfristig ihre 
Machtpositionen zu sichern und auszudeh-
nen 57) .



Der sowjetischen Außenpolitik stellt sich da-
her die Aufgabe, das relative Gewicht der So-
wjetunion durch ihre Mittel und Methoden 
gegenüber den USA und ihren Verbündeten 
sowie der Volksrepublik China zu erhöhen, 
wobei nicht an die Errichtung eines Impe-
riums gedacht wird, sondern die Sowjetunion 
eine sozialistische Gemeinschaft der Nationen 
schafft, deren Glieder eine Form der Zusam-
menarbeit finden und praktizieren, die der So-
wjetunion eine der klassischen Hegemonie-
staaten ähnliche Position gewährt.
Unter dem Gesichtspunkt des Ringens der 
Weltmächte um politische, wirtschaftliche 
und militärstrategische Superiorität gewann 
der Nahe Osten für die Sowjetunion wach-
senden Wert, denn die Vorherrschaft über ein 
Gebiet, das durch seine zahlreichen Erdöl-
quellen, seine strategische Lage und als Ab-
satzmarkt bedeutsam ist, konnte die interna-
tionale Machtstruktur wesentlich verändern.

Diese mit den Zielen des Sowjetstaates kor-
respondierenden Eigenschaften des Objekts 
erzeugten die Interessen der Sowjetunion und 
riefen ihr erhöhtes Engagement hervor. So er-
hielten — wie schon zwischen 1955 und 1964 
— die Länder des Nahen Ostens den größten 
Teil der sowjetischen Wirtschaftshilfe, ca. 
40 °/o, wobei Ägypten der bedeutendste Ein-
zelempfänger war. Die gesamte sowjetische 
Wirtschaftshilfe an Ägypten in den Jahren 
1954—1968 umfaßte mehr als 1 Milliarde Dol-
lar58 ). Da für die Sowjetunion diese Hilfe 
ökonomisch immer ein Verlustgeschäft dar-
stellt, sind die politischen Motivationen of-
fensichtlich 59 ), obwohl die sowjetischen Poli-
tiker bei diesen Investitionen auch ökonomi-
sche Kriterien berücksichtigten. Uber eine 
bloße Wirtschaftshilfe hinaus hat auch die 
neue Führung der Sowjetunion versucht, ih-
ren Einfluß und — in Staaten wie Ägypten — 
die Abhängigkeit durch Handelsverträge und 
technologische Hilfe zu vergrößern. Die „Ge-
meinsamen Wirtschaftsausschüsse auf Regie-
rungsebene", die seit 1965/66 bestehen, ge-
statten es der Sowjetunion, sich genau über 
die Wirtschaftsentwicklung Ägyptens zu in- 
formieren60 ). Bereits bis April 1965 stammten

Forschungsinstituts der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Bd. 73, Hannover 1970, S. 221.
61) I. S. Matjuchin, Die VAR-Wirtschaft und Außen-
handel (russ.), Moskau 1966, S. 121.
62) Izvestija vom 29. 5. 1971.
63) Pravda vom 14. 10. 1971.

58) Janos Horvath, Economic Aid Flow from the 
USSR: A Recount of the First Fifteen Years, in: 
Slavic Review, Dezember 1970, Vol. 29 Nr. 4, 
S. 628.
59) Franklyn D. Holzman, Soviet Trade and  
Policies, in: J. C. Hurewitz (ed), Soviet-American 
Rivalry in 
60)

the Middle East, New York 1969, S. 111. 
 Kurt Müller, Die Entwicklungshilfe Osteuropas. 

Konzeptionen und Schwerpunkte. Schriftenreihe des

47, 5 ’/o der gesamten Kredite an Ägypten aus 
den sozialistischen Ländern ).61

Ausmaß und Charakter dieser Handelsverein-
barungen sowie der Versuch der Sowjetuni-
on, politische Gruppen in den Staaten des Na-
hen Ostens zu fördern, die auch eine stärkere 
ideologische Anlehnung an die Sowjetunion 
erwarten ließen, zeigen deutlich das sowjeti-
sche Interesse, außenpolitische Übereinstim-
mung mit diesen Nationen zu erzielen.

Der Freundschaftsvertrag zwischen der So-
wjetunion und Ägypten vom 27. Mai 1971 
verpflichtete die Partner sogar zur Zusam-
menarbeit auf allen Gebieten und zur Konsul-
tation62 ). Er wurde geschlossen, obwohl der 
ägyptische Präsident Sadat die Mitglieder ei-
ner auch gesellschaftspolitisch nach der So-
wjetunion ausgerichteten Oppositionsgruppe 
um Ali Sabri Anfang Mai 1971 entmachtet 
hatte und gerichtlich verfolgen ließ.

Der Vertrag bestätigte nicht nur den bis da-
hin bestehenden Zustand. Sein Zweck war es 
vielmehr, bisherige Bindungen zu sichern, zu 
vertiefen und weitere Möglichkeiten zu schaf-
fen, die der Sowjetunion eine effektivere Ein-
wirkung auf die Politik im Nahen Osten ge-
statteten. In diesem Kontext müssen auch die 
Gespräche des ägyptischen Präsidenten Sadat 
in Moskau vom 11. bis 13. Oktober 1971 gese-
hen werden. Der ägyptische Präsident ver-
sprach damals erneut, sich bei der Umgestal-
tung der Gesellschaft seines Landes der Er-
fahrung der Sowjetunion zu bedienen und 
verurteilte Antikommunismus und Antisowje-
tismus, während die sowjetische Führung die 
militanten Äußerungen Sadats abschwächte, 
weitere militärische Unterstützung zwar zu-
sagte, aber darauf bestand, daß eine Lösung 
des Nahost
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-Konflikts nur im Rahmen der 
UNO-Resolution Nr. 242 vom 22. November 
1967 gesucht werden sollte ).

Die sowjetisch-ägyptischen Beziehungen blie-
ben daher nicht ohne Reibungen. Während 
Sadat immer wieder ein „roll back" Israels 
forderte und entsprechende Waffen von der 
Sowjetunion erbat, zeigte Moskau deutliche 
Zurückhaltung und lieferte im wesentlichen 
nur defensiv einsetzbare Waffen an Ägyp-
ten. überdies trugen die Absprachen der So-



wjetunion mit den USA zur Verhärtung des 
ägyptischen Kurses bei. Moskau wurde vor-
geworfen, nur eigene Interessen zu verfolgen, 
die arabische Sache aber ungenügend zu un-
terstützen. Einen Höhepunkt erreichte die 
Verstimmung mit der Ausweisung der sowje-
tischen Militärberater Mitte Juli 1972. Den-
noch galt der Freundschaftsvertrag weiter, 
und bereits im Herbst 1972 mußte Sadat in 
Moskau um die Fortsetzung der Waffenhilfe 
bitten. Dem ägyptischen Verlangen kamen 
die Sowjets aber erst im April 1973 — nach 
dem Besuch von Außenminister Fahmi und 
Verteidigungsminister Ismail in Moskau — 
zögernd und unvollkommen nach. Die Rück-
kehr ihrer Militärberater konnten die Sowjets 
nicht durchsetzen. Bei mehr als einer Gele-
genheit mußte die sowjetische Führung seit-
her erfahren, daß ihr Einfluß, ihre Unterstüt-
zung, ihre Berater von den Ägyptern zwar ge-
braucht werden, aber im Grunde nicht will-
kommener sind, als es einst Briten und Fran-
zosen waren. Uber die grundlegenden Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen der Sowjet-
union und Ägypten halfen bisher auch die 
zahlreichen Besuche der Außenminister nach 
dem Oktoberkrieg 1973 nicht hinweg. Die 
Wirksamkeit des Freundschaftsvertrages vom 
27. Mai 1971 reduzierte sich beinahe auf den 
Austausch von Grußbotschaften zum vierten 
Jahrestag seiner Gültigkeit. Mit der Unter-
zeichnung des zweiten Sinai-Abkommens am 
4. September 1975 und einer weitgehenden 
Anlehnung Ägyptens an die USA erreichten 
die sowjetisch-ägyptischen Beziehungen einen 
neuen Tiefpunkt.
Nach dem schnellen Abzug des sowjetischen 
Personals aus Ägypten im Jahre 1972 wandte 
sich das Hauptinteresse Moskaus Syrien, dem 
Irak und Libyen zu. Diese drei Staaten wur-
den seither von den Sowjets als zuverlässig-
ste Verbündete im Nahen Osten hingestellt 
und deren positive Entwicklung allein der so-
wjetischen Hilfe zugeschrieben64 ). Die deut-
liche Bevorzugung Syriens und Libyens auch 
im Hinblick auf die Lieferung modernster 
Waffen gerieten fast zu einer Demonstration 
gegen Kairo. Dennoch kann die sowjetische 
Unzufriedenheit mit den bisherigen Ergebnis-
sen ihrer Außenpolitik in diesem Bereich 
nicht übersehen werden. Die hohen Investitio-
nen und die immer gefährdete politische Divi-
dende sind seit 1955 Gegenstand innersowje-
tischer Diskussion geblieben: „Die internatio-
nale Aktivität der Entwicklungsländer hat

65) A. A. Lavrischtschev, Die Entwicklungsländer in 
der Weltpolitik (russ.), Moskau 1970, S. 4.
66) Sovetskaja Rossija vom 15. 4. 1969.
67) Kurt Müller, a. a. O., S. 270.
68) Franklyn D. Holzman, a. a. O., S. 114.64) International Affairs 5/1974, Moskau, S. 67. 

Insgesamt noch nicht die Hoffnung erfüllt, die 
man in sie während der Periode des Kampfes 
der Völker Asiens und Afrikas gegen den Ko-
lonialismus und für die Befreiung 65 setzte." ) 
Aus sowjetischer Sicht erschien auch die Au-
ßenpolitik der Nahoststaaten „in vielen Fäl-
len inkonsis 66tent und wechselhaft" ).

Die Palästinenser entsprachen bisher nicht 
den sowjetischen Vorstellungen von einer po-
litischen Elite, die zur besseren Steuerung der 
Politik im Nahen Osten im Sinne der sowjeti-
schen Interessen benutzt werden konnte. Sie 
wurden sogar kritisiert wegen ihrer „unreali-
stischen Haltung, die die G
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Nahen Osten nicht berücksichtigt" ). Den-
noch unterstützten die Sowjets die Palästi-
nenser, da sie als Schicksalsfiguren des ara-
bisch-israelischen Konflikts zwar nicht pro-
blemlose Begleiter, aber inzwischen unentbehr-
liche Gesprächspartner geworden sind. Insge-
samt jedoch betrachtet die Sowjetunion ihre 
Politik gegenüber den Nahoststaaten als Er-
folg. In zunehmendem Maße hat die Sowjet-
union ihre Wirtschafts- und Entwicklungshilfe-
politik zur Förderung ihrer außenpolitischen 
Interessen im Nahen Osten eingesetzt. Sie rich-
tete sich in den letzten Jahren nicht mehr al-
lein auf Staaten, die dem westlichen Bündnis-
system nicht angehören. Vielmehr wurde und 
wird versucht, auch Staat
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en wie die Türkei 
und den Iran durch konstruktive und aktive 
Wirtschaftshilfeprogramme dem sowjetischen 
Einfluß langfristig zu erschließen ).

Weitreichende Konsequenzen für die sowjeti-
sche Nahostpolitik hat die wachsende Bedeu-
tung der Erdölvorkommen im Nahen Osten 
gehabt. Da die Sowjetunion selbst über we-
sentliche Erdölquellen verfügt, ist die Kon-
trolle des Olgeschäftes für sie keine Frage 
des überlebens, doch erzeugte die Möglich-
keit, den Einfluß kapitalistischer Staaten auch 
auf diesem Sektor zurückzudrängen, aus dem 
Olgeschäft Profit zu ziehen und weitere Bin-
dungen zu den Nahoststaaten zu schaffen, zu-
nehmendes Interesse. Darüber hinaus gestat-
tete die Abnahme des Nahost-Ols, den in den 
letzten Jahren durch den fortschreitenden In-
dustrialisierungsprozeß stark gestiegenen so-
wjetischen Bedarf zu decken und teurere Er-
schließungen eigener Vorkommen zu begren-
zen. Die langfristigen Lieferverträge mit Syri- 65



en 1965, dem Iran 1966, Irak 1967, Libyen 
1969, die auch sowjetische technische Hilfe 
bei der Neuerschließung und Ausbeutung der 
Erdölvorkommen regeln, dokumentieren, daß 
die Sowjetunion sich massiv in das Olge- 
schäft einschalten konnte.
In ihrem Bemühen um globalstrategische Mo-
bilität und der Suche nach strategischen Posi-
tionen hat die Sowjetunion die Schlüsselstel-
lung des Nahen Ostens für ihr Vordringen 
nach Afrika und in den Indischen Ozean 
nicht übersehen. Die militärische Präsenz der 
Sowjetunion im Nahen Osten wurde während 
der zweiten Hälfte der sechziger Jahre stän-
dig erweitert, ihr militärisches Engagement 
auf den Sudan, Somalia und den Yemen ausge-
dehnt und eine Mittelmeerflotte geschaffen, 
die die Handlungsfähigkeit der Westmächte 
einengte, deren Bereitschaft, in lokale Kon-
flikte einzugreifen, herabsetzte und die sich 
in diesem Gebiet befindet, „um die Staatsin-
teressen" der UdSSR zu schützen69 ). Die An-
wesenheit sowjetischer Streitkräfte ist seither 
ein Faktor, der bei jeder politischen Aktion 
im Nahen Osten berücksichtigt werden mußte.

69) Izvestija vom 15. 6. 1971.
70) IISS London, The Military Balance 1970/71, S. 97.
71) International Affairs 11/1974, Moskau, S. 114.
72) Novoe vremja 24/1974 vom 14. 6. 1974, S. 13.
73) Novoe vremja 23/1971 vom 4. 6. 1971, S. 9.

Da eine so große Kriegsflotte im Mittelmeer 
nicht gehalten werden konnte, ohne daß per-
manente Einsatzhäfen und Stützpunkte zur 
Verfügung standen, erwarb die Sowjetunion 
Nutzungsrechte der Häfen von Alexandria, 
Port Said, Latakia und Marsa Matruk70 ). 
überdies steht der Sowjetunion der Stütz-
punkt Mers-el-Kebir in Algerien als Ausbes- 
serungs- und Versorgungshafen zur Verfü-
gung.
Auch im Indischen Ozean erhöhte die Sowjet-
union ihre militärische Präsenz. Zahlreiche 
Äußerungen sowjetischer Politiker und Mili-
tärs lassen erkennen, daß dieser Region eine 
außerordentlich große strategische Bedeutung 
zugemessen wird71 ). Die sowjetischen An-
griffe gegen die Errichtung der US-Basis auf 
Diego Garcia zeigen, daß die USA als der we-
sentliche Gegenspieler gesehen werden72 ). 
Der Bau der Marinebasis Hodeida im Süden 
der arabischen Halbinsel und das Engagement 
in Somalia weisen auf den Willen der Sowjet-
union hin, die Seeüberlegenheit der westli-
chen Mächte in diesem Gebiet zu brechen 
und den Verbindungsweg nach Südostasien 
zu sichern73 ). Auf lange Sicht könnte ein Er-

folg dieser Bemühungen sogar zu einer Bedro-
hung der westlichen Verbindungswege füh-
ren. Breschnew machte überdies die Absicht 
der Sowjetunion deutlich, ihre bisher noch 
immer vorhandene globalstrategische Unter-
legenheit besonders im Hinblick auf die Ent-
wicklung ihrer Seemacht auszugleichen: „Wir 
betrachteten und betrachten niemals eine Si-
tuation als ideal, in der die Kriegsflotten der 
Großmächte auf längere Zeit fern von ihren 
Küsten operieren. Wir sind bereit, dieses Pro-
blem zu lösen, abe 74r unter Gleichen ...“ ).
Die Interdependenz der sowjetischen Interes-
sen und deren permanente Ausdehnung wer-
den auch von sowjetischen Militärstrategen 
wie Admiral Gorschkow, dem Befehlshaber 
der sowjetischen Seestreitkräfte, nicht geleug-
net: „Mit der wachsenden Wirtschaftsmacht 
der Sowjetunion weiten sich auch ihre Inter-
essen auf den Meeren und Ozeanen immer 
mehr aus und werden dementsprechend neue 
Anforderungen an die Seestreitkräfte hin-
sichtlich ihrer Verteidi
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der Imperialisten gestellt." )
Nicht die Anwendung militärischer Macht im 
Kriege hat die Sowjetunion dazu bewegt, glo-
balstrategische Handlungsfähigkeit zu erwer-
ben. Vielmehr schufen nach sowjetischem 
Verständnis die politischen Implikationen mi-
litärischer Macht, ihr latenter Einfluß im Frie-
den, eine Möglichkeit, sie als Instrument der 
Außenpolitik zu benutzen.
In einer bemerkenswerten Artikelserie im 
Morskoj sbornik wies Admiral Gorschkow 
darauf hin, daß Seemacht nicht aktiv ausge-
übt werden muß, wenn man beabsichtigt, po-
litische Entscheidungen zu beeinflussen. Die 
Geschichte, so lehrt Gorschkow, habe gezeigt, 
daß die Seemächte großen Einfluß allein da-
durch gewinnen konnten, daß die anderen 
Staaten deren Machtposition anerkannten und 
ihre Politik diesen Bedingungen anpassen 
mußten. Bereits die militärische Präsenz auf 
allen Weltmeeren reicht aus, um „Verlauf 
und Ausgang von Konflikten zu beeinflus-
sen 76" ).
Angesichts der Gefahr der Konfrontation mit 
den USA hat die Sowjetunion kein Interesse 
an militärischen Auseinandersetzungen und

74) IISS London, Strategie Survey 1968, S. 32.
75) S. G. Gorschkov, Die Entwicklung der sowjeti- 
schen Kunst der Seekriegführung (russ.), in: 
Morskoj sbornik 2/1967, S. 21.
76) S. G. Gorschkov, Ozeanischer Schutz des Vater-
landes (russ.), in: Kommunist vooruzennych sil 
14/1975, S. 13.



befürwortet eine politische Regelung des ara-
bisch-israelischen Konflikts, die es ihr er-
laubt, als Garant eines Modus vivendi in die-
sem Gebiet aktiv mitzuwirken 77).  Aus dem 
sowjetischen Verhalten wird deutlich, daß 
der arabisch-israelische Konflikt mit dem Rin-
gen der Weltmächte um Einfluß im Nahen 
Osten untrennbar verknüpft ist. Die Sowjet-
union hat daher stets auf der „vollständigen 
Erfüllung aller Punkte der Resolution des Si-
cherheitsrates vom 22. November 1967 und
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dem Rückzug Israels auf die Linie vom 4. Juni 
1967" bestanden ).
Dieses grundlegende Verhalten änderte sich 
auch während und nach dem Yom-K
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ippur- 
Krieg nicht. Die Sowjetunion unterstützte die 
ägyptischen Ansichten und forderte erneut 
die Durchsetzung der UNO-Resolution ). 
Konsequent wurde der für die Kampfhandlun-
gen benötigte Nachschub geliefert und die 
Flottenstärke im Mittelmeer erhöht. Das ge-
meinsame Interesse der beiden Weltmächte, 
eine militärische Konfrontation zu vermeiden 
und ihr Streben nach Entspannung blieben je-
doch dominant: Sie verhandelten und be-
stimmten den Waffenstillstand. Wenn Bre-
schnew andererseits eine „besondere Verant-
wortung" für die Regelung des Nahost-Kon-
flikts beansprucht, so bedeutet dies, daß die 
Sowjetunion Machtverschiebungen in diesem 
Gebiet nicht den Staaten des Nahen Ostens 
überlassen will, aber auch die Beherrschung 
des Nahen Ostens durch die USA als Bedro-
hung der eigenen Sicherheit empfindet.
Die Wiedereröffnung des Suez-Kanals lag im-
mer im sowjetischen Interesse, konnte aber 
nie ein Ersatz für eine politische Regelung im 
Nahen Osten sein80 ). Die acht Jahre währen-
de Schließung dieses Wasserweges behinder-
te zwar die strategische Mobilität der sowje-
tischen Seestreitkräfte, ihrer Handelsmarine 
und ihren gesamten Handelsverkehr mit den 
Staaten südlich und östlich von Suez, der im 
letzten Jahrzehnt infolge des wachsenden En-
gagements in Südostasien besonders stark an-
stieg. Doch richtete sich das sowjetische Pri-
märinteresse stets darauf, im Rahmen langfri-

81) Novoe vremja 22/1974 vom 31. 5. 1974, S. 17;
vgl. Pravda vom 23. 2. 1975.
82) Pravda vom 27. 4. 1975.
83) International Affairs 4/1975, Moskau, S. 38-, vgl. 
Pravda vom 31. 8. 1975 und Mezdunarodnaja ekono- 
mika i mezdunarodnyje otnosenija 8/1975, S. 104.

77) Pravda vom 30. 1. 1974 — Vgl. International 
Affairs 4/1975, Moskau, S. 35.
78) A. A. Lavrischtschev, a. a. O., S. 99 ff.
79) Novoe vremja 10/1974 vom 8. 3. 1974, S. 5.
80) International Affairs 11/1974, Moskau, S. 117. 

stiger Zielsetzungen mehr Einfluß im Nahen 
Osten zu gewinnen. So war es nur konse-
quent, wenn die Sowjetunion Kissingers Di-
plomatie der kleinen Schritte, die den ameri-
kanischen Einfluß im Nahen Osten ausdehnte 
und die sowjetisch-ägyptischen Beziehungen 
weiter verschlechterte, ablehnte und statt 
dessen die Wiederaufnahme der Genfer Nah-
ost-Ko 81nferenz forderte ).
Nach sowjetischer Vorstellung sollten die 
Verhandlungen dabei in drei Phasen verlau-
fen:
1. Einigung über eine vollständige Rückgabe 
aller von Israel eroberten arabischen Ge-
biete.
2. Einigung über die Garantie der legitimen 
Rechte des arabischen Volkes von Palästina 
und Errichtung eines eigenen Staates.
3. Garantien für die Rechte aller Staaten im 
Nahen Osten — einschließlich Israel — auf 
Existenz und unabhängige Entwicklung 82).

Ein derartiges Programm würde die perma-
nente Mitwirkung und Einflußnahme der So-
wjetunion im Nahen Osten sichern. Vor allem 
nach dem Scheitern der Kissinger-Mission für 
ein Sinai-Abkommen Ende März 1975 entfal-
tete die Sowjetunion eine rege diplomatische 
Aktivität, um die Wiederaufnahme der Genfer 
Konferenz zu erreichen. Doch hatte der ägyp-
tische Präsident die Hoffnung auf einen Er-
folg der Politik der kleinen Schritte noch 
nicht aufgegeben. Der Abschluß der Kissin-
ger-Mission im August 1975 ließ die Sowjet-
union erneut an Boden im Nahen Osten ver-
lieren und verschlechterte ihr Verhältnis zu 
Kairo weiter. Mit der Unterstützung aller 
Staaten und politischen Gruppen im Nahen 
Osten, die — wie die Palästinenser — eine 
Politik der kleinen Schritte bekämpfen, ver-
sucht die Sowjetunion nunmehr, ihre Position 
wieder zu festigen83 ). Trotzdem liegt gerade 
hier in absehbarer Zukunft noch die Chance 
der Sowjetunion, ihre politischen, wirtschaft-
lichen und militärstrategischen Interessen im 
Nahen Osten zu verwirklichen.



Gregor M. Manousakis

Patt im Mittelmeer
Für das frühe Altertum war das Mittelmeer 
noch eine unüberwindliche Barriere. Sowohl 
die nahöstlichen Reiche mit Mesopotamien 
als Mittelpunkt wie auch Ägypten blühten 
neben großen Wasserströmen auf, konnten je-
doch keine Beziehung zum Meer entwickeln. 
Ägypter mögen hin und wieder die Küsten 
des Ostmittelmeeres umschifft haben, aber 
das Land blieb immer in Sichtnähe; zum See-
fahrer wurden sie nicht1). Das erste Seereich 
im Mittelmeer entfaltete sich auf den ägäi-
schen Inseln mit Kreta als Mittelpunkt. Es 
war der erste europäische Staat, dessen 
Macht sich hauptsächlich auf das Meer und 
das Schiff stützte. Sein Machtbereich er-
streckte sich über die gesamte Ägäis, und 
auch kontinentale Städte waren ihm tribut-
pflichtig; die Sage von Minotaurus und The- 
seus zeugt davon.

2) Arnold J. Toynbee, Der Gang der Weltgeschichte, 
Bd. II: Kulturen im Übergang, München 1970 (dtv),
S. 260 ff.

Der Machtschwund Ägyptens und der vor-
derasiatischen Großreiche schaffte ein Vaku-
um, das den Phöniziern die Möglichkeit gab, 
ihre Städte zu verlassen und sich um die 
Jahrtausend wende v. Chr. auf das offene 
Meer zu wagen. Sie verwandelten das Mittel-
meer in einen Seeweg, auf welchem fortan 
Waren, Einflüsse und Kulturen hin und her 
gelangten. Aus Sidon und Tyros kommend, 
wurden die Phönizier auf dem südlichen Zy-
pern, Kreta, Malta, West-Sizilien, Korsika und 
an der Küste Spaniens bis hin zum Atlantik 
ansässig. Am nachhaltigsten war ihr Einfluß 
in Nordafrika; hier entstand Karthago, ihre 
berühmteste Kolonie. Die phönizischen Nie-
derlassungen waren auf das Meer hin ausge-
richtet; das Hinterland blieb für sie terra in- 
cognita. Wenn man den unterschiedlichen 
Verhältnissen Rechnung trägt, so ist der Ver-
gleich zwischen dem phönizischen und dem 
venezianischen „Imperium" statthaft.
Die Situation änderte sich, als die Griechen 
erschienen. Zunächst traten auch sie als 
Händler, später aber als Kolonisatoren auf 
und brachten überall ihre staatliche Organi-
sation — die Polis — und vor allem ihr 
Machtbewußtsein mit. Kreta, Zypern, die klein-
asiatische Küste, das Schwarze Meer, die

1) Margaret Boveri, Das Weltgeschehen am Mittel-
meer, Zürich 1936, S. 18 ff. Es handelt sich um eine 
ältere, aber dennoch interessante Darstellung der 
Geschichte des Mittelmeeres.

Ägäis, die Adria, Süd-Italien, Sizilien und 
Südfrankreich bis hin zu Spanien zählten zu 
ihrem unangefochtenen Einflußbereich. Diese 
Ausbreitung ging nicht so kampflos vonstat- 
ten, wie es bei den Phöniziern der Fall gewe-
sen w 2ar ).
Indem die Griechen den Sieg davontrugen, 
führten sie eine machtpolitische Prämisse ein, 
die bis heute ihre Gültigkeit besitzt: das Mit-
telmeer wird von dem beherrscht, der seine 
beiden Küsten fest in der Hand hat. Ob Kar-
thago, das Römische Imperium oder Byzanz 
— alle mußten erfahren, daß der Verlust der 
jeweils gegenüberliegenden Küste der Beginn 
des Niederganges war. über zwei Jahrtausen-
de lang wurde daher das Mittelmeer die 
Drehscheibe, auf der der Gang der europä-
ischen Geschichte mitbestimmt wurde. Nur in 
der Zeit des Machtzerfalls des Byzantinischen 
Reiches verlor das Mittelmeer an machtpoliti-
scher Bedeutung, es wurde zur umstrittenen 
Domäne der Handelsstädte Venedigs und ara-
bischer Piraten. Der europäische Nordwesten 
erkannte das Vakuum nicht; er bestritt vor-
erst seinen weltpolitischen Machtanspruch 
durch die Kreuzzüge auf dem Lande — und 
verlor.
Erst durch den Sieg der Spanier in der See-
schlacht von Navpaktos (Lepanto) 1571 über 
die Türken kam das Mittelmeer wieder unter 
die Herrschaft eines europäischen Staates. 
Mehr als ein Jahrhundert später vertrieb Pe-
ter der Große die Türken vom Norden des 
Schwarzen Meeres, um die Meerengen zu be-
herrschen und sich den freien Zugang zum 
Mittelmeer zu sichern. Der russische Zar 
konnte allerdings sein Ziel nicht verwirkli-
chen. Im 18. und 19. Jahrhundert blieb daher 
das Mittelmeer vor allem zwischen Großbri-
tannien und Frankreich umstritten. Nach der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts konnte 
England eine Pax Britannica im Mittelmeer 
durchsetzen mit Gibraltar, Malta, Zypern, spä-
ter Ägypten und dem Suez-Kanal als Haupt-
stützpunkten. Eines der Hauptanliegen briti-
scher Macht im Ostmittelmeer war die Stüt-
zung des morschen Osmanischen Reiches a
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Riegel gegen den nach wie vor vorhandenen 
Drang Rußlands zum Süden ). *



I. Die Bedeutung des Mittelmeeres für die Verteidigung des Westens

„Im Bereich des Mittelmeeres befinden sich 
täglich rund 2 600 Handelsschiffe, davon etwa 
1 500 auf See und 1 100 in den Häfen. Von den 
1 500 auf See fahren etwa 1 200 unter der 
Flagge westlicher oder dem Westen verbun-
dener Länder (die übrigen von neutralen Län-
dern oder dem Ostblock). Diese 1 200 Schiffe 
befördern für die Küstenländer lebenswichti-
ge Güter." 4) Schon aus dieser Perspektive 
der Versorgungsstraße wird die Wichtigkeit 
des Mittelmeeres für seine Anrainer erkenn-
bar. Für Griechenland, die Türkei und Israel 
erhält dieser Aspekt einen absoluten Wert, 
denn im Ernstfall kann ihre Versorgung fast 
nur vom Meer her erfolgen. Griechenland und 
die Türkei sind von Westeuropa durch kom-
munistische Staaten getrennt und Israel hat 
vom Lande her vorerst nichts zu erwarten.
Selbst wenn man den Versorgungsaspekt au-
ßer acht läßt, ist es dennoch leicht ersichtlich, 
daß die Verteidigung Europas ohne das Mit-
telmeer nicht möglich ist. Italien, Griechen-
land und die Türkei sind Halbinseln, die tief 
ins Meer hineinragen. Vor allem die beiden 
ersteren haben eine uralte maritime Tradition 
und sind sowohl als Völker wie auch als 
Staaten dem Meer zugewandt; ihre großen 
Bevölkerungs-, Verkehrs- und Industriezen-
tren liegen in der unmittelbaren Nähe der Kü-
ste; dies ist auch bei Spanien nicht viel an-
ders. Aus diesem Grunde kommt für sie nur 
dann eine Front an ihren Landgrenzen in Fra-
ge, wenn die maritimen sicher sind. Die bei-
den Weltkriege haben diesen Grundsatz be-
stätigt. Ohne die Mittelmeeranrainer ist Euro-
pa daher in jeder Hinsicht ein Torso. Die 
Sperriegelfunktion Deutschlands gegen einen 

eventuellen Angriff vom Osten kann nur mit 
sicheren Flanken erfüllt werden. Dazu gehört 
das Mittelmeer.

Ulrich de Maiziere, ehemaliger Generalin-
spekteur der Bundeswehr, sagte im April 
1971, daß „die amerikanische Präsenz im Mit-
telmeer, dargestellt vor allem durch die sech-
ste amerikanische Flotte, für die Erhaltung 
des Gleichgewichts im europäischen Raum 
von gleicher Wichtigkeit ist wie die Anwe-
senheit amerikanischer Truppen in Mitteleu-
ropa" 5). Und im Januar 1974 konnte man 
feststellen, „das Zentrum des Ost-West-Kon-
fliktes sei von Mitteleuropa ins Mittelmeer
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gerückt" ). Die Bedeutung des Mittelmeeres 
erschöpft sich jedoch nicht in der Interdepen-
denz der Verteidigung zwischen ihm und Zen-
traleuropa. Darüber hinaus schafft das Mittel-
meer die „Brücke", die Europa mit Afrika 
verbindet. In Ost-West-Richtung stellt das 
Mittelmeer außerdem eine Durchgangsstraße 
dar, die über den Suez-Kanal den Weg von 
Europa zum Indischen Ozean um drei Wo-
chen gegenüber der Route um das Kap der 
Guten Hoffnung verkürzt.

Um so weniger kann ein Weltmachtanspruch 
mit europäischen Interessen ohne eine starke 
militärische Präsenz im Mittelmeer begründet 
werden. Nach dem Zweiten Weltkrieg traf 
dies insbesondere auf die USA zu. Im Bereich 
des Mittelmeeres hatten sie eine ganze Reihe 
von Verbündeten zu schützen. Völlig er-
schöpft und ausgeblutet waren diese allein 
nicht in der Lage, sich dem die Hegemonie 
über ganz Europa anstrebenden sowjetischen 
Imperialismus zu widersetzen.

II. Das Mittelmeer — ein westliches Binnenmeer

Am 21. Februar 1947 teilte die Regierung 
S. M. des Königs Georg VI. vom Vereinigten 
Königreich der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika überraschend mit, daß 
sie die Belastungen, die ihr aus der kommu-
nistischen Rebellion in Griechenland erwüch-
sen, nicht mehr tragen könne. Sie sehe sich

3) Vgl. Christoph von Imhoff, Duell im Mittelmeer, 
Freiburg 1968, S. 9 ff.
4) Wolfgang Höpker, Wie rot ist das Mittelmeer?, 
Stuttgart 1968, S. 13.

daher genötigt, sich schon am 1. April 1947 
aus Griechenland militärisch zurückzuziehen. 
Am 12. März 1947 hielt Truman, um seine 
Forderung nach einer Finanzhilfe von 250 
Mill. Dollar an Griechenland zu untermauern, 
vor dem Kongreß eine Rede, die bald gemein-
hin als die „Truman-Doktrin" in die Ge-

5) Die Auswärtige Politik der Bundesrepublik 
Deutschland, hrsg. vom Auswärtigen Amt, Köln 
1972, S. 815.
6) Herbert Kremp, Mittelmeer — Raum der Ent-
scheidungen, in: Die Welt, 6. 1. 1974.



schichte eingegangen ist 7). Wenn es um die 
Fixierung des genauen Zeitpunktes des Ver-
zichts Englands auf die Rolle einer Welt-
macht und des Einzuges der USA ins Mittel-
meer gehen soll, so muß jener 21. Februar 
1947 als Datum gelten. Bis dahin und für eini-
ge Jahre danach gab es im gesamten Mittel-
meer einen einzigen Unruheherd: eben Grie-
chenland, das aber dank der großzügigen mi-
litärischen Hilfe der USA im Sommer 1949 
jene kommunistische Rebellion niederwerfen 
konnte.
Ansonsten war das Mittelmeer noch das 
„mare nostrum“ des Westens, ein friedliches 
Binnenmeer, vom Winde des Kalten Krieges, 
der in Zentral-Europa und in Berlin bereits hef-
tig blies, unberührt. Noch hielten die Englän-
der hier Positionen wie Suez, Zypern, Ägyp-
ten, Malta und Gibraltar fest; Marokko und 
Algerien lagen in französischer Hand, Libyen 
unter König Idris stellte ebenso kein Problem 
dar wie auch der Libanon und Syrien. Grie-
chenland, Italien und Frankreich erholten sich 
mit Hilfe des Marshallplanes und bildeten zu-
sammen mit den USA eine einheitliche Front 
gegen jeden weiteren Expansionsversuch der 
Sowjetunion in Europa. Dazu kam die Türkei, 
die — erschrocken über russische territoriale 
Forderungen in Anatolien — Schutz bei der 
westlichen Welt suchte und fand. Jugoslawien

7) Harry Truman, Memoiren, 2 Bde„ Stuttgart 1955 
bis 1956, Bd. 2: Jahre der Bewährung und des Hof-
fens (1946—1955), S. 108 ff., S. 113 ff. 

löste sich aus dem Machtbereich der UdSSR. 
Im Westen fand man es nun doch besser, 
daß 1936 die Volksfront in Spanien nicht ge-
siegt hatte; bereitwillig holte man damals 
Franco aus der Isolierung. Obendrein herrschte 
über das Mittelmeer die 6. US-Flotte. Von Suez 
bis Gibraltar und von den europäischen bis zu 
den afrikanischen Gestaden gab es nichts, 
was ihr die Vorherrschaft streitig machen 
konnte. Ihr Auftrag ist, „Gegenschläge im 
Rahmen der NATO-Planung mit taktischen 
Atomwaffen auf den südlichen und südöstli-
chen Teil des sowjetischen Staatsgebietes“ 
durchzuführen. Daneben sollte sie „mit ihren 
U-Bootjägern auch zur Sicherung des Mittel-
meeres, kraft einer Verstärkung des Darda-
nellen-Riegels, beitragen und im übrigen im 
gesamten Mittelmeerraum begrenzte Interven-
tionen mit Luftstreitkräften und kleinen Trup-
penlandungen an fremden Küsten ausführen 
können" 8).

8) So Lothar Ruehl in: Die Welt, 30. 9. 1967.

Entsprechend ihrem Auftrag ist auch die Stär-
ke der Flotte. Sie umfaßt zwei Flugzeugträger 
mit 180—200 Flugzeugen, einen Hubschrau-
berträger, einen Lenkwaffen-(Flaggschiff 
„Little Rock") und zwei herkömmliche Kreu-
zer, etwa fünf Lenkwaffenzerstörer, 20 sonsti-
ge Zerstörer, etwa 40 U-Boote (ohne „Pola-
ris") und um die 15 sonstige Einheiten samt 
einem amphibischen Verband mit 1 800 Mari-
nesoldaten. Die auf den beiden Flugzeugträ- 5



gern stationierten Masch
9

inen sind für den 
Atomeinsatz vorgesehen ).
Die 6. US-Flotte untersteht nicht der NATO, 
sondern dem Hauptquartier der USA-Streit- 
kräfte für Europa in Stuttgart bzw. seinem 
Marine-Kommando (USNAVEUR) in Lon-
don* ). Die NATO selbst ist vor allem im 
Ostmittelmeer durch das Kommando der Alli-
ierten Streitkräfte Europa-Süd (AFSOUTH) 
mit Sitz in Neapel vertreten. Diesem Kom-
mando unterstanden früher amerikanische, 
britische, griechische, italienische und türki-
sche Verbände. Inzwischen aber ist Griechen-
land aus der militärischen Integration der 
NATO ausgetreten und weite Teile der türki-
schen Streitkräfte sind seiner Zuständigkeit 

9) Vgl. Ferdinand Otto Miksche, Rüstungswettlauf, 
Ursachen und Auswirkungen, Stuttgart 1972, S. 365. 
Empfehlenswert ist auch eine Artikelserie von 
Joachim Kannicht in der Stuttgarter Zeitung 1970, 
hier 13. 3. 1970.
10) Emil Obermann. Verteidigung. Idee, Gesell-
schatt, Weltstrategie, Bundeswehr, Stuttgart 1970,
S. 381.
11) J. Kannicht, a. a. O„ 13. 3.1970.

entzogen. Besonders wichtig für die Überwa-
chung der russischen Flotte im Mittelmeer ist 
das dieser Befehlszentrale unterstehende 
Kommando der Alliierten Luftstreitkräfte 
Südeuropa (AIRSOUTH). Es gliedert sich in 
die 5. und 6. Alliierte Taktische Luftwaffe 
(ATAF) mit Sitz in Verona bzw. Smyrna. Auf-
gabe beider taktischen Luftwaffen ist die 
Überwachung des gesamten Bereichs Europa- 
Süd, der Italien, Griechenland, die Türkei und 
das Ostmittelmeer — insgesamt 25 Millionen 
Quadratkilometer See und Land — umfaßt. 
Seit 1968 ist außerdem ein Teilkommando un-
ter der Bezeichnung „Maraimed“ in Neapel 
gebildet, dessen besondere Aufgabe die Über-
wachung der Ortung der gefürchteten russi-
schen U-Boote im Mittelmeer ist.

III. Der Griff der Sowjetunion nach dem Mittelmeer

Im Dezember 1967 hat die Regierung der USA 
enthüllt, daß 1945 — während der Londoner 
Konferenz der Außenminister der Vereinigten 
Staaten, Großbritanniens, Frankreichs, der So-
wjetunion und Chinas — Molotow beharrlich 
die sowjetische Kontrolle über Tripolitanien' 
— den westlichen Teil der früheren italieni-
schen Kolonie Libyen — im Rahmen der Treu-
handbestimmungen verlangte. Gleichzeitig er-
klärte er, „nach Ansicht der Sowjetunion sei es 
selbstverständlich, daß auch die Vereinigten 
Staaten und England je eine der italienischen 
Kolonien verwalten sollten“. Der damalige 
amerikanische Außenminister Byrnes wies 
diese Forderung der Sowjets zurück, was je-
doch Stalin nicht daran hinderte, später in 
Mosk
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au auch Bevin mit demselben Ansinnen 
zu konfrontieren; auch dieser winkte jedoch 
ab ).
Die Sowjetunion mußte die Ablehnung der 
Westmächte akzeptieren. Die damals bereits 
einsetzenden Spannungen in Zentraleuropa, 
die zunächst ihren Höhepunkt in der Berlin- 
Blockade hatten, absorbierten ihr Engagement 
vollauf, zumal auch die bereits beschriebene 
Entwicklung im Südosten Europas den russi-
schen Interessen äußerst abträglich war. Was 

für sie im Mittelmeer übrig blieb, war ledig-
lich Albanien. Für eine maritime Präsenz 
ohne feste Basen, wie wir sie heute kennen, 
reichte damals die Potenz der UdSSR nicht 
aus. Ihre Anstrengungen galten erst der Über-
windung des nuklearen Rückstandes gegen-
über den USA; der Bau einer starken Flotte 
mußte notwendigerweise zurückgestellt wer-
den.
Die Wende für eine maritime Expansion der 
Sowjetunion im Mittelmeer setzte Mitte der 
fünfziger Jahre ein, als im September 1955 der 
ägyptische Staatschef Abd el Nasser überra-
schend erklärte, er werde ein Waffenangebot 
des Ostblocks annehmen. Für die Sowjetuni-
on bedeutete dies die erste vielversprechende 
Lichtung an den Gestaden des Mittelmeeres. 
Den Durchbruch brachten die britisch-franzö-
sischen Operationen am Suez-Kanal. Am 
5. November 1956, als die arabische Niederla-
ge feststand, sandte Marschall Bulganin — 
damaliger Ministerpräsident der UdSSR — 
nach Paris, London, Tel Aviv und Washing-
ton gleichlautende Noten, in denen es hieß: 
„Ich betrachte es als meine Pflicht, Sie darauf 
aufmerksam zu machen, daß die Regierung 
der Sowjetunion fest entschlossen ist, zur 
Vernichtung der Aggressoren und Wiederher-
stellung des Friedens im Orient Gewalt anzu-
wenden.“ 12) Die UdSSR hatte 1954 ihre erste 
Wasserstoffbombe zünden können. Die USA 
ließen daher sofort die Verbündeten Frank-
reich, Großbritannien und Israel wissen, daß

12) Die Welt, 29. 12. 1967. 



ihre Operationen am Suez-Kanal von den Ver-
einigten Staaten nicht mehr gedeckt würden; 
sie zogen sich hastig zurück und das ganze 
Unternehmen wurde damit zu einem großen 
Fiasko. Die Sowjetunion ersetzte unverzüglich 
den von Syrien und Ägypten erlittenen Ver-
lust an Kriegsmaterial und em

13
pfahl sich fortan 

als „Schutzmacht der arabischen Welt" ).

Inzwischen hatte die Sowjetunion mit einer 
gigantischen Anstrengung den Bau einer 
hochseefähigen Flotte betrieben. Nach dem 
Kriege konnte sie binnen sechs Jahren 19 
Kreuzer in Dienst stellen; sie „brauchte nur 
vier Jahre, um 73 Einheitszerstörer zu bauen, 
und neun Jahre für die Fertigstellung von 260 
U-Booten. Dazu kamen noch zahlreiche Klein-
kampfschiffe. Ab Mitte der fünfziger Jahre 
konstruierte man Groß-Zerstörer und be-
stückte sie mit Flugkörpern zur Bekämpfung 
von Schiffs- und Luftzielen. Ferner gingen At-
lantik-U-Boote in Serie. Und schließlich ko-
pierte man das amerikanische Vorbild; 
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es 
wurden Lenkwaffen auf konventionellen und 
nukleargetriebenen U-Booten installiert" ).

Einen schweren Rückschlag erlitt die maritime 
Politik der UdSSR im Mittelmeer jedoch, als 
sie 1961 von Albanien aufgefordert wurde, 
ihre U-Boot-Basis im Hafen Avion (Flora) und 
auf der gegenüberliegenden Felsinsel Sason 
(Sazanit) zu räumen. Das Kuba-Abenteuer 
1962 muß jedoch auch die letzten Zweifler in 
Moskau davon überzeugt haben, daß die So-
wjetunion ihrem Weltmachtanspruch nicht al-
lein aus ihrem Territorium Nachdruck verlei-
hen kann, es sei denn, sie wäre bereit, Inter-
kontinentale Raketen mit atomaren Spreng-
köpfen einzusetzen15 ). Bezeichnenderweise 
wurde unmittelbar nach der Kuba-Krise das 
sowjetische „Mittelmeer-Detachement der 
Schwarzmeerflotte" formiert, das etwa 20 bis 
25 Schiffe, darunter einen modernen Raketen-
kreuzer und sechs bis acht U-Boote, umfaßte.

16) Admiral Horacio Rivero, ehemaliger Oberkom-
mandeur der Alliied Forces Southern Europe 
(AFSOUTH) in Neapel, hat einmal in diesem Zu-
sammenhang gesagt: „Ich bin fest davon überzeugt, 
daß die damalige Unfähigkeit, eine weitentfernte 
Situation zu handhaben, die Sowjets dazu gebracht 
haben muß, an den Aufbau einer größeren Flotten-
streitmacht zu denken." Tagesspiegel, Berlin, 31. 5. 
1968.
17) NATO, Tatsachen und Dokumente, Hrsg. Infor-
mationsabteilung der NATO, Brüssel 1969, S. 370.
18) Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 20. 2. 
1967..

Im Gegensatz zu der Festigung der Position 
der Sowjetunion in arabischen Ländern hat-
ten schon zu jener Zeit die Spannungen zwi-
schen Griechenland und der Türkei um Zy-
pern die Südostflanke der Atlantischen Al-
lianz geschwächt. Diese Situation veranlaßte 
die NATO, sich in ihrer Brüsseler Konferenz 
1968 mit der Lage im Ostmittelmeer zu befas-
sen. In Punkt 14 ihres Kommuniques heißt es:

13)  Vgl. Andr Beaufre, Die Suez-Expedition. Ana-
lyse eines verlorenen Sieges, Berlin 1967, S. 169.
14) F. O. Miksche, a. a. O., S. 352.
15) E. Obermann, a. a. O., S. 433.

„Die Bündnispartner werden mit besonderer 
Aufmerksamkeit die Verteidigungsprobleme 
der exponierten Gebiete, z. B. der Südostflan-
ke, prüfen. In dieser Hinsicht weist die ge-
genwärtige Situation im Mittelmeer Probleme 
auf, wobei zu berücksichtigen ist, daß die au-
genblickliche Krise im Nahen Osten in die 
Zuständigkeiten der Vereinten Nationen 
fällt." 16)
Der Ostblock reagierte auffallend heftig und 
nervös auf diese Absichtserklärung der 
NATO. Die zur gleichen Zeit stattgefunde-
ne Nahostkonferenz der Außenminister der 
osteuropäischen Staaten in Warschau hatte 
sich mit der Frage beschäftigt und es ist 
wahrscheinlich, daß hier — ohne die Einbezie-
hung des jugoslawischen Außenministers — 
die „politische Plattform zur Begründung und 
Rechtfertigung des Einsatzes einer sowjeti-
schen Flotte im Mittelmeer" ausgearbeitet 
wurde 17). Unbestreitbar ist jedoch, daß un-
mittelbar danach, gleich zu Beginn des Jahres 
1968, die maritime Präsenz der UdSSR im Mit-
telmeer rasch vergrößert wurde und in etwa 
ihre jetzige Stärke erreichte. Charakteri-
stisch für die Bedeutung, die inzwischen die 
maritime Komponente in der Gesamtstrategie 
der UdSSR erhielt, ist, daß während der 50- 
Jahr-Feier der Oktoberrevolution Admiral 
Gorschkow zum „Admiral der Flotte der So-
wjetunion" ernannt wurde. „Zum erstenmal in 
der russischen Geschichte wurde damit der 
Flottenbefehlshaber dem Marschall der Land-
streitkräfte gleichgestellt." 18)
Die Fluktuation der russischen Mittelmeer-
flotte ist sehr stark; über Gibraltar und die 
Dardanellen ist ein ständiges Kommen und 
Gehen von Kampf- und Versorgungsschiffen 
zu beobachten. Dennoch hat sich sehr bald 
der Kern ihrer Streitmacht herauskristalli-
siert: Er besteht aus ein bis vier Raketenkreu-
zern, zwei Raketen- und sechs bis acht her-
kömmlichen Zerstörern oder Fregatten, ein 
bis zwei Atom-U-Booten, soweit feststellbar 
bis dreizehn konventionellen U-Booten und 16



etwa 12 bis 15 Versorgungsschiffen19 ). Seit 
dem 22. September 1968 ist die russische Mit-
telmeerflotte auch um einen 20 000 Tonnen 
Hubschrauber-Träger mit 30 Maschinen an 
Bord, die „Moskwa", verstärkt worden. Die 
„Moskwa" oder ihr später fertiggestelltes 
Schwesternschiff „Leningrad" halten sich oft 
im Mittelmeer auf und sollen vor allem durch 
ihre Hubschrauber der U-Bootbekämpfung 
dienen.

19) E. Obermann, a. a. O., S. 433.

20) F. O. Miksche, a. a. O„ S. 364.
21) Tagesspiegel, 31. 5. 1968. Sehr aufschlußreich 
über die Beurteilung der 3. Eskadra durch Admiral 
Rivero ist auch sein am 13. 5. 1968 veröffentlichtes 
Interview in: Der Spiegel.
22) Die Welt, 8. 1. 1974.

Maßstab der Präsenz einer Flotte sind ihre 
Seetage. Zieht man in Betracht, daß zwischen 
der Mitte der sechziger Jahre und 1968 (Ab-
schluß des Aufbaues der 3. Eskadra in etwa 
ihrer heutigen Stärke) die Seetage der russi-
schen Kampfeinheiten im Mittelmeer um 
1 000 Prozent gestiegen sind, kann man leicht 
die Wandlung ermessen, die hier lautlos vor 
sich gegangen ist. Dadurch wuchs die mariti-
me Präsenz der UdSSR weit über den Rahmen 
eines bloßen Detachements hinaus. In Europa 
hat sich die sowjetische Bezeichnung „3. Es-
kadra der Sowjetmarine" eingebürgert; die 
Amerikaner hingegen sprechen von der 5. So-
wjetischen Flotte (neben der Nordmeer-Flot-
te, der Baltischen Flotte, der Fernost-Flotte 
und der Schwarzmeer-Flotte).
Obwohl sich die Sowjets in einigen arabi-
schen Ländern Hafenrechte gesichert haben, 
ist die 3. Eskadra im Mittelmeer weitgehend 
auf sich allein gestellt. Ihre Versorgung und 
kleine Reparaturen erfolgen auf offenem 
Meer mittels Troßschiffen; für überholungsar-
beiten fahren die Schiffe zu den Werften im 
Schwarzen Meer. Zudem benutzt die 3. Eska-
dra einige Ankerzonen in den Untiefen des 
Mittelmeeres wie vor der spanischen Insel 
Alboran, vor der östlichen Küste von Tunis, 
südlich von Kreta und vor der Insel Kythera 
an der Südspitze des Peloponnes.

Schon von Anbeginn des Erscheinens einer 
starken maritimen Formation der Sowjetunion 
im Mittelmeer galt es für den Westen, eine 
Antwort auf die Frage zu finden, was wohl 
die Aufgabe einer solchen Streitmacht sein 
könnte. Die Frage drängt sich vor allem des-
halb auf, weil die 3. Eskadra hier ohne feste 
Stützpunkte ist; dies bedeutet, daß sie im 
Ernstfall keinen langfristigen militärischen 
Auftrag erledigen kann. Wegen der absoluten 
Luftüberlegenheit der NATO im gesamten 
Mittelmeerbereich, aber auch wegen der 
6. US-Flotte mit ihren beiden Flugzeugträgern 
ist — vom rein militärischen Standpunkt aus 

gesehen — die Versenkung der 3. Eskadra bin-
nen weniger Stunden kein Problem. Aus die-
sem Grunde neigt man im Westen dazu, die 
Antwort auf diese Frage nicht so sehr auf 
dem militärischen, sondern mehr auf dem poli-
tisch-psychologischen Sektor zu suchen. Ad-
miral Rivero sagte 1968: „Durch die sowjeti-
sche Absicht, eine Flotte zu unterhalten, die 
den Mittelmeerländern die militärische Kapa-
zität Moskaus vor Augen hält, die ein Gegen-
gewicht zu den NATO-Flotten bildet und die 
dazu dient, politisch-psychologischen Druck 
auf die Länder an der Mittelmeerküste aus-
zuüben, sind wir mit neuen Problemen kon-
frontiert." 20)  Und noch 1974 meinte Herbert 
Kremp, die Aufgabe der 3. Eskadra im Mittel-
meer ebenfalls in diesem Rahmen sehen zu 
können. Mit Blick auf die arabische Welt 
schrieb er: „Die Eskadra ist ... nicht die 
Hauptsache, nicht Machtträger, sondern Zei-
chen der Präsenz. Sie soll die Küstenbewoh-
ner beeindrucken und die amerikanische Flot-
te besc 21häftigen.“ )

In diesem Zusammenhang muß unterstrichen 
werden, daß die Sowjetunion selbst große 
Anstrengungen unternommen hat, um diese 
politisch-psychologische Aufgabe der Eska-
dra in den Vordergrund zu stellen. Im April 
1968, als ihre maritime Präsenz aus dem 
Stand des Detachements in die Größe einer 
Flotte wuchs, schrieb die „Prawda": „Hinter 
dem böswilligen Lärm wegen der .sowjeti-
schen Anwesenheit' stehen ... aggressive 
Pläne des amerikanischen Imperialismus und 
das Bestreben, dieses Gebiet dem eigenen 
Einfluß unterzuordnen und dort den eigenen 
Willen zu diktieren ... der Traum der Impe-
rialisten war und bleibt, daß die arabischen 
Völker, die ein neues Leben aufbauen, allein 
bleiben sollen, ohne die gemeinsame Front 
der Solidarität und ohne die Unterstützung 
anderer antiimperialistischer Kräfte. Die israe-
lische Aggression, die auch jetzt fortgesetzt 
wird, hat noch mehr die Lebenswichtigkeit 
und Notwendigkeit der Geschlossenheit der 
nationalen Befreiungsbewegung mit der sozia-
listischen Gemeinschaft unterstrichen." 2) Ei-
nige Monate später kam die Prawda auf das 
Thema zurück: „Die NATO-Strategen ... hal-
ten ... die Anwesenheit der sowjetischen 



Flotte dort für unpassend, obwohl die UdSSR 
ein Mittelmeerstaat ist un
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d ihre Flotte sich im 
Mittelmeer befindet, um die Stabilität und 
den Frieden in diesem Gebiet zu fördern." )
Demselben Ziel der politisch-psychologischen 
Begründung der Anwesenheit der sowjeti-
schen Flotte im Mittelmeer diente auch die 
„Konferenz der progressistischen und antiim-
perialistischen Parteien des Mittelmeerrau-
mes" in Rom im Frühjahr 1968. Diese Konfe-
renz, an der 17 Parteien teilnahmen, wurde 
zunächst von Belgrad initiiert24), letztlich 
aber unter der Führung des früheren General-
sekretärs der kommunistischen Partei Italiens, 
Luigi Longo, in Rom durchgeführt. In ihrem 
Kommunique forderte die Konferenz die „Be-
seitigung der amerikanischen und britischen 
Militärbasen im Mittelmeer, sowohl im Rah-
men der NATO als auch anderer Vereinba-
rungen und Verträge, durch die die Mittel-
meerländer an die USA gebunden sind". Die 
Konferenz befand außerdem, daß der russi-
schen Flotte im Mittelmeer eine „antiimperia-
listische Rolle" zukäme und daß es nur durch 
ihre Präsenz zu einem „Meer des Friedens" 
werden könne25 ). Demgegenüber hatte Lo-
thar Ruehl bereits im Herbst 1967 die militä-
rische Bedeutung der russischen Flotte im Mit-
telmeer hervorgehoben, als er darauf hinwies, 
daß sie hier die meisten Grundannahmen der 
NATO-Verteidigung in Frage stellt und sie zu 
vollkommen neuen Planungen unter ver-
schlechterten Bedingungen zwingt, die dann 
einen erheblich höheren militärischen und fi-
nanziellen Aufwand notwendig machen wür-
den26 ). Und Wolfgang Höpker, der durch eine 
Reihe von Publikationen die Ziele der expan-
siven maritimen Politik der Sowjetunion der 
deutschen Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
hat, schrieb 1971: „Die von westlichen Kom-
mentatoren hartnäckig verfochtene These, 
das seit Mitte der sechziger Jahre im Mittel-
meer kreuzende Geschwader der roten 
Kriegsmarine sei im Sinne der .Kanonen-
boot-Diplomatie" nur ein Instrument politi-
scher Machtdemonstration, ist brüchig gewor-
den, wenn nicht schon überholt. Die sowjeti-
schen Seestreitkräfte im Mittelmeer sind ne-
ben ihrem politischen Engagement mehr und 
mehr in militärische Dimensionen hinausge-
wachsen." 27 ) Auch Admiral Rivero meinte 

23) Zitiert nach der Neuen Zürcher Zeitung, 9. 4. 
1968.
24) Die Welt, 26. 11. 1968.
25) FAZ, 30. 12. 1967.
26)  Bayernkurier, 4. 5. 1968.
27)  Die Welt, 30. 9. 1967.

28) Wolfgang Höpker, Weltmacht zur See. Die 
Sowjetunion auf allen Meeren, Stuttgart 1971, 
S. 47—48.
29) J. Kannicht, a. a. O., hier 6. 3. 1970.
30) Wolfgang Höpker, in: Der General-Anzeiger, 
Bonn, 13. 6. 1975.

1970 in ähnlicher Weise: „Die sowjetischen 
Verbände haben psychologische und politi-
sche Aspekte. Zur gleichen Zeit aber eine mi-
litärische Bedeutung. Alle zusammengenom-
men ergeben 28das richtige Bild." )

Tatsächlich kann hier der Auftrag einer Flot-
te von etwa 50 bis 60 Einheiten, bestückt mit 
modernsten Lenkwaffen und mindestens zehn 
zum Teil atombetriebenen und -bewaffneten 
U-Booten, nicht nur als ein „Zeichen der Prä-
senz“ gesehen werden. Dagegen spricht zu-
nächst der Umstand, daß in der Zeit des letz-
ten israelisch-arabischen Krieges die 3. Eska- 
dra binnen weniger Tage auf 90 Einheiten 
vergrößert wurde29 ). Dieser Krieg im Zusam-
menhang mit dem Ölembargo gegen den We-
sten hat gewiß den Weltfrieden nicht sicherer 
gemacht. Die Gefahr einer militärischen Inter-
vention der USA in einem Ölland und die an-
schließende Möglichkeit eines Weltbrandes 
war in jenen Tagen größer als zu irgendei-
nem anderen Zeitpunkt seit der Kuba-Krise.

Um so fragwürdiger wird jedoch die Ver-
harmlosung der 3. Eskadra zu einem vorwie-
gend politischen Instrument, denn dies impli-
ziert die unhaltbare Schlußfolgerung, daß in 
jenen Tagen die UdSSR eine Flotte von etwa 
90 Schiffen der Gefahr der schnellen und 
rühmlosen Versenkung aussetzte. Auch eine 
andere Erfahrung stellte die Theorie des vor-
wiegend politischen Instruments in Frage. 
Vor allem bei NATO-Manövern operieren aie 
Schiffe der 3. Eskadra ständig in der Nähe der 
Einheiten der 6. US-Flotte. Die russischen 
Kampfschiffe sind jedoch durchweg mit der 
gefürchteten STYX-Rakete bewaffnet, gegen 
welche die USA noch keine Gegenwaffe be-
sitzen. Die Effektivität dieses W attensystems 
ist im Oktober 1967 durch die Versenkung 
des israelischen Kriegsschiffes „Eilath" vor 
Port Said durch ein ägyptisches Raketen-
schnellboot vorgeführt worden30 ). Dies be-
deutet, daß eine ähnlich wie beim Yom-Kip- 
pur-Krieg verstärkte 3. Eskadra im Mittel-
meer in zweifacher Hinsicht militärisch wirk-
sam werden kann. Erstens: die 6. Flotte wird 
in der unmittelbaren Zeit nach einem bewaff-
neten Konflikt gezwungen sein, ihre ganze 
Kraft zur Eliminierung der Schlagkraft der 
russischen Verbände aufzubieten. Dafür wer-



den außerdem auch Luftstreitkräfte der 
NATO-Anrainer notwendig sein, die dann an 
der kontinentalen Front fehlen werden. Unab-
hängig davon, wie niedrig man die Chancen 
der 3. Eskadra im Mittelmeer im Ernstfall ein-
schätzt, kann nicht davon ausgegangen wer-
den, daß die 6. US-Flotte aus einem Duell mit 
ihr intakt hervorgehen wird. Dies trifft insbe-
sondere zu, wenn man naheliegenderweise 
annimmt, daß die 3. Eskadra ihre Feuerkraft 
auf einige wenige Einheiten, etwa die Flug-

zeugträger und die Raketenkreuzer, konzen-
trieren wird. Außerdem muß berücksichtigt 
werden, daß — wie noch gezeigt wird — die 
Annahme, die 3. Eskadra würde im Ernstfall 
im Mittelmeer ohne Luftunterstützung bleiben, 
falsch ist.
Damit wird aber die Abschreckungsfunktion 
der 6. Flotte als Atomwaffenträger ebenso 
fragwürdig wie ihre Aufgabe, Europa von Sü-
den her abzuschirmen. Das Patt der Flotten der 
Großmächte im Mittelmeer ist damit gegeben.

VI. Die arabische Welt

Die Wandlungen, die die arabische Welt in 
den letzten 25 Jahren vollzogen hat, sind für 
das Kräfteverhältnis im Mittelmeer nicht min-
der bedeutungsvoll als die Etablierung der 
russischen 3. Eskadra. Noch zu Beginn der 
fünfziger Jahre lag Nordafrika von Suez bis 
Gibraltar ebenso fest in europäischer Hand 
wie das gesamte Mittelmeer, mit Großbritan-
nien und Frankreich als Vormächten.
Mit dem erfolgreichen Militärputsch General 
Nagibs in Ägypten 1952, der schnell von 
Oberst Gamal Abd el Nasser abgelöst wurde, 
erzielte der seit langem aufgeflammte arabi-
sche Nationalismus seinen ersten durchschla-
genden Erfolg. Er löste einen Prozeß aus, der 
binnen zehn Jahren zur Befreiung aller arabi-
schen Mittelmeeranrainer führte. Die hier ge-
gen die ehemaligen Kolonialherren angestau-
ten Ressentiments hatten zur Folge, daß die 
befreiten arabischen Staaten sofort auf Di-
stanz zu ihren früheren Herren gingen, wenn 
sie nicht sogar eine feindliche Position gegen 
Europa bezogen. Die anfänglich durchweg po-
sitive Haltung Westeuropas gegenüber dem 
jungen Staat Israel war zudem wenig geeig-
net, das Verhältnis zu den Arabern zu verbes-
sern; sie wirkte vielmehr als Katalysator der 
Trennung.
Die freundschaftlichen Beziehungen, die 
Ägypten bereits seit Mitte der fünfziger Jahre 
zu der UdSSR geknüpft hatte, waren für west-
liche Kommentatoren ein schlüssiger Beweis 
dafür, daß die russische Mittelmeerflotte hier 
rasch die Stützpunkte finden würde, die sie 
im Mittelmeer benötigte. Die Spekulationen, 
die in der westlichen Presse in diesem Zu-
sammenhang angestellt wurden, sind schier 
unübersehbar. Latakia, Port Said, Alexandria, 
Tripolis, Algier wurden oft als feste sowjeti-
sche Marinestützpunkte präsentiert oder zu-
mindest vermutet; und wer kennt nicht den 

ehemaligen französischen Stützpunkt Mers el 
Kebir in Algerien, der nach 1968 ob seiner an-
geblichen Besitznahme durch die Russen Mili-
tärkommentatoren und westliche Stäbe beun-
ruhigte? Schaut man jedoch genau hin, muß 
man feststellen, daß die Erfolge der Sowjet-
union in der arabischen Welt im Hinblick der 
Erlangung von Stützpunkten, die auch im 
Ernstfall tatsächlich der 3. Eskadra Schutz 
und Versorgung gewähren könnten, sich be-
scheiden ausnehmen.
Die diesbezüglichen Spekulationen implizie-
ren vor allem eine Unterschätzung der Ara-
ber. Man hält sie für einfältig genug, sich ein 
zweitesmal — und nun auch noch freiwillig — 
in koloniale Abhängigkeit zu begeben. Man 
kann es jedoch getrost vorwegnehmen: dazu 
wird es nicht kommen. Der Geist, der die ara-
bische Welt heute ebenso wie gestern durch-
dringt, ist auf Unabhängigkeit, Nationalismus 
und Einheit gerichtet. Der Raum für Unter-
würfigkeit ist hier heute denkbar klein, zumal 
die Araber seit Oktober 1973 genau das Re-
zept kennen, mit dem sie der Welt, wenn auch 
nicht ganz ihren Willen, so doch ihre Preise 
diktieren können. Dies schließt jedoch nicht 
aus, daß die UdSSR in der Zukunft ebenso 
wie in der Vergangenheit hin und wieder hier 
einen Erfolg zu verzeichnen haben wird. Na-
tionalismus und Streben nach Einheit, Unver-
söhnlichkeit zum Staate Israel, soziale Unfer-
tigkeit und die ungleiche Verteilung des Ol- 
reichtums in den verschiedenen arabischen 
Staaten werden noch für lange Zeit der So-
wjetunion ein breites Feld zum Lavieren ge-
ben. Daraus wird sie immer wieder die Mög-
lichkeit erhalten, irgendwelche militärischen 
Installationen in irgendeinem arabischen 
Staat anzubringen, die das „Leben" der 3. Es-
kadra im Mittelmeer angenehmer machen 
werden. Dies wird aber nur solange ein Erfolg 



bleiben, wie er auch den Interessen des be-
treffenden arabischen Staates dient und das 
gestärkte arabische Selbstbewußtsein berück-
sichtigt. Andernfalls müssen die Russen ge-
hen. Ihr „Rausschmiß" aus Ägypten 1972 ist 
das vorläufig krasseste Beispiel dafür.

Charakteristisch in diesem Zusammenhang ist 
die Rede des ägyptischen Präsidenten Anwar 
el Sadat am 29. 9. 1974 vor dem Zentralkomi-
tee der Einheitspartei Arabische Sozialisti-
sche Union (ASU) in Kairo. Sadat sagte, „die 
Sowjets hätten auf Anfragen nicht geantwor-
tet, Waffen nur nach ihren eigenen Vorstel-
lungen geliefert oder die Lieferungen verzö-
gert. Ein Schiff, das am Vortag des Angriffs im 
Oktoberkrieg in Alexandria einlaufen sollte, 
habe sich „auf hoher See verirrt und sei mit 
fünf Tagen Verspätung eingetroffen". Das ge-
meinsame Kommunique nach dem Besuch des 
Präsidenten Nixon in Moskau, in dem „mili-
tärische Entspannung“ im Vorderen Orient 
gefordert wurde, hat dann nach den Worten 
Sadats genügt, „das Faß zum überlaufen" zu 
bring
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en, denn vorher stimmten die Sowjets 
mit den Ägyptern darüber überein, daß „nur 
ein Krieg das Nahost-Problem voranbringen 
könne" ).  Wenn der sowjetische Einfluß in 
der arabischen Welt nicht überschätzt werden 
soll, so darf er aber auch nicht bagatel-
lisiert werden. Gerade die Unstetigkeit der 
sowjetischen Einflußnahme in Arabien sowie 
ihre sich hier im ständigen Fluß befindlichen 
Möglichkeiten zur Installierung militärischer 
Einrichtungen erschweren und desorientieren 
die westliche Aufklärung, was in einem kon-
kreten Fall zu unangenehmen Überraschun-
gen führen kann.

Syrien gehört zu den politisch exponierte-
sten arabischen Mittelmeeranrainern. In der 
Auseinandersetzung mit Israel zählt es zu den 
„Konfrontationsstaaten". Sein auf dem links-
radikalen Flügel der Baath-Partei fußendes 
Regime versteht sich als Vorreiter des arabi-
schen Sozialismus und Verfechter der arabi-
schen Einheit. Der sowjetische Einfluß ist je-
doch vor allem Folge der Abhängigkeit Syri-
ens von Waffenlieferungen für seinen Kampf 
gegen Israel. Durch die großzügige Ausle-
gung des Vertrages von Montreux (1936) über 
die Meeresengen am Bosporus und die Dar-
danellen durch die Türkei unterhält Syrien 
zusammen mit dem Irak über dessen östlichen 
Zipfel eine kurze, direkte Luftverbindung mit 
der UdSSR. Für die „Konfrontationsstaaten"

Syrien und den Irak ist diese von der Türkei 
gewährte Erleichterung von entscheidender 
Bedeutung, denn sie ermöglicht ihnen rasche 
Versorgung mit Waffen und Munition.

Alle syrischen Waffengattungen sind mit zum 
Teil modernsten sowjetischen Waffen ausge-
rüstet. Die Marine umfaßte 1974/75 drei Mi-
nensucher, zwei Patrouillen-Schiffe, sechs 
Schnellboote der KOMAR- und OSA-Klasse 
mit STYX-Raketen sowie zwölf Tor
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pedoboote 
der P-4-Klasse. Der Mittelmeerhafen Latakia 
dient seit Mitte der sechziger Jahre als Ol- 
versorgungshafen der 3. Eskadra. Auffallend 
ist es jedoch, daß ihre Schiffe sich hier nur 
für kurze Zeit aufhalten ).

Der Libanon galt lange als der unproblema-
tischste arabische Anrainer des Mittelmeeres. 
Seine Hauptstadt Beirut war das bedeutendste 
Handels- und Finanzzentrum des Vorderen 
Orients mit internationaler Ausstrahlung. 
Trotz seiner gemeinsamen Grenze mit Israel 
ließ er sich nicht in den arabisch-israelischen 
Konflikt hineinziehen, obwohl die palästinen-
sischen Guerillas mit ihren Aktionen von liba-
nesischem Gebiet aus sich nach Kräften dar-
um bemühten. Im April 1975 begann jedoch 
eine offene bewaffnete Auseinandersetzung 
zwischen den bis dahin friedlich nebeneinan-
der lebenden Christen und den Moslems des 
Landes, die trotz allseitiger Versuche bisher 
nicht beigelegt werden konnten. Die Möglich-
keit einer Trennung des Landes in einen 
christlichen und einen muslimischen Rumpf-
staat ist nicht mehr auszuschließen 33 ). Diese 
Eventualität ist von unabsehbarer Bedeutung: 
Der muslimische Staat, der hieraus hervorge-
hen kann, wird unweigerlich unter die Kon-
trolle der im Libanon stark vertretenen links-
radikalen und gut bewaffneten Palästinenser 
geraten. Die Vorteile, die dann für die UdSSR 
im Mittelmeer erwachsen können, -liegen auf 
der Hand.

31) Mehr darüber in: FAZ, 30. 9. 1975.

Ägypten gilt nicht nur wegen seiner zentra-
len Lage als das Scharnier der gesamten ara-
bisch-islamischen Welt. Es ist ihr bevölke-
rungsreichster Staat und stellt ihren kulturel-
len und politischen Mittelpunkt dar. Der ver-
storbene ägyptische Staatschef Gamal Abd el 
Nasser konnte wie kein anderer arabischer 
Führer die gesamte arabische Welt anspre-
chen und sie in schwärmerische Sehnsucht 
nach Einheit versetzen.

:32)  W. Höpker, Wie rot ist das Mittelmeer?, a. a. O. 
33) Uber die gegenwärtige Lage im Libanon, FAZ, 
22. 9. 1975.



Derselbe Nasser war es aber auch, der in sei-
nem blinden, fanatischen Kampf für die Ver-
nichtung Israels die Russen an den Nil holte 
und ihnen gleichzeitig den Weg zu vielen 
arabischen Mittelmeeranrainern ebnete. Hier 
empfahlen sie sich als „Schutzmacht der Ara-
ber“ und ließen den Kommunismus als das 
„Schwert des Islams“ im Kampf gegen Israel 
erscheinen. Doch Nasser hat sehr bald er-
kannt, daß die zahlreichen „Berater“ und 
„Ausbilder", die die Sowjets in seinem Lande 
unterhielten, im Zusammenhang mit der 3. Es- 
kadra zu einem Gewicht wurden, das Ägyp-
ten wieder in einen kolonialen Status abglei-
ten lassen konnte. Die Neue Zürcher Zeitung 
schrieb schon 1968 in diesem Zusammenhang: 
„Man braucht die Sowjets, kann sich jedoch, 
gerade weil das Abhängigkeitsverhältnis 
spürbar zu werden beginnt, nicht enthalten, 
allmählich einen Teil der alten antikoloniali- 
stischen Ressentiments auf sie zu übertragen. 
Plötzlich werden die Sowjets als eine Bedro-
hung em 34pfunden.“ )
Die Abhängigkeit Ägyptens von Waffenliefe-
rungen setzte aber dem ägyptischen Unmut 
gegen die Sowjets Grenzen. Der hieraus fol-
gende ägyptische Zwang zur Loyalität gegen-
über der Sowjetunion hat ihr erhebliche Vor-
teile in Ägypten und im gesamten Mittelmeer 
eingebracht. Port Said und Alexandria wur-
den Häfen, die fast ständig sowjetische 
Kriegsschiffe beherbergten. In Baltim an der 
Mittelmeerküste konnten die Sowjets außer-
dem ein großes Radarzentrum aufbauen. Die 
Flughäfen bei Monsura am östlichen Arm des 
Nildeltas, bei Kairo, bei Beni Suef und Assu-
an in Süd-Ägypten waren russische Luftba-
sen, auf denen die TU-16 (Mittelschwere 
Langstrec
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kenbomber und -aufklärer, ca. 
1 000 km Aktionsradius) sowie MiG-Abfang- 
jäger stationiert waren ).
Das Ausmaß der sowjetischen militärischen 
Präsenz in Ägypten wurde erst im Sommer 
1972 ersichtlich, als Präsident Sadat am 
18. Juli vor dem Zentralkomitee der Arabi-
schen Sozialistischen Union die Russen auf-
forderte, Ägypten zu verlassen. Miksche, der 
bekannte französische Militärsachverständige, 
schätzte noch 1972 die Zahl des sowjetischen 
Personals in Ägypten auf höchstens 10 000 bis 
15 000 Mann und wies Schätzungen, die von 
über 20 000 sprachen, als übertrieben zu-
rück36 ). Erst nach dem „Hinauswurf" hat es

37) Münchner Merkur, 3. 8. 1972.
38 NZZ, 22. 7. 1972.
”39) S. darüber das kürzlich erschiene Buch von 
Wolfgang Höpker, Wetterzone der Weltpolitik. Der 
Indische Ozean im Kräftespiel der Mächte, Stutt-
gart 1975, sowie der Beitrag von H. Heinzlmeir in 
diesem Heft.

34) NZZ, 8. 12. 1968.
35) Münchner Merkur, 3. 8. 1972.
36) F. O. Miksche, a. a. O., S. 352. 

sich jedoch herausgestellt, daß hier annä-
hernd 22 000 Mann stationiert gewesen wa-
ren. Zudem war Miksche der Ansicht, daß die 
Sowjetunion in Ägypten MiG-23 (Abfangjä-
ger) unterhielt, was jedoch ebenfalls nicht 
stimmte. Sadat stellte im August 1972 selbst
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klar, daß diese in der NATO gefürchteten 
Maschinen ihm wohl versprochen wurden, 
Ägypten sie aber niemals erhalten habe ). 
Solche Fehlleistungen der westlichen Aufklä-
rung in den arabischen Staaten können eines 
Tages zu den Überraschungen führen, von de-
nen bereits die Rede war.
Der Rückschlag der sowjetischen Mittelmeer-
politik in Ägypten ist verschmerzbar. Die 
ägyptischen Häfen bleiben nach wie vor für 
die 3. Eskadra offen und der Abzug der TU-16 
reißt kein Loch in die sowjetische Aufklä-
rung. Sie wird lückenlos von der 3. Eskadra 
selbst und den russischen „Fischdampfern" 
mit ihrer hochmodernen elektronischen Aus-
rüstung besorgt. Von Interesse ist auch, daß 
sowohl Ägypten wie a

38

uch die UdSSR geneigt 
waren, den Vorfall zu bagatellisieren und 
nach wie vor die gegenseitige Freundschaft 
zu betonen ).
Weitaus wichtiger als dieses Vorkommnis ist 
daher für die Sowjetunion die Wiedereröff-
nung des Suez-Kanals, denn dadurch be-
kommt sie die Möglichkeit, ihre maritime 
Präsenz im Roten Meer, im Persischen Golf 
und im Indischen Ozean zu intensivieren und 
aufzubauen39). Man kann davon ausgehen, 
daß auch künftig die UdSSR alles daran set-
zen wird, um ein gutes Verhältnis mit Ägyp-
ten zu unterhalten. Dies gilt auch umgekehrt, 
denn die ägyptischen Streitkräfte sind fast 
ausschließlich mit sowjetischen Waffen und 
Material gerüstet. Dieser Sachverhalt wird 
auch aus der Armierung der ägyptischen Ma-
rine ersichtlich. Sie umfaßte 1974/75: zwölf 
U-Boote, fünf Zerstörer (davon einen alten 
britischen und vier sowjetische der Skory- 
Klasse), drei Geleitboote, zwölf U-Bootjä- 
ger der SOI-Klasse, acht OSA- und sechs KO- 
MAR-Schnellboote mit STYX-Raketen, zwölf 
Minensucher, 40 Torpedo- und 14 Landungs-
boote. Präsident Sadat bemüht sich nach sei-
ner Annäherung an die USA zunehmend um 
die Einführung von westlichen Waffensyste-



men. Diese Absicht darf jedoch nicht über- 
schätzt werden. Die Umrüstung der ägypti-
schen Streitkräfte mit westlichen Waffen 
würde Milliarden von Dollar verschlingen und 
dazu lange Jahre in Anspruch nehmen. Die 
ägyptische Abhängigkeit von der UdSSR wird 
demnach vorerst bestehen bleiben.

Bis Ende der sechziger Jahre galt Libyen als 
sichere westliche Position an der Südküste des 
Mittelmeeres. Den von Großbritannien 1953 
übernommenen Luftstützpunkt Camp Wheelus 
in der libyschen Wüste unweit der Mittel-
meerküste haben die USA zu einer Basis für 
strategische Bomber (Atomwaffenträger) aus-
gebaut, der bis in die sechziger Jahre hinein 
ein wichtiges Glied in der amerikanischen 
Stützpunktkette, die die Sowjetunion um-
schloß, darstellte. Durch die Fortentwicklung 
der Raketen hat jedoch dieser Stützpunkt an 
Bedeutung verloren. Um so leichter ko
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nnten 
daher die USA und die NATO seinen Verlust 
verschmerzen, als das neue Regime in Libyen 
(1968) unter dem Obersten Omar Mohammar 
el Gaddhafi die Amerikaner von Wheelus und 
die Briten von dem Stützpunkt El Adem zum 
Abzug zwang ).

Mehr als jeder andere arabische Führer ver-
steht sich Gaddhafi als Promotor der arabi-
schen Einheit — ein Ziel, das er nicht immer 
mit effektiven und durchschaubaren Mitteln 
verfolgt. Je mehr die ägyptische Schwenkung 
von der arabisch-pro-sowjetischen Front of-
fensichtlich wurde, desto mehr versteifte sich 
Gaddhafi in der Rolle des Einpeitschers für 
die Einigung der Araber. Dazu bedient er sich 
der linksradikalen Gruppen in den verschie-
denen arabischen Ländern, vor allem aber der 
Palästinenser. Dadurch geriet er in Gegensatz 
zu Sadat, der sich inzwischen zu einer erbit-
terten persönlichen Feindschaft zwischen den 
beiden Männern entwickelt hat. Das war ein 
Grund mehr für die Sowjetunion, in Libyen 
das Terrain wettzumachen, das sie im benach-
barten Ägypten verlor.

Am 23. Mai 1975 berichtete die Kairoer halb-
amtliche Zeitung „al-Ahram" unter Berufung 
auf Informationen aus Beirut, daß Libyen von 
der UdSSR eine Hilfe in Höhe von vier 
Mrd. Dollar erhalten werde. Später sickerte 
jedoch durch, daß das diesbezügliche Ab-
kommen, das beim Besuch des sowjeti-
schen Ministerpräsidenten Kossygin in Libyen 
vereinbart worden war, eine Militärhilfe 

von zwölf Milliarden Dollar vorsehen soll41 ). 
Danach werde die UdSSR „Tausende von 
Panzern und Raketen liefern, um die strategi-
schen und politischen Ziele der militärischen 
Zusammenarbeit südlich des Mittelmeeres zu 
gewährleisten“ 42 ). Bedingung des Abkommens 
war die Aufnahme von sowjetischen Militär-
experten in Libyen „auf allen Ebenen zur 
Schulung und Einweisung in die sowjetische 
Rüstung" 43 ).

40) Darüber bei Kannicht, a. a. O., hier 11. 4. 1970.

Die ungewöhnliche Höhe der Militärhilfe 
zwingt zu einigen Überlegungen. Eines kann 
vorweggenommen werden: Das knapp drei 
Millionen Einwohner zählende Libyen verfügt 
nicht über das Menschenpotential, das zur 
sinnvollen Verwendung einer zwölf Milliar-
den Dollar entsprechenden Militärausrüstung 
erforderlich ist. Bezeichnenderweise soll in 
dieser Summe die Lieferung von sechs U- 
Booten vorgesehen sein; mehr kann die liby-
sche Marine nicht verkraften. Ihr Wert kann 
kaum eine Milliarde Dollar überschreiten. 
Die Sowjetunion kann sicherlich außerdem 
„Tausende von Panzern" nach Libyen lie-
fern, aber wer soll sie hier in Bewegung 
setzen und wer soll sie warten? Die An-
nahme, die Sowjetunion werde vornehmlich 
moderne, hochwertige Raketenausrüstung al-
ler Gattungen liefern (sie könnte vielleicht 
die 12 Mrd. Dollar rechtfertigen), ist abwe-
gig, denn dies bedeutet eine unerlaubte Un-
terschätzung der Einsicht des Kremls über 
die Unzuverlässigkeit des unberechenbaren 
Gaddhafi: Die ägyptische Schlappe kann sich 
in Libyen unter Gaddhafi wiederholen. Eben-
so abwegig ist aber auch die Annahme, daß 
die Russen große Mengen von Rüstungsma-
terial angeblich nach Libyen „liefern", es in 
Wirklichkeit aber in der Hand ihrer „Militär-
experten" behalten. Zum einen könnte in die-
sem Fall kaum von „Militärhilfe“ gesprochen 
werden, zum anderen ist die Zahl des zur Be-
dienung eines derartigen Rüstungspotentials 
erforderlichen russischen Personals sehr groß; 
seine Anwesenheit in Libyen würde daher 
quasi einer militärischen Okkupation des 
Landes gleichkommen. Dies wiederum würde 
eine unerlaubte Unterschätzung Gaddhafis be-
deuten. Er beansprucht die Führung der Eini-
gung Arabiens und kann sich nicht auf diese 
Weise den Russen ausliefern.
Gerade dieser Führungsanspruch des liby-
schen Staatschefs läßt aber eine pausible Er-

41) So Wolfgang Höpker, Fußnote 30.
42)  FAZ, 24. 5. 1975.

43) Ebenda.



klärung für die von der Sowjetunion avisierte 
Rüstungsmenge zu: Gaddhafi will sie für die-
sen Zweck bereitstellen und die Araber, die 
für sein Ziel eintreten, können sich bei ihm 
mit Waffen bedienen. Eine weitere plausible 
Erklärung wäre, daß Gaddhafi um den Preis 
der Loyalität und Unterstützung seiner pan-
arabischen Ziele andere arabische Staaten mit 
Waffen beliefert. Eine Zeitlang war sogar in 
diesem Zusammenhang von der Türkei die 
Rede; mittlerweile sind jedoch Gerüchte die-
ser Art leiser geworden. Wie es auch immer 
sein mag, die Fragen, die sich bei diesem 
Waffengeschäft anhäufen, können vorerst 
nicht definitiv beantwortet werden. Es kann 
jedoch mit Sicherheit gesagt werden, daß die-
se Rüstungsmenge in der Hand Libyens nicht 
ohne schwerwiegende Folgen im Mittelmeer 
bleiben kann. Ob sie dazu verwendet wird, 
einige arabische Mittelmeeranrainer in einen 
Hexenkessel zu verwandeln, wie z. B. den Liba-
non, oder ob Gaddhafi mit ihr solche Staaten 
unter seinen Einfluß bringen will, sie wird 
sich gegen die Interessen des Westens im 
Mittelmeer auswirken.
Dazu muß berücksichtigt werden, daß die An-
wesenheit sowjetischer „Militärexperten" in 
Libyen für die 3. Eskadra eine neue Aus-
gangsbasis schafft. Die dem sowjetisch-liby-
schen Akkord innewohnende Chance, an den 
langen, menschenleeren libyschen Gestaden 
den langersehnten Stützpunkt zu erhalten, ist 
reeller, als sie es jemals in Ägypten war.
Tunesien mit knapp sechs Millionen Einwoh-
nern und einem Jahreseinkommen von ca. 
500 Dollar pro Kopf spürt bereits die Anzie-
hungskraft des benachbarten reichen Libyens. 
Im allgemeinen wird angenommen, daß das 
Ableben des jetzigen tunesischen Präsidenten 
Habib Bourguiba der auslösende Moment für 
eine libysche Intervention zur Einverleibung 
des kleinen, armen Landes sein wird. Bourgui-
ba ist Zögling französischer Kultur, pro-west-
lich orientiert und der einzige arabische Füh-
rer, der das Eindringen der Sowjets ins Mittel-
meer als „Störung des Gleichgewichts" emp-
findet. Insofern ist Tunesien bisweilen ein für 
den Westen problemloses Land. Sollte jedoch 
der Zugriff Gaddhafis gelingen, wird die 
Situation hier sofort sehr problematisch 
für die 6. US-Flotte. Der ehemalige französi-
sche Marinestützpunkt Bizerta liegt kaum 
mehr als 140 km von Sizilien fentfernt.
Es gibt kaum einen arabischen Führer, der 
die Ressentiments Boumediennes gegen den 
Westen übertrifft. Entsprechend fällt auch die 
Politik des Staatschefs des flächenmäßig 

größten arabischen Staates in Nordafrika, Al-
gerien, aus. Er empfiehlt sich nicht nur als 
Vorreiter der arabischen Einheit und kompro-
mißlosen Feind Israels, sondern auch als trei-
bende Kraft eines Zusammenschlusses aller 
rohstoffexportierenden Länder gegen die In-
dustrienationen. Unter ihm ist Algerien pro-
sowjetisch orientiert und die Armierung seiner 
Marine: sechs U-Bootjäger der SOI-Klasse, 
zwei Minenleger (T-43), sechs KOMAR- und 
drei OSA-Schnellboote mit STYX-Raketen so-
wie zwölf Torpedoboote der P-6-Klasse, ist 
ausschließlich russischer Herkunft.
Dies reicht aber nicht aus, um Algerien zu 
veranlassen, den Russen den Stützpunkt Mers 
el Kebir zur Verfügung zu stellen44 ). Die 
Schiffe der 3. Eskadra werden sicherlich auch 
in der Zukunft die Möglichkeit haben, algeri-
sche Häfen anzulaufen, aber einen Stützpunkt 
werden sie nach bisherigem Ermessen in Al-
gerien nicht erhalten.

44) S. F. O. Miksche, a. a. O., S. 346.
45) S. Rheinischer Merkur, 14. 11. 1975.

Marokko, der „Magreb al aqsa", der „äußer-
ste Westen" der arabischen Ausbreitung in 
Nordafrika, betreibt eine gegenüber Ost und 
West ausgewogene Politik. Es erhielt schon 
1961 30 Mill. Dollar Militärhilfe aus der 
UdSSR, obwohl die USA damals drei große 
Luftbasen auf seinem Territorium unterhiel-
ten. Der diesbezügliche Vertrag lief 1963 aus; 
in beiderseitigem Einvernehmen wurde er 
nicht verlängert. Marokko wird aller Wahr-
scheinlichkeit nach mit Zustimmung Madrids 
die spanische Sahara nach dem Abzug der Spa-
nier erhalten 45). Dafür hat König Hassan seine 
Forderung nach der Räumung der Hafenstädte 
Ceuta und Melilla zurückgestellt, hält aber 
irredentistische Ansprüche gegen Algerien 
aufrecht. Eben deshalb haben beide Länder 
1963 Krieg gegeneinander geführt, wozu es im 
Hinblick auf ihre beiderseitigen Besitzansprü-
che auf Spanisch-Sahara auch noch einmal 
kommen könnte.
Die geopolitische Stellung Marokkos als Mit-
telmeer- und atlantisches Land ist offenkun-
dig. So lange König Hassan an der Macht 
bleibt, hat jedoch der Westen nichts zu be-
fürchten. Seine Stellung scheint heute unan-
gefochten zu sein. Man darf jedoch nicht ver-
gessen, daß er zu Beginn der siebziger Jahre 
zwei Putsche linksgerichteter Offiziere blutig 
niederschlagen mußte. Ein Grund mehr, um 
zu erkennen, daß die Sowjetunion nichts un-
terlassen wird, um das Land am Eingang des 
Mittelmeeres unter ihren Einfluß zu bringen. *



Zwanzig Jahre dauernde Bemühungen der 
UdSSR haben nicht gereicht, um an der arabi-
schen Küste des Mittelmeeres eine politisch 
sichere und militärisch feste Marine- und Luft-
basis zu erhalten. Der Reichtum, der nunmehr 
in einigen arabischen Ländern fließt, sowie das 
Ausscheren Ägyptens aus der starren Front 
der „Konfrontationsstaaten" signalisieren un-
mißverständlich das Ende der großen arabi-
schen Abhängigkeit von der Sowjetunion. Aus 

diesen Gründen kann man annehmen, daß di« 
künftigen Bemühungen der UdSSR hier nicht 
erfolgreicher sein werden als in der Vergan-
genheit. Doch dies bedeutet nicht, daß das Mit-
telmeer noch das „mare nostrum" des Westens 
ist. Die aufstrebende arabische Welt erhebt 
hier ihre Ansprüche. Von Gibraltar bis Suez 
und südlich der Linie Alboran, Malta und 
Kreta ist es ihr Meer, ob mit oder ohne die 
Sowjets.

V. Die Nordanrainer des Mittelmeeres

Die Erfolge der Sowjetunion im Mittelmeer 
sind nicht so sehr auf eine „bessere Politik" 
des Kremls als auf die Unterlassungen des 
Westens zurückzuführen. Als Menetekel hier-
für steht Zypern. Einst Wächter der briti-
schen Interessen von hohem strategischen 
Wert über den Suezkanal und das Ostmittel-
meer wurde die Insel Mitte der fünfziger Jah-
re zum Zankapfel zwischen Griechenland und 
der Türkei. In unserer schnellebigen Zeit ist 
es bereits in Vergessenheit geraten, daß die 
türkisch-griechischen Auseinandersetzungen 
um Zypern nicht zwangsläufig waren. Viel-
mehr meinte damals Großbritannien, noch mit 
dem Prinzip „divide et impera" Politik ma-
chen zu können und setzte die türkische Kar-
te als Gegengewicht zur griechischen Frei-
heitsbewegung ein48 ). Seitdem wurde und 
blieb Zypern bis heute eine schwärende 
Wunde, die letztlich den Einsturz der Südost- 
Flanke der Atlantischen Allianz verursacht 
hat. Ihr einst hoher strategischer Wert bleibt 
unausgenützt, denn der zypriotische Präsi-
dent, Erzbischof Makarios, hat sich wegen der 
Haltung der NATO im Zypernkonflikt gegen 
jegliche militärische Verwendung der Insel 
gesperrt. Selbst die beiden exterritorialen Mi-
litärbasen, die Großbritannien bei der Unab-
hängigkeit Zyperns für sich behielt, sind nun 
durch den Konflikt in Mitleidenschaft gezo-
gen. Ihre Nutzlosigkeit ist durch die türki-
sche Invasion im Sommer 1974 offenkundig 
geworden. Zutreffend schrieb der kürzlich ver-
storbene Giselher Wirsing: „Nur zur Evaku-
ierung der Tou 49risten taugen sie noch." )

46) So Heinz Gstrein in einem Bericht im Rheini-
schen Merkur, 3. 10. 1975.
47) FAZ, 31. 5. 1975.

48) S. hierzu Peter Härlin, Prüfstein der Demokratie, 
Stuttgart 1956.
49) Giselher Wirsing, Der abwendbare Untergang. 
Die Herausforderung an Menschen und Mächte, 
Düsseldorf 1975, S. 390. Vergleiche auch in diesem 
Zusammenhang Lothar Ruehl in: Das Parlament, 
20. 9. 1975; diese Ausgabe der Wochenzeitung ent-
hält außerdem zahlreiche Artikel, die das Problem 
Zypern aktuell darstellen.

Die beschriebene Situation im Mittelmeer 
muß als einmalig in der europäischen Ge-
schichte erkannt werden. Niemals zuvor war 
Rußland in der Lage, am „weichen Unterleib" 
Europas so starke Streitkräfte zu unterhalten 
wie jetzt. Die Konzentrierung des Blicks auf 
die arabische Welt ob der Möglichkeiten der 
Einrrichtung von sowjetischen Basen hat den 
europäischen Süden in den Hintergrund des 
Blickfeldes verwiesen. Doch hier ist eine Ero-
sion im Gange, die die westlichen Positionen 
viel schneller erschüttert, als die Sowjetunion 
ihre eigenen in der arabischen Welt aufbauen 
kann.

Das Wort vom „roten Kleeblatt" Griechen-
land, Italien und Portugal ist bereits gefal-
len46). Sicherlich ist es noch eine Übertrei-
bung; zumindest verfügen noch Griechenland 
und Italien über Reserven, die ihr Abgleiten 
in den Neutralismus oder gar in die sowjeti-
sche Einflußsphäre abwenden können. Doch 
das innenpolitische Bild im gesamten Südeu-
ropa wird zunehmend von hohen Inflationsra-
ten, Arbeitslosigkeit, Auslandsverschuldung 
und innenpolitischen Unruhen bestimmt. Die 
Kräfte, die diese Entwicklung abwenden sol-
len, unterliegen einem zunehmenden Ver-
schleiß. Es sind dieselben Kräfte, die die 
Westorientierung dieser Länder garantieren. 
Dies ist eine Realität in Südeuropa, die nicht 
übersehen werden darf. Die Herausstellung 
der ökonomischen Aspekte in der Atlanti-
schen Allianz durch Bundeskanzler Helmut 
Schmidt bei der letzten Frühjahrstagung der 
NATO in Brüssel darf vor allem für den euro-
päischen Süden nicht ohne Folgen blei-
ben 47 ).



Somit hat der Westen im Ostmittelmeer eine 
strategische Position verloren, die eine be-
herrschende Rolle übernehmen konnte. Zu-
dem ist Zypern heute durch die Anwesenheit 
der türkischen Truppen zu einem Pulverfaß 
geworden, daß jederzeit das Fanal eines grie-
chisch-türkischen Krieges setzen kann. Bei ei-
ner solchen Entwicklung erwachsen jedoch 
der Sowjetunion hier ungeahnte Möglichkei-
ten. Die griechisch-zypriotische kommunisti-
sche Partei (AKEL) vereinigt mehr als 30 v. H. 
der Stimmen auf sich und der türkisch-
zypriotische Widerstand gegen die türkischen 
Truppen auf Zypern formiert sich unter dem 
früheren Vizepräsidenten der Republik, Küt- 
schück.

Die Innenpolitik der Türkei steht seit Beginn 
der fünziger Jahre im Zeichen der Zurück- 
drängung der Reformen Atatürks und der lai-
zistischen Staatsordnung. Das Interesse des 
Westens war allein von dem kurzfristigen 
Vorteil, den ihm diese Entwicklung einbrach-
te, bestimmt. In dem wachsenden Einfluß 
der islamischen Religion sah er lediglich die 
antikommunistische Immunisierung der türki-
schen Bevölkerung. Die gleichzeitige nationa-
listische Infizierung, die durch die Besinnung 
auf die osmanische Tradition ausgelöst wur-
de, hat er übersehen, obwohl bei diesem Pro-
zeß augenscheinlich das Zypernproblem als 
Katalysator gewirkt hat50 ). Damit wurde 
aber die Basis der von Kemal Atatürk mit ei-
serner Hand und großer Voraussicht betriebe-
nen Westausrichtung der Türkei immer 
schmäler. Heute wird sie von breiten Schich-
ten der türkischen Bevölkerung abgelehnt 
und starke Parteien treten für eine Hinwen-
dung des Landes zu der nunmehr reichen ara-
bischen Welt ein. Diese Perspektive eröffnet 
der Türkei eine tragfähige Alternative zu ih-
ren jetzigen außenpolitischen Bindungen, die 
kein anderer Nordanrainer des Mittelmeeres 
hat. Die Perspektiven aber, die hieraus dem 
Westen erwachsen, sind deprimierend. Die 
türkischen Landmassen versperren der So-
wjetunion den Weg sowohl zum Mittelmeer 
als auch zu den arabischen Ölquellen. Ob-
schon dieser Sperriegel für die sowjetischen 
Lufttransporte zur Versorgung der arabischen 
Staaten mit Rüstungsmaterial von der türki-
schen Regierung durchlässig gemacht worden 
ist — was auch zur Erhöhung der Bedrohung 
des Mittelmeeres durch die sowjetische Luft-

50) Mehr darüber in meinem Artikel „Griechenland, 
USA und die NATO," in: Sicherheitspolitik heute, 
Bad Honnef, Heft 4/1974, S. 599 ff.

waffe geführt hat 51 ) —, konnte der Westen 
seit über 30 Jahren auf diese Funktion der 
Türkei bauen.

Im Blick auf die maritime Präsenz der Sowjet-
union im Mittelmeer gewinnen die Meeresen-
gen am Bosporus und die Dardanellen eine 
große Bedeutung. Auf Grund des Vertrages 
von Montreux ist die Türkei in Friedenszeiten 
verpflichtet, die freie und ungehinderte 
Durchfahrt auch von Kriegsschiffen zu garan-
tieren. Die Existenz der 3. Eskadra beruht vor-
nehmlich auf dieser Möglichkeit und erleich-
tert zudem wegen des Suez-Kanals den Auf-
bau einer maritimen Präsenz der Sowjetunion 
im Indischen Ozean. Im Gegensatz zu der 
Meinung vieler westlicher Kommentatoren 
muß jedoch hier darauf hingewiesen werden, 
daß in der militärischen Planung beider Blök-
ke die Meeresengen keinen allzu großen 
Wert haben können, weil sie sehr verwund-
bar sind. Vor allem die Dardanellen sind zu 
lang, zu eng und zu flach. Da die Nahtstellen 
zwischen den beiden Blöcken wenige Kilome-
ter von ihnen entfernt sind, können sie viel 
eher zu einer Falle als zu einer Passage für 
die Kriegsschiffe werden. Zudem kann ein 
sich selbstversenkender Frachter mit geeigne-
ter Ladung die Dardanellen vorerst sperren. 
Auch diese Möglichkeit richtet sich nicht nur 
gegen den Ostblock, sondern auch gegen die 
Türkei selbst, denn eine Sperrung der Darda-
nellen liefert sie der Übermacht der Sowjet-
union im Schwarzen Meer aus.

Vor allem nach der türkischen Invasion auf 
Zypern und dem damit zusammenhängenden 
amerikanischen Waffenembargo bereitet die 
Türkei der Atlantischen Allianz zunehmend 
Sorgen. Die antiamerikanischen Strömungen 
in der türkischen Bevölkerung — sowohl durch 
die islamische Bewegung wie auch durch 
die Linke nach Kräften gefördert — sind 
stärker geworden. Die auf einer hauchdün-
nen parlamentarischen Mehrheit fußende Re-
gierung Süleyman Demirels sah sich daher 
genötigt, die Funktion der amerikanischen 
Basen in der Türkei radikal einzuschränken. 
Sowohl in der amerikanischen wie auch in 
der atlantischen militärischen Planung erfül-
len sie jedoch wichtige Funktionen. Von gro- 
ßer Bedeutung sind hier vor allem die Großra-
dar- und Fernaufklärungsanlagen an der tür-
kischen Schwarzmeerküste. Sie sind in der

51) So Fred M. Dean, Kommandierender General der 
Luftstreitkräfte Südeuropa, s. J. Kannicht, a. a. O., 
hier 13. 3. 1970.



Lage, tief in die Sowjetunion hinein zu »se-
hen" und 52zu „hören" ).
Griechenland, einst treuer Anhänger der 
NATO, hat sich im vergangenen Sommer aus 
seiner militärischen Integration gelöst. Die 
vielfältigen militärischen Installationen der 
USA und der NATO sind deshalb aber nicht 
besonders in Mitleidenschaft gezogen. Den-
noch ist ihre Stellung in Griechenland er-
schüttert. Der Austritt aus der NATO sowie 
die Kündigung des Vertrages für Heimatha-
fenrechte für sechs amerikanische Zerstörer 
in der Bucht von Eleusis war der vorläufige 
Höhepunkt einer innenpolitischen Entwick-
lung, die zu Beginn der sechziger Jahre be-
gann. Bis dahin wurde die Atlantische Allianz 
von der Gesamtheit der Nation getragen mit 
Ausnahme der Kommunisten, die nur gele-
gentlich mehr als 15 Prozent der Wähler-
schaft auf sich vereinigen konnten. Danach 
änderte sich die Lage jedoch sehr rasch. Die 
außen- und sicherheitspolitischen Bindungen 
des Landes — und nicht nur diese — gerieten 
unter den demagogischen Druck sozialisti-
scher und neutralistischer Verheißungen und 
begannen abzubröckeln. Die Diktatur ver-
mochte nicht, diesen Prozeß zu beenden. Die 
Militärs erwiesen sich als unfähig, eine trag-
fähige Basis für einen neuen Anfang und für 
die Wiederherstellung der Loyalität des Lan-
des gegenüber der NATO zu schaffen. Auch 
Konstantin Karamanlis vermochte dies seit 
dem Sommer 1974 vor allem deshalb 
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nicht, 
weil das Bündnis seinerseits nicht in der Lage 
war, Griechenland eine Antwort auf die Frage 
zu geben: was ist mit der Atlantischen Allianz, 
wenn zwei ihrer Mitglieder in einen Krieg 
gegeneinander geraten ).

Heute erscheint die Wiederherstellung der 
Bindung Griechenlands an die NATO schwie-
riger denn je, denn Karamanlis konnte das 
konservative Lager des Landes nicht Zusam-
menhalten. Die 54prozentige Mehrheit, die er 
bei den Wahlen vom Herbst 1974 auf sich 
vereinigt hat, ist nicht mehr existent. Die 
Prozesse gegen die Junta und ihre Mitläufer, 
vor allem aber die Abschaffung der Monar-
chie haben diese Mehrheit auseinander fallen 
lassen. Ohne dieses Lager ist jedoch eine si-
chere atlantische Orientierung Griechenlands 
nicht möglich. Dies schließt aber schwerwie-
gende Perspektiven nicht nur für Griechen- *

52 FAZ, 12. 8. 1975.
53) Die diesbezügliche Problematik ist in meinem
bereits angegebenen Artikel (Fußnote 50) darge-
stellt worden.

land, sondern für ganz Westeuropa ein. Die 
Ägäis, die durch ihre vielen Inseln als Was-
serstraße leicht kontrollierbar ist, stellt einen 
sicheren Verbindungsweg zwischen der Tür-
kei und den übrigen NATO-Ländern dar als 
der schmale griechische Landstreifen zwi-
schen der Nord-Ägäis und der bulgarischen 
Grenze. Denn hier liegt ohnehin die Achilles-
ferse der griechischen Verteidigung gegen 
den Norden. Die Hafenstadt Kawalla ist kaum 
30 km Luftlinie von der über 474 km langen 
griechisch-bulgarischen Grenze entfernt. Eine 
aussichtsreiche Abwehr eines massiven Vor-
stoßes der gut ausgerüsteten und voll mecha-
nisierten bulgarischen Streitkräfte nach Süden 
setzt hier eine griechisch-türkische Koopera-
tion voraus. Diese ist jedoch vorerst nicht in 
Sicht. Ein erfolgreicher bulgarischer. Durch-
bruch würde gleichzeitig den freien Durchgang 
der sowjetischen Luftwaffe und die Sicherung 
eines Hafens (Kawalla) für die 3. Eskadra im 
Mittelmeer bedeuten. Viele Kommentatoren 
unterschätzen die Möglichkeiten, die im Ernst-
fall die sowjetische Luftwaffe zur Unterstüt-
zung der 3. Eskadra hier hat.

Im griechischen Raum ist außerdem die Insel 
Kreta von großem strategischen Wert. Etwa 
auf der Mitte des Weges zwischen Europa 
und Afrika nimmt sie eine beherrschende 
Stellung im Ostmittelmeer ein. Die großen 
griechischen und amerikanischen Marine- 
und Luftbasen auf der Insel, vor allem aber 
die Raketen-Basis bei der Souda-Bucht, deu-
ten darauf hin, daß ihr eine strategische 
Drehsdieiben-Funktion zugedacht ist, die die 
militärischen Operationen in ihrer näheren 
und weiteren Umgebung kontrollieren kann.

Insgesamt riegelt der griechische Raum zu-
sammen mit der Türkei nicht nur den Ost-
block von Mittelmeer ab, sondern stellt auch 
auf dem Lande und zur See die geographische 
Kontinuität der Atlantischen Allianz her. 
Ohne Griechenland wird diese Kontinuität 
unterbrochen, die Versorgung und Unterstüt-
zung der Türkei durch die NATO stellt sich 
dann im Ernstfall als ein Problem mit vielen 
Unbekannten.

Selten sind so viele Spekulationen über Le-
ben und Tod eines Mannes angestellt worden 
wie im Falle des 83jährigen jugoslawischen 
Staatspräsidenten Tito. Er kann demnach mit 
Recht von sich sagen, daß er der einzige kom-
munistische Führer ist, um dessen Leben und 
Gesundheit selbst eingefleischte Antikommu-
nisten ehrlich bangen. Der Grund dafür ist ein-
leuchtend: Eine Rückkehr Jugoslawiens in den 



Warschauer Pakt wird die militärische Lage 
nicht nur im Mittelmeer, sondern in Gesamt-
europa verändern. Tito wird eine solche 
Schwenkung Jugoslawiens nicht vollziehen. 
Seine Bindungen zum Westen sind in der letz-
ten Zeit auch auf wirtschaftlichem Gebiet 
sehr gewachsen; so hat er Präsident Ford bei 
seinem Anfang August stattgefundenen Be-
such in Belgrad um die Lieferung von moder-
nen amerikanischen Waffen gebeten54 ). Die 
Frage nach der Zukunft Jugoslawiens stellt 
sich jedoch um so dringlicher nach seinem 
Tode. Wie fast jeder große politische Führer 
hinterläßt auch Tito keinen ebenbürtigen Nach-
folger. Die Integrationskraft, die von ihm aus-
geht und den föderativen Vielvölkerstaat Ju-
goslawien zusammenhält, wird mit seinem 
Ableben erlöschen. Die kommunistische Par-
tei Jugoslawiens besitzt diese Integrations-
kraft nicht. Die scharfen und zum Teil offen 
ausgetragenen Auseinandersetzungen zwi-
schen den verschiedenen Völkerschaften le-
gen ein beredtes Zeugnis darüber ab. Es ist 
daher keine Prophetie, wenn man sagt, daß 
eine künftige Intervention der UdSSR in Ju-
goslawien am wahrscheinlichsten diesen Hin-
tergrund als Vorwand benutzen wird. Die 
„Rückführung" Jugoslawiens in den Ostblock 
bedeutet jedoch gleichzeitig das Ende der 
exotischen Orientierung Albaniens; die „Diszi-
plinierung" seiner extravaganten Führung un-
ter Enver Hodscha wird dann kein Problem 
mehr sein.

55) Die Welt, 4. 6. 1975.

Die Sowjetunion an der Adria bedeutet den 
Bruch der geographischen Kontinuität der 
NATO bei gleichzeitiger Ausflankierung so-
wohl Italiens wie auch Griechenlands. Grie-
chenland wird zudem eine 967 km lange Gren-
ze mit dem Ostblock haben; ihre Verteidi- 
gung wird seine Möglichkeiten übersteigen. 
Das Vordringen der Warschauer Paktstaaten 
an die Adria bedeutet ferner zweierlei: zum 
einen wird von hier die sowjetische Luftwaffe 
Zugang zum Zentrum des Mittelmeeres finden; 
zum anderen kann die durch ihre vielen In-
seln in ihrer geographischen Beschaffenheit 
einzigartige jugoslawische Küste einer ganzen 
Flotte Schutz gewähren. Die Kontrolle über 
die Straße von Otranto kann dann entschei-
dend für das Schicksal der 3. Eskadra werden. 
Schon hier wird die Funktion Italiens im Kal-
kül der NATO-Verteidigung ersichtlich. Der 
tief ins Meer hineinragende italienische Stie-
fel mit dem ihm vorgelagerten Sizilien trennt 
praktisch das Mittelmeer in der Mitte. Von 

Italien aus kann die Straße von Otranto vor 
allem für überwasserschiffe wirksam kontrol-
liert werden. Italien kann daher bei einem 
Verlust der jugoslawischen Neutralität nicht 
nur die Adria für die 3. Eskadra unbrauchbar 
machen, sondern auch eine letzte Verteidi-
gungslinie für Westeuropa im Mittelmeer dar-
stellen, denn anders als in der Ägäis liegt das 
nördliche adriatische Ufer sehr nah am Her-
zen Europas — und Norditalien ist bereits Zen-
traleuropa. Der Versuch des amerikanischen 
Präsidenten bei seinem Besuch in Rom im 
Juli 1975, Italien strategisch aufzuwerten, 
deutet bereits auf seine modifizierte Beurtei-
lung im amerikanischen strategischen Kon-
zept hin. Ford ließ durchblicken, daß ange-
sichts der Situation im Ostmittelmeer wegen 
des griechisch-türkischen Streites Italien heu-
te „für die Amerikaner der vielleicht wichtig-
ste Angelpunkt ihrer Mittelmeerpolitik" ge-
worde 55n ist ).

Doch angesichts der innenpolitischen Situa-
tion des Landes ist ein solcher Plan unreali-
stisch. Die italienische Demokratie — in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit in ihrer Libera-
lität und in der Effektivität ihrer Wirtschafts-
politik ein Vorbild für ganz Europa — hat 
sich letztlich als unfähig erwiesen, die veral-
teten gesellschaftlichen Strukturen des Lan-
des zu überwinden. Der arme Süden blieb in 
seiner agrarischen Ordnung stecken und im 
reichen Norden wurden die herkömmlichen 
sozialen Bindungen unter dem explosionsarti-
gen wirtschaftlichen Wachstum weitgehend 
zerstört. Der schiefe Turm ist somit nicht nur 
das Wahrzeichen von Pisa, er ist Sinnbild für 
ganz Italien geworden.

Selbst die Gewerkschaften paßten sich nicht 
den veränderten wirtschaftlichen Strukturen 
an. Trotz ihrer hohen Mitgliederzahlen sind sie 
kaum über den Status der Arbeitervereine des 
19. Jahrhunderts hinausgewachsen mit der 
Folge, daß heute eine Minderheit von Arbei-
tern ganze Wirtschaftszweige lahmlegen 
kann. Zwischen 1971 und 1973 haben je 1 000 
Arbeiter 3 909 Stunden, d. h. etwa 90 Arbeits-
wochen, gestreikt; Ergebnis: Leerlauf der 
Wirtschaft und letztlich der Demokratie und 
Ruf nach dem „historischen Kompromiß" zwi-
schen Kommunisten und Christdemokraten. 
Die derzeitige innenpolitische Entwicklung Ita-
liens schließt einen solchen Kompromiß nicht 
aus. Bei einer solchen Eventualität ist jedoch 
nicht nur das Gleichgewicht im Mittelmeer,

54) FAZ, 4. 8. 1975.



sondern in ganz Europa unwiderruflich zu 
Gunsten der Sowjets aus den Angeln gehoben. 
Die Beteuerungen des italienischen kommuni-
stischen Führers Berlinguer, Italien würde 
auch unter einer kommunistischen Regierung 
der Atlantischen Allianz treu bleiben, hat ge-
ringen Wert; die militärische Planung der 
NATO kann sich nicht darauf verlassen.
Auch Malta, einst der vielleicht bedeutendste 
Angelpunkt englischer Mittelmeerpolitik, ist 
zu einem Fragezeichen für den Westen ge-
worden. Nach wie vor spielt es eine bedeu-
tende Rolle im militärischen Kalkül der 
NATO und der USA. Auf Malta befi
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ndet sich 
die Zentrale des Kommandos „Seestreitkräfte 
Europa-Süd (NAVSOUTH) ). Außerdem ist 
Großbritannien hier noch präsent. Die La-
bour-Regierung will jedoch bis 1979 alle eng-
lischen Truppen von der Insel zurückziehen. 
Dann aber wird die Frage der Zukunft Maltas 
sehr akut werden, denn die Erwerbsquellen 
der kleinen, überbevölkerten Insel (350 000 
Einwohner) sind sehr begrenzt. Kaum be-
grenzt sind jedoch die Möglichkeiten Maltas 
als Marine- und Luftwaffenstützpunkt. Es ver-
fügt nicht nur über ausgedehnte Hafenanla-
gen, sondern über fünf große Docks für größe-
re Schiffsreparaturen. Eben deshalb übt die 
Insel „eine mag 57netische Anziehungskraft" )  
auf die Sowjets aus, denn Malta könnte sehr 
viele Probleme der 3. Eskadra im Mittelmeer 
lösen.
Die düstere Perspektive der Entwicklung in 
Italien hat Frankreich nicht unbeeindruckt 
gelassen. Der Friedensvertrag von Evian 1962 
war die letzte Liquiditätsakte der französi-
schen Besitzungen in Afrika und gleichzeitig 
der Beginn seines weitgehenden Disengage-
ments im Mittelmeer. Ein Jahr später mußte 
es auf Drängen Tunesiens den befestigten 
Seehafen Bizerta räumen und im gleichen 
Jahr schickte General de Gaulle das Gros der 
französischen Flotte von Toulon nach Brest. 
1968 räumte er in Algerien vorzeitig den 
Stützpunkt Mers el Kebir, obwohl Frankreich 
ihn vertragsgemäß bis 1975 behalten konnte. 
Es ist nicht ohne Interesse, zu wissen, daß die 
Unterhaltung seiner Anlagen lediglich 4 Mil-
lionen Dollar jährlich kostete58 ). Das einst 
mächtige Dreieck der Marinestützpunkte Bi-
zerta—Mers el Kebir—Toulon, das weitge-
hend die französische Seemacht im Mittel-
meer begründete, war damit vollends liqui-

59) S. W. Höpker, Fußnote 4, S. 41.
60) So Andre Beaufre, Die NATO und Europa, Stutt-
gart 1967, S. 100.
61) A. Beaufre, a. a. O., S. 106.

diert. De Gaulle rechtfertigte die Hinwendung 
seiner Seestreitmacht zum Atlantik mit dem 
Schlagwort: „Die französische Flotte braucht 
Raum." 9) In Wirklichkeit stand aber hinter 
dem französischen Rückzug aus dem Mittel-
meer ein Bündel von politischen und militä-
rischen Überlegungen, die Teil des Gesamt-
konzeptes der Politik de Gaulles waren. Er 
begünstigte den arabischen Standpunkt im 
arabisch-israelischen Konflikt und neigte des-
halb auch dazu, die Anwesenheit der 3. Eska-
dra im Mittelmeer zu bagatellisieren. Durch 
diese Politik gelang es ihm, trotz herkömm-
licher antifranzösischer Ressentiments in Nord-
afrika, die dortige wirtschaftliche Position 
Frankreichs zu erhalten.

Die militärische Rechtfertigung des französi-
schen Rückzuges aus dem Mittelmeer ist 
komplexer: Das zwischen den USA und der 
UdSSR erreichte atomare Patt im Zusammen-
hang mit der Entspannungspolitik beider Su-
permächte hat die Glaubwürdigkeit der nu-
klearen Abschreckung der Vereinigten Staa-
ten erschüttert. Frankreich sah in dieser Ent-
wicklung eine zunehmende Abhängigkeit 
vom amerikanischen Atomschirm, die seine 
Handlungsfreiheit stark einschränkte. Dies 
war jedoch mit dem Großmachtanspruch 
Frankreichs unter de Gaulle nicht vereinbar. 
Auf diesen Überlegungen fußte die Entschei-
dung zum Austritt aus der NATO und zum 
Aufbau der „Force de frappe", deren Ziel es 
ist, das zu stabil gewordene Gleichgewicht der 
Supermächte aufzulockern und einen zusätz-
lichen Unsicherheitsfaktor für eine eventuelle 
Aggression des Ostens darzustellen60 ). Bei 
einem derart globalen strategischen Konzept 
konnte Frankreich nicht die Hauptmacht seiner 
Flotte in einem. Binnenmeer wie dem Mittel-
meer belassen, sie mußte hinaus auf die Welt-
meere; ihre Stationierung in Brest an der Ost-
küste des Atlantiks konnte dies am besten 
demonstrieren.
Zu beachten ist, daß Frankreich auch bei die-
ser Strategie niemals auf den Schutz des 
Atomschirms der USA verzichtet hat 61 ). Dies 
war um so leichter, als es weit entfernt von 
den Nahtstellen der Blöcke lag und infolge-
dessen aus einer relativ sicheren Position 
heraus ein eigenes Verteidigungskonzept 
entwickeln konnte. Die mögliche Reintegrie-
rung Jugoslawiens in den Ostblock im Zu-

56) S. W. Höpker, Fußnote 28, S. 64.
57) So W. Höpker, Fußnote 28. S. 62.
58) F. O. Miksche, a. a. O., S. 346.



sammenhang mit der Lage in Italien macht 
jedoch diese grundsätzliche Voraussetzung der 
französischen Strategie fragwürdig. Die Mög-
lichkeit, daß Frankreich sich eines Tages an 
der Grenze eines kommunistischen oder zu-
mindest vom Osten her ausflankierten Ita-
liens sieht, ist nicht von der Hand zu weisen. 
Es ist daher nicht verwunderlich, daß Frank-
reich in der letzten Zeit nicht nur seine Be-
ziehungen zur NATO einer vorsichtigen 
Revision unterzieht, sondern auch seine Mit-
telmeerpolitik zu ändern beginnt. Im Früh-
jahr 1975 entschloß es sich, einen bedeuten-
den Teil seiner in Brest stationierten Flot-
te, darunter zwei Flugzeugträger mit je 40 
Flugzeugen, zum Mittelmeer — nach Toulon 
— zurückzubeordern. Das schon seit einigen 
Jahren bestehende Engagement Frankreichs 
in Griechenland wurde bei dem Besuch des 
französischen Präsidenten Giscard d'Estaing 
in Athen im September 1975 zu einer franzö-
sischen Sicherheitsgarantie für Griechenland 
fortentwickelt62 ). Es ist daher anzunehmen, 
daß die „Rückkehr" Frankreichs ins Mittel-
meer auf einem langfristigen Konzept beruht. 
Diese durchaus erfreuliche Entwicklung der 
französischen Politik im Mittelmeer und ge-
genüber der NATO wird jedoch von den Er-
gebnissen der letzten Wahlen in Frankreich 
getrübt. Man sollte nicht vergessen, daß Prä-
sident Giscard d'Estaing lediglich durch einen 
Vorsprung von weniger als zwei Prozent den 
Kandidaten der französischen Volksfront, 
Francois Mitterand, geschlagen hat. Die welt-
weite wirtschaftliche Rezession und Inflation 
liefern den Boden, aus dem ein Machtwechsel 
in Frankreich erwachsen könnte. Was eine 
solche Eventualität für Europa und besonders 
für die Bundesrepublik Deutschland bedeuten 
würde, liegt auf der Hand. Zudem ist uner-
warteterweise in den letzten Monaten im 
französischen Raum ein Fragezeichen ent-
standen. Korsika — ein Paradies im Mittel-
meer für individualistisch geprägte Url
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auber 
— rückte durch eine Autonomiebewegung in 
den Blick der Weltöffentlichkeit ).

62) FAZ, 23. 9. 1975.
63) FAZ, 25. 8. 1975.

Die hervorragende geopolitische Lage als 
Mittelmeer- und atlantischer Staat sowie als 
Brückenkopf zwischen Europa und Afrika hat 
nicht gereicht, um Spanien in die Atlantische 
Allianz aufzunehmen. Bewirkt wurde dies 
durch die politisch bestimmte Abneigung eini-
ger europäischer Bündnispartner, aber auch 
durch die wegen der Pyrenäen begünstigte Ab-

kapselungsneigung der Spanier. Gleichwohl 
wurde Spanien bereits 1953 durch ein Abkom-
men mit den USA indirekt in die NATO ein-
bezogen.

Spanien kann mit seinen Brückenköpfen 
Ceuta und Melilla in Nordafrika, Gibraltar 
sowie weite Teile des Atlantiks und des 
Mittelmeeres kontrollieren. Die Situation in 
Portugal erhöht diesen Wert Spaniens, denn 
man muß sich darüber im klaren sein, daß 
der Abfall einer der beiden iberischen 
Staaten in den sowjetischen Machtbereich 
den Verlust der „Gegenküste“ bedeuten 
würde. Dessen voll bewußt, ließen sich die 
USA wenig vom politischen Lärm um Spa-
nien beeindrucken und haben hier tragfähige 
militärische Einrichtungen installiert. Der Be-
such von Präsident Ford in Madrid im August 
1
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noch einmal demonstriert ).

Die USA unterhalten in Spanien Flugbasen 
bei Madrid und Sevilla, denen nach der Räu-
mung der US-Luftstützpunkte in Marokko er-
höhte Bedeutung zukommt. Weitaus wichti-
ger ist jedoch die Marine- und Luftbasis Rota 
im Golf von Cadiz. Rota dient gleichzeitig als 
logistischer Stützpunkt und Einsatz-Flughafen 
für die 6. US-Flotte und ist zudem die bedeu-
tendste Basis für Polaris-U-Boote im Mittel-
meerbereich. Zudem beginnt in Rota eine 
800 km lange Pipeline, die Sevilla, Madrid 
und Saragossa mit Treibstoff versorgen 
kann.

Die jüngsten Entwicklungen in der spani-
schen Innenpolitik, vor allem aber das Ab-
leben Francos, lassen die Möglichkeit zu, 
daß hier eine zweite Auflage des portugiesi-
schen Experiments vonstatten gehen könnte. 
Befriedigend ist es jedoch, daß der Tod Fran-
cos in Spanien kein Chaos ausgelöst hat; 
der König hat damit die Chance bekommen, 
seinen Thron auf eine breitere Basis zu stel-
len. Es wird nicht leicht sein. Der wirkliche 
Machtfaktor ist auch nach Franco die Armee, 
und Juan Carlos I. wird sich zumindest auf 
absehbare Zeit nur auf sie verläßlich stützen 
können, d. h., er muß sich mit ihr abstimmen. 
Andere Wege sind wenig ratsam; sein Schwa-
ger, König Konstantin II. von Griechenland, 
wird ihm sicherlich einiges in diesem Zu-
sammenhang zu sagen haben. Das Ausmaß 
der Ablehnung, die das spanische Regime 
findet, darf jedoch nicht die Erkenntnis ver-

64) Dazu FAZ, 2. 7. 1975.



drängen, daß ein kommunistisches Spanien 
jede Verteidigungsanstrengungen in Europa 
und im Mittelmeer an den Rand der Sinn-
losigkeit bringen wird. Dazu kommt ein 
anderer Aspekt: die USA — zwischen den 
beiden größten Ozeanen der Erde gelegen — 
sind in ihrer seemännischen Tradition auf 
Weiträumigkeit ausgerichtet. Die Beharrlich-
keit, mit der sie ihre Position im engen Mit-
telmeer behaupten, läuft eigentlich dieser 
Tradition zuwider. Man kann nur rätselraten, 
was noch im Mittelmeer geschehen muß, um 
die USA auf die Idee zu bringen, daß hier 
langsam der „Lebensraum" für eine ganze 
Flotte mit zwei großen Flugzeugträgern zu 
klein wird und das Sicherheitsrisiko für die 
6. Flotte zu groß. Es muß z. B. angenommen 
werden, daß ein Abfall Spaniens und der da-
mit zusammenhängende Verlust der Kontrolle 
über Gibraltar das Signal für den Abzug des 
bedeutendsten Teiles der 6. US-Flotte setzen 
könnte. Damit würde die Sowjetunion eines 

ihrer „größten politisch-strategischen Zie-
le" 65 ) erreichen: die Vertreibung der USA 
aus dem Mittelmeer.

Wem gehört das Mittelmeer? Nach der Dar-
stellung seiner geopolitischen und militärstra-
tegischen Bedeutung drängt sich diese Frage 
auf. Es ist nicht mehr das „mare nostrum" des 
Westens, aber auch eine „pax sowjetica" ist 
noch nicht in Sicht. Zudem wird das Mittel-
meer und damit Europa künftig immer mehr 
den Machtanspruch arabischer Staaten zu 
spüren bekommen. Will Europa überleben, 
muß es dem Mittelmeer seine Aufmerksam-
keit verstärkt zuwenden. An der arabischen 
Beherrschung des Gebietes südlich der Linie 
Gibraltar—Alboran—Malta—Kreta—Suez ist 
allerdings nicht mehr zu rütteln. Um so mehr 
müssen die Anstrengungen Europas vornehm-
lich der „Sanierung" Südeuropas gelten.

65) So G. Wirsing, a. a. O., S. 391.



Helmut Heinzlmeir

Die amerikanisch-sowjetischen Auseinandersetzungen 
um den Indischen Ozean

In einer Resolution vom 16. Dezember 1971 
erklärte die Generalversammlung der Verein-
ten Nationen — ohne Gegenstimmen, aber bei 
zahlreichen Stimmenthaltungen — den Indi-
schen Ozean zu einer „Zone des Friedens" 1). 
Die Vereinten Nationen blieben auch in den 
folgenden Jahren mit dieser Frage beschäf-
tigt2). Der Indische Ozean sollte zu einem 
„Meer des Friedens“ werden. Er sollte aus 
der weltweiten amerikanisch-sowjetischen 
Auseinandersetzung um Einflußsphären her-
ausgehalten werden. Dieser Versuch ist ge-
scheitert: Der Indische Ozean gilt heute als 
einer der Schwerpunkte im Austrag west- 
östlicher Interessengegensätze, Diego Garcia 
einerseits und Berbera andererseits stehen da-
für als vielzitierte Beispiele.

3) Grundlegend: A. J. Cottrell/R. M. Burrell (Hrsg.), 
The Indian Ocean: Its Political, Economic and Mili-
tary Importance, New York 1972.
4) Marcus F. Franda, The Indian Ocean: A Delhi 
Perspective, American Universities Field Staff, 
South Asia Series, Bd. 19/1, März 1975, S. 2.
5) K. P. Misra, International Politics in the Indian 
Ocean, in: Orbis, Bd. 18/4, Winter 1975, S. 1089.

Uber einhundert Jahre lang — bis in die fünf-
ziger Jahre unseres Jahrhunderts hinein — 
galt der Indische Ozean als britisches .Binnen-
meer'. Mit ihren Besitzungen in Afrika und 
Australien beherrschten die Engländer nicht 
nur die West- und Ostküsten dieses Ozeans, 
sie kontrollierten mit dem Suezkanal, Aden, 
den Scheichtümern am Persischen Golf, dem 
indischen Subkontinent und Singapur auch 
seine nördlichen Begrenzungen mit den wich-
tigsten Zufahrtswegen und Nebenmeeren. 
Diese Situation hat sich jedoch in den letzten 
25 Jahren grundlegend gewandelt: Im Zuge 
der Entkolonialisierung räumten die Englän-
der nahezu alle einstigen Stützpunkte. Der 
Entschluß dazu fiel nicht immer leicht, denn 
London hatte und hat in jener Region bedeu-
tende Außenhandelsinteressen.

Die angespannte Wirtschaftslage zwang Ende 
1967 die Labourregierung zu der Entschei- 

düng, die militärische Präsenz „östlich von 
Suez" drastisch zu reduzieren. Dieser Ent-
schluß stieß in Washington auf Widerspruch. 
Durch das Engagement in Südostasien über 
Gebühr beansprucht, drängte es London, im 
Indischen Ozean auch weiterhin einen Teil 
der westlichen Interessen zu vertreten. Dafür 
gab es mehrere Gründe3): An seinen Ufern 
lebt — mit über einer Milliarde Menschen — 
rund ein Drittel der Weltbevölkerung. In je-
ner Region findet sich — neben Erdöl — eine 
Reihe weiterer wichtiger Rohstoffe (u. a. Kup-
fer, Zinn, Bauxit, Blei, Nickel und Kautschuk). 
In seiner Bedeutung als Handelsweg zwischen 
Asien und Australien einerseits und Europa 
und Afrika andererseits ist der Indik — wie 
der Indische Ozean in Kurzform auch ge-
nannt wird — von nicht zu unterschätzen-
der Bedeutung. Zwischen London und Wa-
shington kam es daher schon in den sech-
ziger Jahren zu einer informellen Zusam-
menarbeit in Fragen, die die Zukunft dieser 
Region betrafen. Sie lief bzw. läuft darauf 
hinaus, daß die USA wiederholt in engli-
sche Positionen nachrückten. Schon 1961 wa-
ren Pläne der amerikanischen Marine be-
kanntgeworden, im Indischen Ozean Aufga-
ben eines „naval watchdog" zu überneh-
men4). Als Prämisse galt, daß anderenfalls 
bei einem britischen Rückzug ein Machtvaku-
um entstehen würde, in das Moskau nach-
drängen werde5). London behielt sich des-
halb einige — strategisch günstig gelegene — 
Inselgruppen im Indik zurück — unter ande-
rem das Chagos-Archipel mit der Insel Diego 
Garcia. Um die anstehenden Verhandlungen 
über die angestrebte Unabhängigkeit nicht zu 
gefährden, hatte Mauritius seinerzeit Diego 
Garcia an London verkauft.

1) UN-Doc. A/Res/2832 (XXVI). 61 Staaten stimmten 
zu, 55 enthielten sich der Stimme. Stimmenthaltung 
übten die Vereinigten Staaten, die Sowjetunion, 
Großbritannien und Frankreich. Also alle jene 
Nicht-Anrainerstaaten, die in den Indischen Ozean 
Flottenverbände entsandt hatten.
2) Dieter Braun, Der Indische Ozean und die Ver-
einten Nationen, in: Vereinte Nationen, 4/75, S. 104 
bis 108.



London faßte jene Inselwelt 1965 unter dem 
Namen »British Indian Ocean Territory' 
(BIOT) zu einer Verwaltungseinheit zusam-
men. BIOT war ausschließlich aus militäri-
schen Überlegungen heraus geschaffen wor-
den. Bereits im Dezember 1966 schloß London 
mit Washington einen ersten Vertrag ab — 
weitere folgten—, der darauf hinauslief, Die-
go Garcia den Amerikanern über die Jahr-
tausendwende hinweg als Militärbasis zu 
überlassen6). Für Washington war dies ein 
Gewinn von höchster strategischer Bedeu-
tung. Die Insel, rund 2 000 Kilometer südlich 
Indiens, etwa gleichweit von Afrika und In-
donesien entfernt, zeichnet sich durch eine 
geradezu einzigartige geostrategische Lage 
aus. Zentral gelegen, ermöglicht sie in weiten 
Teilen des Ozeans eine nahezu lückenlose 
Luftüberwachung des gesamten Schiffsver-
kehrs. Mittlerweile ohne Zivilbevölkerung, 
so daß auch in Zukunft keine Unabhängig-
keitsbestrebungen zu befürchten sind, bie-
tet die etwa 60 Kilometer lange Koralleninsel 
gleichzeitig vorzügliche Landeplätze.

8) Zur indischen Argumentation vgl.: S. P. Seth, The 
Indian Ocean and Indo-American Relations, in: 
Asian Survey, Bd. 15/8, Aug. 1975, S. 649.
9) S. P. Seth, The Indian Ocean ..., S. 646. Auf-
grund von Einsprüchen nahm das UN-Generalsekre-
tariat den Kommissionsbericht zurück. Die revidier-
te Fassurg vermied politisch strittige Daten.

Vornehmlich die US-Marine nahm sich des 
Projektes Diego Garcia an. Sie hatte — ob-
wohl bis auf den heutigen Tag offiziell nicht 
bestätigt — bereits 1964 von untergetauchten 
Atom-U-Booten abschießbare Polaris-A-3- 
Raketen mit einer Reichweite von über vier-
einhalbtausend Kilometer (die Raketen wurden 
mittlerweile in bezug auf Sprengkopfzahl und 
Reichweite verbessert) im Indischen Ozean in 
Stellung gebracht7). Diese Position hatte sich 
insbesondere angeboten, da dort verschiedene 
Bedingungen wie Temperaturen, Meerestiefe 
und Lauerstellungen für U-Boote weitaus gün-
stiger sind als etwa in der Barents-See oder 
im Mittelmeer. Damit gerieten — vom Arabi-
schen Meer und vom Golf von Bengalen aus 
— strategisch wichtige Einrichtungen in der 
Sowjetunion in den unmittelbaren Zielbereich 
amerikanischer Feuerstellungen. Ihre Steue-
rung erfolgt über ein engmaschiges Netz 
von Militärbasen und Kommunikationszen-
tren, das das Pentagon über den gesamten In-
dik, von Westaustralien (North West Cape) 
— u. a. den Seychellen und Mauritius — bis 
Nordäthiopien (Kagnew) angelegt hatte. Diego 
Garcia sollte dabei eine zentrale Rolle zufal-
len. Ein mehrjähriges Ausbauprogramm sah

6) K. P. Misra, International Politics ..., S. 1100.
7) Dieter Braun, Der Indische Ozean in der sicher- 
heitspolitischen Diskussion, in: Europa-Archiv,  
1971, S. 651.

für die Insel den Bau einer Startbahn für stra-
tegische Fernbomber, die Errichtung von 
Funk- und Satellitenleitstationen und die An-
lage eines Hafens (Öltanks) vor. Der schritt-
weise britische Rückzug wurde durch das 
verstärkte amerikanische Engagement im In-
dischen Ozean ausgeglichen.

Mit dieser Politik stieß Washington bei einem 
Teil der Anrainerstaaten auf teilweise heftige 
Kritik. Im Kreis der blockfreien Nationen — 
auf den Konferenzen von 1964 in Kairo und 
1970 in Lusaka — war der Plan erörtert wor-
den, den Indischen Ozean in eine „Zone des 
Friedens“ zu verwandeln. In seiner Unbe-
stimmtheit fand er allgemeine Zustimmung, in 
seiner konkreten Ausgestaltung war und ist 
er jedoch innerhalb der Anrainerstaaten um-
stritten. Sri Lankas Vorstellungen von einer 
atomwaffenfreien Region beispielsweise — 
Frau Bandaranaike hatte die UN-Resolution 
von 1971 initiiert — enthielt eine antiindische 
Spitze. An der vielstimmigen Kritik an Wa-
shington änderten diese Unstimmigkeiten we-
nig. Insbesondere Neu Delhi — Moskau seit 
1971 durch einen Freundschaftsvertrag ver-
bunden — wandte sich gegen den Ausbau 
Diego Garcias zu einem Militärstützpunkt8). 
Den USA wurde zum Vorwurf gemacht, da-
durch in der Region einen bedrohlichen Rü-
stungswettlauf heraufzubeschwören. Zu ei-
nem ähnlichen Urteil kam eine unabhä

9

ngige 
Sachverständigenkommission der Vereinten 
Nationen ). Danach mußte ein voll ausgebau-
ter amerikanischer Militärstützpunkt im Indi-
schen Ozean weitreichende Folgen haben. Da 
er Atom-U-Boote und Fernbomber steuern 
bzw. versorgen würde, die die Sowjetunion 
unmittelbar bedrohten, werde Moskau mit Si-
cherheit darum bemüht sein, einen ähnlichen 
Stützpunkt im gleichen Gebiet zu suchen. 
Auch müßten regionale Konflikte und die 
vielfachen innenpolitischen Instabilitäten in 
den meisten Anrainerstaaten dadurch in den 
Sog der Großmachtrivalitäten geraten. Die 
Warnungen blieben unberücksichtigt. Wa-
shington hatte denn auch auf dem Höhepunkt 
des indisch-pakistanischen Krieges von 1971 
und des arabisch-israelischen Konfliktes von 
1973 Flotteneinheiten in den Indik entsandt.



Reaktionen Moskaus

Die Sowjetunion war gegenüber dieser Ent-
wicklung, die u. a. eine unmittelbare Bedro-
hung ihres Territoriums beinhaltet, nicht un-
tätig geblieben10 ). Erstmals seit 1968/69 fährt 
eine sowjetische Seestreitmacht beständig im 
Indik; gegenwärtig sind es rund 20 Einhei-
ten11 ). Moskaus Rücksichtnahmen auf Vor-
haltungen der Anrainerstaaten hielten sich 
fortan in Grenzen. Bereits 1971 brachte es 
zur UN-Resolution Vorbehalte gegenüber der 
Realisierbarkeit des Konzepts einer Friedens-
zone im Indik vor. Seine vorangegangenen 
Versuche — nicht zuletzt aus wirtschaftlichen 
Überlegungen heraus — mit Washington dar-
über in ein Gespräch zu kommen, waren un-
beantwortet geblieben12 ). Dessen dortige 
Stellung war zu stark, als daß es dazu bereit 
gewesen wäre. Es konnte sich auf die — dem 
machtpolitischen Gegensatz der Großmächte 
immanente — Logik berufen, nach der, unter 
umgekehrten Vorzeichen, auch Moskau zu 
keinem Entgegenkommen bereit gewesen 
wäre.

10) Im einzelnen: Geoffrey Jukes, The Indian Ocean 
in Soviet Naval Policy, International Institute for 
Strategie Studies, Adelphi Paper, Nr. 87, Mai 1972; 
Marcus F. Franda, The Indian Ocean: ..., S. 2.
11) Vgl. auch Jürg Meister, Die Antarktis — stra- 
tegisches Niemandsland?, Neue Zürcher Zeitung, 
5. 9. 1975.
12) George G. Thomson, Problems in the Indian 
Ocean, in: Pacific Community, Bd. 3/1, Okt. 1971, 
S. 141; K. P. Misra, International Politics ..., 
S. 1106.
13) Ausführlich: D. Mahncke/H.-P. Schwarz (Hrsg.), 
Seemacht und Außenpolitik, Sehr. d. Forschungsin-
stituts der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige 
Politik, Bd. 11, Frankfurt 1974.

14) Oskar Weggel, Zur Lage im Indischen Ozean. 
Peking und die Pläne um Diego Garcia, in: China 
aktuell, Mai 1974, S. 246.
15) Klaus Terfloth, Um die Zukunft des Indischen
Ozeans, in: Außenpolitik, 4/1975, S. 457/8.

Die Sowjetunion besitzt — nach den Verei-
nigten Staaten — die stärkste Flotte der 
Welt13 ). Ihr Flottenmanöver „Okean 1975" er-
streckte sich auf alle Weltmeere; erstmals be-
zog Moskau dabei auch den Indischen Ozean 
mit ein. Es hatte in den vorangegangenen 
Jahren bei einer Reihe von Anrainerstaaten 
um Hafennutzungsrechte nachgesucht, unter 
anderem in Somalia, in der Demokratischen 
Volksrepublik Jemen (Südjemen), dem Irak 
und Indien. Da die Gewährung derartiger 
Rechte in jedem Land unterschiedlich erfolgt, 
ist es im einzelnen schwierig, einen Unter-
schied zu regelrechten Marinebasen zu zie-
hen. Noch kann jedoch — nach Ansicht der 
meisten Experten — davon ausgegangen wer-
den, daß Moskau in jener Region keinen eige-

nen, das heißt mit alleiniger Verfügungsge-
walt ausgestatteten Marinestützpunkt besitzt. 
In Zweifel geriet diese Auffassung erst 
mit den jüngsten Entwicklungen in und um 
Somalia. Moskaus Bestreben, auch in diesem 
Teil der Erde seinen Anspruch als Weltmacht 
geltend zu machen, war unübersehbar gewor-
den. Gleich Washington beanspruchte es — 
entgegen der UN-Resolution von 1971 — für 
seine Operationen zur See das uneinge-
schränkte Recht auf die „Freiheit der Mee-
re".

Für Moskaus Politik gibt es eine Reihe von 
Erklärungen. Es ist um Gegengewichte gegen-
über der traditionellen Vorherrschaft des We-
stens im Indischen Ozean bemüht. Es weiß 
um dessen vitale Wirtschaftsinteressen in je-
ner Region. Gleichzeitig richtet sich seine 
Flottenexpansion gegen Peking. Dessen Poli-
tik läßt Moskaus Stellung — einmal abgese-
hen von Pakistan und Sri Lanka — auch im 
Südjemen, in Somalia und Mozambique nicht 
ungefährdet erscheinen. Als einzige Atom- 
macht hatte die VR China 1971 die UN-Re-
solution unterstützt. Ein gewisses Dilemma 
blieb ihr dabei nicht erspart, denn einerseits 
vertrat sie das „Friedenszonen"-Konzept, an-
dererseits wurde ihr ein gewisses Verständnis 
für die amerikanische Politik im Indik unter-
stellt14 ). In offiziellen Verlautbarungen kriti-
sierte sie nichtsdestoweniger entschieden die 
Präsenz beider Großmächte in der Region 15 ). 
Chinas gegenwärtiges Potential zur See ist je-
doch zu gering, als daß es in voraussehbarer 
Zukunft in die dortige amerikanisch-sowjeti-
sche Auseinandersetzung einzugreifen ver-
möchte.

Der Indische Ozean ist aber auch für den in-
nerrussischen Handel zwischen Ostsee und 
Schwarzem Meer einerseits und Pazifikküste 
andererseits von Belang. Er ist für die inner-
russische Handelsschiffahrt die einzige eis-
freie Verbindung. Auch bestehen mit einigen 
Anrainerstaaten enge Wirtschaftsbeziehun-
gen. Insbesondere jedoch sieht Moskau in 
den im Indischen Ozean kreuzenden, raketen-
bestückten Atom-U-Booten eine ernsthafte 



Bedrohung16). Sie sind auf Südrußland ge-
richtet, und gerade dort konzentriert sich die 
sowjetische Rüstungsindustrie. Nahezu 
zwangsläufig — vom Standpunkt einer Welt-
macht aus — bemühte sich deshalb Moskau 
seit dem Ende der sechziger Jahre um ver-
stärkten Einfluß im Indik. Von den dortigen 

16) O. M. Smolansky, Soviet Entry into the Indian 
Ocean: An Analysis, in: A. J. Cottrell/R. M. Burrell 
(Hrsg.), The Indian Ocean: Its Political, Economic 
and Military Importance, New York 1972, S. 352.
17) Gerd Linde, Der Indische Ozean, Friedenszone 
oder Machtvakuum, Berichte des Bundesinstituts 
für ostwissenschaftliche und internationale Stu-
dien, Köln, 28/1973, S. 13/14.
18) Gerd Linde, Der Indische Ozean ..., S. 19.
19) K. P. Misra, International Politics .... S. 1101 
bis 1104.
20) Vgl. auch: Gerd Linde, Diego Garcia, in: Ma-
rine-Rundschau, Juli 1974, S. 390.

21) Im einzelnen: A. J. Cottrell/R.M. Burrell, Soviet 
— U. S. Naval Competition in the Indian Ocean, in: 
Orbis, Bd. 18/4, Winter 1975, S. 1109 — 1128. Ähn-
lich: Wolfgang Höpker, Wetterzone der Weltpoli-
tik. Der Indische Ozean im Kräftespiel der Mächte, 
Stuttgart, 1975.
22) Alexander O. Ghebhardt, Soviet and U. S. In-
terests in the Indian Ocean, in: Asian Survey, Bd. 
15/8, Aug. 1975, S. 680/1.
23) K. P. Misra, International Politics ..., S. 1105- 
1108; S. P. Seth, The Indian Ocean ..., S. 651.

amerikanischen Bodenstationen wird ferner 
ein ganzes Netz von Frühwarnungs- und Auf-
klärungssatelliten gesteuert, das das Gebiet 
der Sowjetunion kontrolliert. Innerhalb der 
vergangenen fünf Jahre verstärkte Moskau 
daher seine Flottenaktivitäten im Indischen 
Ozean erheblich.

Mit seiner Flottenpolitik spielte Moskau — 
ungewollt — seinem unmittelbaren Gegen-
über, der amerikanischen Marine, in die Hän-
de. Der Hinweis auf seine Aktivitäten kam 
den jährlichen Budgetforderungen der US- 
Marine zugute17 ). Insbesondere die atomar 
gerüstete siebte Flotte — der stärkste Flotten-
verband der Erde — ist der Garant des ameri-
kanischen Einflusses in jener Region. Sie hat 
in den letzten Jahren ihren Schwerpunkt in 
den Indik zu verlegen begonnen. Im Urteil 
über die eigene Schlagkraft weitaus zuver-
sichtlicher, als es nach außen hin den An-
schein hat, versäumt sie keine Gelegenhei
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t, 
auf die Gefahren einer sowjetischen Flotte im 
Indischen Ozean hinzuweisen ).

Die Gründe hierfür sind einsichtig. Der lang-
jährige Planungschef der US-Marine, Admiral 
Zumwalt, war mit seiner Absicht, den Ausbau 
des Flottenstützpunktes Diego Garcia voran-
zutreiben, auf Widerstand im Kongreß gesto-
ßen. Es kam zu ausführlichen und zum Teil 
höchst kritischen Hearings vor den zuständi-
gen Senatsausschüssen19 ). Schon zu Anfang der 
siebziger Jahre waren innerhalb des Senats 
— wie in der UNO — die Befürchtungen ge-
wachsen, daß dadurch ein unkontrollierbarer 
amerikanisch-sowjetischer Rüstungswettlauf 
im Indischen Ozean ausgelöst werde.

Erst der Oktoberkrieg von 1973 gab der Mari-
ne Gelegenheit, diesbezügliche inneramerika-
nische Befürchtungen zu zerstreuen20 ). Es

Die inneramerikanische Diskussion

galt — so die Argu 21mentation )  —, dem We-
sten den Zugang zu den lebenswichtigen Öl-
quellen offenzuhalten; dazu sollte Diego Gar-
cia dienen. Das Olembargo hatte die extreme 
Verwundbarkeit der westlichen Industriena-
tionen aufgezeigt. Die Wiedereröffnung des 
Suezkanals versprach Moskau in die Lage zu 
versetzen, im Krisenfall zusätzliche Verbände 
seiner Schwarzmeer-Flotte kurzfristig in 
Richtung Persischer Golf — dem erdölträch-
tigsten Gebiet der Welt — zu entsenden. Zu-
sammen mit der Behauptung, daß Moskau im 
Irak, dem Südjemen und in Somalia eigene 
Stützpunkte errichte, schienen vitale Wirt-
schaftsinteressen des Westens gefährdet. 
Auch Washington bezieht ein Siebtel seines 
Bedarfs an Erdöl aus jener Region; seine Wirt-
schaft hat dort enorme Summen investiert. 
Für die westeuropäische und japanische 
Wirtschaft ist eine ungehinderte ölzufuhr aus 
dem Persischen Golf von geradezu lebensnot-
wendiger Bedeutung. Diego Garcia bot sich 
zur Kontrolle der Golfregion — aber auch als 
Ausgangspunkt für Einsätze bei einem mögli-
chen weiteren arabisch-israelischen Konflikt 
— an22 ). Nach langem Zögern gab der Senat 
seinen Widerstand auf; er bewilligte Ende 
Juli 1975 die erforderlichen Summen zum 
weiteren Ausbau der Insel.
Zurück blieben — auch innerhalb des Senats 
— Zweifel an der Zweckmäßigkeit der Ent-
scheidung. Die Kritiker — u. a. Edward M. 
Kennedy, M. Mansfield, A. Harriman, Chester 
Bowles — berufen sich dabei auf eine eigene 
Argumentationskette23 ). Danach waren für 



das Olembargo und die Olpreispolitik allein 
die erdölproduzierenden Staaten verantwort-
lich. Auch der wiedereröffnete Suezkanal 
bringe der Sowjetunion nur bedingt Vorteile. 
Zwar reduziere sich dadurch der Weg ihrer 
Schwarzmeerflotte in den Indischen Ozean er-
heblich, sie werde es jedoch kaum auf eine 
ernsthafte Störung des internationalen Han-
dels ankommen lassen, da es für den Westen 
ein leichtes wäre, als Vergeltung die für die 
Sowjets so wichtigen Ausfahrten aus der Ost-
see und dem Schwarzen Meer — ebenso wie 
den Suezkanal — zu sperren. Eine kontinuier-
liche Zusammenarbeit zwischen sowjetischer 
Schwarzmeer- und Pazifikflotte im Indischen 
Ozean bleibe daher stets gefährdet. An der 
Absicht Moskaus, stärker als bisher im Indi-
schen Ozean präsent zu sein, wird jedoch 
nicht gezweifelt. Daraus wird aber nicht auf 
eine unmittelbare und nachhaltige Gefähr-
dung westlicher Interessen geschlossen. Zu-
mindest sollte — so die Meinung der Kritiker 
— nichts unversucht gelassen werden, in Di-
rektverhandlungen mit Moskau Möglichkei-
ten eines beiderseitigen Begrenzungsabkom-
mens auszuloten 24 ). Anderenfalls drohe im In-
dischen Ozean ein ebenso verhängnisvoller 
wie irreversibler Rüstungswettlauf.
Ähnlich argumentierte auch der — zwischen-
zeitlich entlassene — Direktor des CIA, Wil-
liam Colby25). Seiner Meinung nach besitzt 
der Westen gegenüber der sowjetischen Flot-
te im Indischen Ozean auch heute noch eine 
deutliche Überlegenheit. Den vereinigten See-
streitkräften der USA, Großbritanniens und 
Frankreichs — darunter mehrere Flugzeugträ-
ger — hat Moskau nichts Gleichwertiges ent-
gegenzusetzen. Jene können auch auf austra-
lische und südafrikanische Unterstützung zu-
rückzugreifen. Neben London unterhält auch 
Paris in jener Region noch mehrere maritime 
Stützpunkte — unter anderem Djibouti, am 

24) Edward M. Kennedy, The Persian Gulf: Arms 
Race or Arms Control?, in: Foreign Affairs, Bd. 
54/1, Okt. 1975, S. 22.
25) Jürg Meister, US-Bericht zur militärischen La-
ge im Indischen Ozean, Neue Zürcher Zeitung, 
17. 1. 1975.

Horn von Afrika unweit des umstrittenen so-
malischen Hafens Berbera gelegen. Noch Prä-
sident Nixon soll 1973 Präsident Giscard 
d'Estaing persönlich darum gebeten haben, 
Djibouti wegen Berbera nicht aufzugeben. Die 
verschiedenen englischen Stützpunkte arbei-
ten ohnehin eng mit den amerikanischen Ver-
bänden zusammen. Zwei davon — die Maledi-
veninsel Gan und Singapur — will London 
1976 räumen. Um ihre Zukunft hat ein höchst 
undurchsichtiges diplomatisches Tauziehen 
eingesetzt. Wohl hat Außenminister Callag-
han im Juni 1975 auch das 1955 mit der Repu-
blik Südafrika abgeschlossene Simonstown- 
Abkommen — es diente der gemeinsamen 
Verteidigung der Seeroute um das Kap der 
Guten Hoffnung — für beendet erklärt, es 
kann jedoch wenig Zweifel daran bestehen, 
daß britische — und amerikanische — Flotten-
einheiten Simonstown auch weiterhin anlau-
fen können. Pretoria hat wiederholt sein gro-
ßes Interesse an einer Zusammenarbeit mit 
der NATO zum Ausdruck gebracht — nach 
verschiedentlich vertretener Auffassung nicht 
ohne Erfolg25a). Gleichzeitig wurde im Som-
mer 1975 bekannt, daß die US-Marine — die 
auch noch von Thailand aus Aufklärungsflüge 
über dem Indik fliegt — in Singapur ohne ein 
formelles Abkommen weitgehende Landerechte 
wahrnimmt. Für die Siebte Flotte ist Singapur 
nicht zuletzt die bislang fehlende Zwischen-
station auf dem langen Weg vom Marine-
stützpunkt Subic Bay (Philippinen) nach Die-
go Garcia. Damit ist diese Flotte — die auch 
zu Indonesien gute Kontakte unterhält — ih-
rem Ziel, zwei der drei wichtigsten Zufahrten 
zum Indischen Ozean — das Kap der Guten 
Hoffnung und die Straße von Malakka — zu 
kontrollieren, sehr nahe gekommen. Uber die 
dritte jener Zufahrten, den Suezkanal, haben 
die Sowjets 1972 — mit der Ausweisung aus 
Ägypten — die Kontrolle verloren.

Die Golfregion

Ein Schwerpunkt nahezu aller Großmachtpoli-
tik in und um den Indischen Ozean liegt im 
Bemühen um die Kontrolle des Persischen 
Golfs. Sie ist heute von weitaus größerer Be-
deutung als die des Suezkanals. Rund um den

Golf liegen die ergiebigsten Ölquellen der 
Welt. Die weitaus stärkste regionale Militär-
macht ist der Iran. Er rüstet — wie Saudiara-
bien — mit geradezu gigantischen Waffen-
käufen, vor allem in den USA, auf26 ). Die 
übrigen Staaten der Region folgen diesem

25a) Vgl. jüngst die SPD-Abg. L. von Bothmer, in: 
Frankfurter Rundscau v. 11. 11. 1975.

26)  Zu den Zahlen im einzelnen vgl.: Edward M. 
Kennedy, The Persian Gulf: .. ., S. 14 und 25.



Vorbild. Bereits heute wird die Zahl amerika-
nischer Militärberater im Iran auf über sechs-
tausend geschätzt. Für die gesamte Region 
läßt sie sich nur noch in Zehntausenden ange-
ben. Das Pentagon schätzt, daß bis 1980 be-
reits 150 000 Amerikaner — im Vollzug mili-
tärischer und wirtschaftliche
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r Aufträge — in 

der Golfregion tätig sein werden ).

Die Folgerung, daß das angestrebte regionale 
Sicherheitssystem ohne Großmächte letztend-
lich von den USA überlagert wird, drängt 
sich unmittelbar auf ). Für Washington fällt 
es unter diesen Umständen leicht, 1976 seine 
bisherige Flottenbasis auf Bahrein aufzuge-
ben. In laufenden Verhandlungen mit London 
und dem Sultan von Oman stellt es ohnehin 
sicher, den strategisch günstig gelegenen 
Luftwaffenstützpunkt Masira vor der Südost-
küste Omans mitbenützen zu können29 ). Auf 
ihm sollen sich im Krisenfall bis zu 40 000 
Mann stationieren lassen30 ). Er sichert die 
Ausfahrt aus dem Persischen Golf — die Stra-
ße von Hormuz — mit ab. Sie wird täglich 
von Riesentankern mit ein

Öl
er Gesamttonnage 

von rund 20 Millionen Barrell  passiert — 
das ist die Hälfte der täglichen Erdölproduk-
tion aller nichtkommunistischen Länder. 
Nicht zuletzt deshalb gewährleistet auch der 
Schah — in Zusammenarbeit mit Washington 
und London — den durch die Rebellion in 
Dhofar gefährdeten Bestand des gegenüberlie-
genden Sultanats Oman31 ). Nicht zuletzt des-
halb erfuhr auch der verschiedentlich schon 
totgesagte CENTO-Pakt in den letzten Jahren 
eine so überraschende Wiederbelebung32 ). 
Auch das letzte großangelegte Manöver des 
Militärpaktes im November 1975 führte durch 
die Straße von Hormuz. An dem kombinierten 
Manöver von See- und Luftstreitkräften nah-
men amerikanische, britische, türkische, paki-
stanische und iranische Truppen teil.

27) Edward M. Kennedy, The Persian Gulf: ..., S. 19.
28) Marcus F. Franda, The Indian Ocean ..., S. 5.
29) Gerd Linde, Der Indische Ozean: Friedens-
zone oder Machtvakuum?, Berichte des Bundes-
instituts für ostwissenschaftliche und internatio-
nale Studien, Köln, 15/1975, S. 2.
30) A. J. Cottrell/ R. M. Burrell, Soviet — U. S. Na- 
val Competition ..., S. 1118.
31) Christoph von Imhoff, Vom Persischen Golf zum 
Indischen Ozean, in: Außenpolitik, 1/1975, S. 52.
32) Zum CENTO-Pakt vgl. auch: Dieter Braun, Neue 
Konstellationen zwischen dem Indischen Subkonti-
nent und Westasien, Stiftung Wissenschaft und Po-
litik, Ebenhausen, Mai 1974, S. 40 f.; Udo Steinbach, 
Grundlagen und Bestimmungsfaktoren der Außen- 
und Sicherheitspolitik Irans, Stiftung Wissenschaft 
und Politik, Ebenhausen, Juli 1975, S. 69.

33) Udo Steinbach, Grundlagen und Bestimmungs-
faktoren . . ., S. 79 f. .
34) Christoph von Imhoff, Vom Persischen Golf ..
S. 51.
35) Jürg Meister, Israels Präsenz im Roten Meer, 
Neue Zürcher Zeitung, 10. 9. 1975.
36) O. M. Smolansky, Soviet Policy in the Middle 
East, in: Current History, Okt. 1975, S. 117.
37) Vgl. Heinrich Bechtoldt, Arabesken zu ara-
bischen Sozialismen, in: Außenpolitik, 4/1975, 
S. 433—436.

Dem Iran fällt in diesem Kontext eine Schlüs-
selrolle zu. An seinen grundsätzlichen Vorbe-
halten gegenüber der Sowjetunion sind wenig 
Zweifel möglich; er arbeitet mit Washington 
eng zusammen. Auch versteht er sich — un-
geachtet des erheblichen Mißtrauens, das ihm 
von den arabischen Nachbarstaaten auch 
heute noch entgegengebracht wird — nicht 
nur als Führungsmacht am Golf, seine Zielset-
zungen greifen weit in den Indischen Ozean 
hinaus33 ). In Saudiarabien — einem weiteren 
potenten Verbündeten Washingtons — wird 
bereits von einer iranischen Stützpunktpolitik 
im südafrikanischen Simonstown gespro-
chen34 ). Tel Aviv, zu dem Teheran auch wei-
terhin tragfähige Beziehungen unterhält, ar-
beitet gleichfalls mit Pretoria militärisch zu- 
sammen35 ). Israel kann — angesichts der 
Möglichkeit einer arabischen Fernblockade 
außerhalb des Roten Meers — von den stra-
tegischen Gegebenheiten im nordwestlichen 
Indik nicht unberührt bleiben.

Gegenüber diesem — bei aller Unterschied-
lichkeit im einzelnen, im grundsätzlichen 
gleichgerichteten — Interessenkomplex 
nimmt sich die Stellung Moskaus in der Golf-
region bescheiden aus36 ). Die von interes-
sierter amerikanischer Seite im Frühjahr 1975 
lancierte Behauptung, daß der irakische Ha-
fen Um Quasr zu einem sowjetischen Flotten-
stützpunkt ausgebaut werde, erwies sich als 
Falschmeldung. Moskaus Einflußmöglichkei-
ten im Irak sind — trotz des beiderseitigen 
Freundschaftsvertrages von 1972 — enge 
Grenzen gesetzt. Für dessen Führung hat 
Moskau, ohne daß es deshalb zu einem Bruch 
kommen muß, seine Schuldigkeit insofern er-
füllt, als es Anfang der siebziger Jahre die 
nötige außenpolitische Absicherung dafür ab-
gab, die westlichen Olgesellschaften im Lan-
de zu entmachten37 ). Gleichzeitig gelangte 
Bagdad im letzten Jahr zu einem überraschen-
den Ausgleich mit Teheran.

Bleibt Moskau noch die Demokratische 
Volksrepublik Jemen: Mit dem Südjemen ar-



beitet es zwar seit Jahren eng zusammen, 
aber auch dieser strategische Geländegewinn 
hält sich — nach Angaben des CIA — in 
Grenzen. Hafen und Flughafen von Aden sind 
für die Belange des sowjetischen Militärs nur 

bedingt verwendbar, u. a. ist die Piste des 
Flughafens für sowjetische Aufklärungsflug-
zeuge zu kurz. Die südjemenitische Insel So-
kotra am Ausgang des Roten Meeres ist als 
Luft- und Seestützpunkt ungeeignet.

Schlußbemerkungen

Die Sowjetunion bemüht sich vor allem in So-
malia, ihre Stellung auszubauen. Das Land er-
hält seit Jahren erhebliche Wirtschafts- und 
Militärhilfe38 ). Beide Regierungen schlossen 
1974 einen Freundschaftsvertrag ab39 ). Die 
Sowjets benutzen den Hafen Berbera, verfü-
gen jedoch über keine Werftanlagen an Land; 
Reparaturen müssen mit Hilfe eigener Troß- 
Schiffe durchgeführt werden. Daran, daß sie 
in Berbera Kasernen, Treibstofflager, einen 
Flugplatz mit überlanger Piste und eine Groß-
funkstation bauen, kann mittlerweile kaum 
mehr ein Zweifel bestehen. Auch für die Be-
hauptung des Pentagons, daß dort Raketen- 
Abschußrampen gebaut würden, lassen sich 
Beweise erbringen. Letzte Unklarheiten dar-
über konnten jedoch auch durch Besichtigun-
gen amerikanischer Senatoren an Ort und 
Stelle nicht gänzlich aufgeklärt werden. Im-
merhin waren sie im vergangenen Sommer 
voh der Regierung in Mogadischu mit dem er-
klärten Ziel eingeladen worden, dadurch den 
Vorwurf, sowjetische Basis zu sein, zu ent-
kräften* ). Wie auch immer die im einzelnen 
schwer nachprüfbaren Behauptungen bewer-
tet werden, der letztjährige Wirbel um Soma-
lia genügte dem Pentagon, um noch bestehen-
de inneramerikanische Einwände gegenüber 
dem Ausbau Diego Garcias zu überstimmen. 
Die Einwände hatten darauf abgezielt, noch 
einmal ernsthaft zu sondieren, ob die Sowjets 
an einer beiderseitigen Begrenzung der Flot-
tenpräsenz im Indik interessiert sind.

38) Alexander O. Ghebhardt, Soviet and U. S. In-
terests ..., S. 677.
39) Gerd Linde, Der Indische Ozean ..., S. 3.
40) Time, 21. 7. 1975.

41) Alexander O. Ghebhardt, Soviet and U. S. In-
terests .. ., S. 676.
42) Jürg Meister, US-Bericht zur militärischen Lage 
im Indischen Ozean, Neue Zürcher Zeitunq, 17. 1. 
1975.
43) O. M. Smolansky, Soviet Policy ..., S. 119.
44) Marcus F. Franda, India and the Soviets: 1975, 
American Universities Field Staff, South Asia 
Series, Bd. 19/5, Juni 1975, S. 11.

Insofern die Sowjets in Somalia Raketen la-
gern können, können sie einen strategischen 
Gewinn verbuchen. Auch ermöglicht der 
Flughafen von Berbera — ein weiterer befin-
det sich nordwestlich von Mogadischu im 
Bau — ihren Aufklärungsflugzeugen, bis zum 
Kap der Guten Hoffnung und zur Straße von 
Malakka Patrouillen zu fliegen. Damit droht 
den amerikanischen Atom-U-Booten eine Or-

tung41 ). Zur raumgreifenden Beherrschung 
des Indischen Ozeans genügt jedoch weder 
Berbera noch 
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Aden. Noch ist die Präsenz der 
sowjetischen Flotte also vorwiegend eine 
politische Demonstration. Für den Krisenfall 
ist ihr von Marineexperten ein schnelles Ende 
vorausgesagt worden ) .

Für Moskau bleibt noch ein weiteres Problem 
zu lösen: Es ist in seiner Stützpunktpolitik 
vom politischen Wohlwollen der jeweiligen 
Länder abhängig. Schon zum wiederholten 
Male mußten die Sowjets — unter Preisgabe 
enormer volkswirtschaftlicher Werte — er-
fahren, welch steten Gefährdungen eigene 
logistische Installationen in einem fernen 
Land ausgesetzt sind. Allein in den letzten 
fünf Jahren mußten sie ihr Militär aus Ägyp-
ten, dem Sudan und der Arabischen Republik 
Jemen (Nordjemen) zurückziehen. Nur noch 
am Ausgang des Roten Meeres, im Südjemen 
und Somalia, verblieben ihnen strategische 
Positionen. In beiden Ländern ist die Stellung 
Moskaus nicht a priori sicher43 ). Der letzt-
jährige Umsturz in Bangladesh hat deutlich 
werden lassen, auf welch schwachen Voraus-
setzungen verschiedentlich angenommene so-
wjetische Einflußsphären beruhen. Indien 
kann — ungeachtet seiner engen wirtschaftli-
chen und militärischen Zusammenarbeit — 
schwerlich als sowjetischer Satellit bezeich-
net werden44 ). Beweise dafür, daß es den So-
wjets Marinestützpunkte eingeräumt habe, 
sind bisher nicht erbracht worden. Indien 
ist wirtschaftlich zu schwach, um selbst eine 
schlagkräftige Marine aufbauen zu können. 
Es überraschte daher wenig, daß CIA-Direktor 
W. Colby Vorbehalte gegenüber einem for- 



eierten Ausbau Diego Garcias vorbrachte 45 ). 
Seiner Meinung nach würde dadurch lediglich 
ein stetes sowjetisches Engagement provoziert.
Der Indische Ozean ist — global gesehen — 
für Moskau eine Region von eher nachgeord-
neter Bedeutung. Damit ist nichts über die so-
wjetischen Motivationen ausgesagt. Sie sind auf 
mehr Einfluß im Indik ausgerichtet. Auch eine 
Weltmacht muß jedoch Prioritäten setzen; für 
Moskau liegen sie nicht im Indischen Ozean. 
Seitdem sich jedoch Washington in jener 
Region mit Atom-U-Booten festgesetzt hat, 
haben sich dort beide Mächte derart engagiert, 
daß die Aussichten fü- eine Beendigung des 
maritimen Wettrüs.ns gering sind. Zu groß 
ist — für Washington — der Stellenwert des 
Indischen Ozeans; der Schutz der Olrouten 
ist dafür nur ein Argument. Gewichtiger noch 
sind militärstrategische Überlegungen: Das 
Pentagon unterhält — wie bereits erwähnt — 
über den Ozean hinweg ein Netz von Militär-
basen und Kommunikationszentren. Sie sind — 

45) A. J. Cottrell/R. M. Burrell, Soviet — U. S. Na- 
val Competition ..., S. 1124/5. 

unter anderem — Schaltzentren für Frühwarn-
satelliten, die den Abschuß interkontinentaler 
Raketen in der Sowjetunion und in China eben-
so kontrollieren wie Raketenversuche über und 
unter der Erde. Ihre Computersysteme — u. a. 
in der Verteidigungs- und Raumkommunikati-
onsanlage Pine Gap, nahe Alice Springs, Au-
stralien — können innerhalb von Bruchteilen 
von Sekunden feststellen, welche Raketen wo 
gestartet worden sind und welche Ziele sie 
ansteuern. Außerdem wird vermutet, daß sie 
die Zentrale für einen Anti-Raketen-Satelliten 
abgeben, der das Lenksystem anfliegender 
Feindraketen mittels Laserstrahlen zu stören 
vermag. Diego Garcia ist nicht nur in dieses 
Netz eingebaut. Es dient nicht nur als Stand-
ort für Flugzeugträger und strategische Fern-
bomber und zur Steuerung von Atom-U-Boo-
ten. Aus technischen Gründen verläuft die 
Bahn sowjetischer Satelliten über dem Indi-
schen Ozean am erdnächsten. Kein anderer 
Standort als gerade Diego Garcia eignet sich 
so gut zu ihrer Überwachung. Damit gewinnt 
die Insel für Washington einen schlechterdings 
unschätzbaren Wert.



Walter Schilling: Die sowjetischen Interessen im Nahen Osten seit 1917

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-52/75, S. 3—18

Die sowjetische Außenpolitik war bereits in der Gründungsphase des Sowjetstaates 
durch den Konflikt zwischen nationalen und revolutionären Interessen gekennzeichnet. 
Die nationalen Interessen erhielten dabei stets den Vorrang. Die politische, wirtschaft-
liche und militärische Schwäche der Sowjetunion in den ersten Jahren nach der Oktober-
revolution hat die sowjetischen Politiker veranlaßt, ihre Nahostinteressen auf die süd-
lichen Anrainerstaaten zu konzentrieren. Während in diesen Ländern nationale Sicher- 
heits- und Handelsinteressen die Aktionen der Sowjetunion bestimmten, dominierten 
für sie in den anderen Ländern des Nahen Ostens die revolutionären Interessen.
Stalin identifizierte die revolutionären Interessen des Kommunismus mit den nationalen 
Interessen der Sowjetunion und betrachtete die internationale revolutionäre Bewegung 
als Instrument des Sowjetstaates. Hatte Stalin bis 1928 eine Zusammenarbeit zwischen 
revolutionären und nationalen Kräften im Nahen Osten unterstützt, um die Nahost- 
Länder aus der Abhängigkeit von den Kolonialmächten zu befreien, so führte der Wan-
del der Strategie im Jahre 1928 dazu, daß die Kommunisten in diesen Ländern von 
den nationalen Bewegungen weitgehend isoliert wurden. Ab 1935 suchte die Sowjet-
union erneut eine Zusammenarbeit mit den nationalen Kräften, obwohl ihr Engagement 
im Nahen Osten bis 1945 gering blieb. Nach dem Zweiten Weltkrieg haben die Stalin- 
sehe Konzeption der antagonistischen zwei Weltlager und seine Forderung nach abso-
luter Kontrolle der nicht zum kapitalistischen System gehörenden Länder verhindert, 
die vielfältigen Ansatzmöglichkeiten für die sowjetische Politik im Nahen Osten zu 
nutzen.
Die wesentliche Verbesserung der sowjetischen Machtstellung und die größere Realitäts-
nähe der sowjetischen Führung nach Stalin führten zu einer Neubewertung des Nahen 
Ostens und zur Umorientierung der Politik gegenüber dieser Region. Der Widerspruch 
zwischen dem revolutionären Auftrag und der Gefahr eigener Vernichtung zwang die 
sowjetische Führung zur indirekten Strategie in der politischen Auseinandersetzung mit 
ihren Hauptgegnern. Dem entsprach ein intensiveres Bemühen, sowjetische Interessen 
in diesem Gebiet zu verwirklichen: die Nahost-Länder aus der Abhängigkeit der kapi-
talistischen Staaten zu lösen, Verbündete zu gewinnen, wirtschaftliche und politische 
Abhängigkeiten zu erzeugen und militärstrategische Vorteile zu erzielen. Den arabisch-
israelischen Konflikt, innerarabische Auseinandersetzungen und den Emanzipationspro-
zeß von westlicher Vorherrschaft nutzte die Sowjetunion aus, um die eigene Position 
im Nahen Osten zu verbessern, geriet dabei aber auch in Gefahr, in bewaffnete Aus-
einandersetzungen verwicktelt zu werden. Die Unterstützung arabischer Interessen im 
Nahost-Konflikt endete dort, wo das politische Handeln der Araber sowjetischen Inter-
essen widersprach.
Das wachsende sowjetische Engagement im Nahen Osten vergrößerte die Gefahr, in 
einen Krieg zu geraten, und ließ die Kosten für eine Realisierung ihrer Interessen ständig 
zunehmen. Da die Sowjetunion stets Vorteile aus dem arabisch-israelischen Konflikt 
gezogen hat, andererseits aber die Eigendynamik militärischer Konfrontation nicht ver-
kennt, liegt es in ihrem Interesse, wenn der Nahost-Konflikt eine politische Regelung 
findet, die die Kriegsgefahr vermindert, die politische, wirtschaftliche und militärische 
Durchdringung des Nahen Ostens durch die Sowjetunion weiterhin erlaubt und die 
militärische Präsenz in diesem Gebiet rechtfertigt.



Gregor M. Manousakis: Patt im Mittelmeer

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-52/75, S. 19 37

Der Sieg der Spanier in der Seeschlacht von Navpaktos (Lepanto) 1571 begründete die 
europäische Herrschaft über das Mittelmeer. Die u. a. auch durch den „Drang nach Süden“ 
gekennzeichnete Politik Peters des Großen erhob den ersten russischen Anspruch auf 
dieses Gebiet. Die Sowjetunion, die konsequent die großrussische Politik des zaristischen 
Rußlands verfolgt, bemühte sich ab 1945 durch Ansprüche auf die „Verwaltung" von 
Teilen des heutigen Libyen um ihre Etablierung am „weichen Unterleib" Europas; ihre 
Forderungen wurden von den Westmächten abgewiesen. Die Sowjetunion mußte sich 
fügen, zumal in jener Zeit das Mittelmeer noch das „mare nostrum" des Westens war: 
Die Verkündung der Truman-Doktrin und der Beitritt Griechenlands und der Türkei zur 
NATO festigten hier die Positionen des Westens, zumal auch die USA durch die 
6. US-Flotte hier eine beachtliche militärische Präsenz aufbauten.
Die Wende kam mit dem Suez-Abenteuer Frankreichs, Englands und Israels und die 
damit zusammenhängende Hinwendung Nassers zur Sowjetunion. Diese begann mit dem 
Aufbau einer Mittelmeerflotte, die bereits 1968 etwa die heutige Stärke erreichte. Die 
3. Eskadra ist in der Lage, im Ernstfall die 6. US-Flotte an der Durchführung ihres militäri-
schen Auftrages zu hindern. Langfristige militärische Operationen im Mittelmeer durch- 
zuführen, ist sie allerdings nicht in der Lage, weil sie über keinen Stützpunkt verfügt, der 
ihr Schutz und Versorgung bieten könnte.
Viele westliche Kommentatoren neigen auch heute noch zu der Annahme, daß die 
sowjetisch-arabische Annäherung -die UdSSR in den Besitz eines solchen Stützpunktes 
im südlichen Teil des Mittelmeeres bringen könnte. Diese Befürchtung hat sich bis heute 
nicht bewahrheitet,, da die Araber sich nicht freiwillig in eine zweite koloniale Ära be-
geben werden. Die Konzentration der Aufmerksamkeit des Westens auf die vermeint-
lichen Möglichkeiten der UdSSR in der arabischen Welt hat zur Folge, daß ihre Chancen bei 
den Nordanrainern des Mittelmeeres unterschätzt werden. Doch sind hier Chancen durch-
aus gegeben infolge der schwierigen und nicht voraussehbaren politischen Entwicklungen 
in Griechenland, Italien, Spanien und Portugal.

Helmut Heinzlmeir: Die amerikanisch-sowjetischen Auseinandersetzungen um 
den Indischen Ozean

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51-52/75, S. 38—45

über einhundert Jahre lang — bis in die fünfziger Jahre unseres Jahrhunderts hinein — 
galt der Indische Ozean als britisches Binnenmeer. Die Engländer beherrschten nicht 
nur dessen West- und Ostküsten, sie kontrollierten mit dem Suezkanal, dem Persischen 
Golf, dem indischen Subkontinent und Singapur auch seine nördliche Begrenzung mit 
den wichtigsten Zufahrtswegen und Nebenmeeren. Diese Sachlage hat sich in den letz-
ten 25 Jahren grundlegend gewandelt. Im Zuge der Entkolonialisierung räumten sie 
nahezu alle einstigen Stützpunkte. Die herausragende Bedeutung der Region veranlaßte 
jedoch die USA, in vormals englische Positionen nachzurücken. Anderenfalls mußte — so 
ihre Sicht — ein Machtvakuum entstehen, in das die Sowjetunion eindringen werde. 
Die USA begannen u. a., die strategisch günstig gelegene Insel Diego Garcia zu einem 
Marinestützpunkt auszubauen. Sie stationierten 1964 raketenbestückte Atom-U-Boote im 
Indischen Ozean, die das Territorium der Sowjetunion unmittelbar bedrohten. Moskau nahm 
diese Entwicklung nicht untätig hin. Es bemühte sich um Einflußsphären und Stützpunkte 
in dieser Region. Seit 1968/69 befindet sich ständig eine sowjetische Seestreitmacht im 
Indik. Weder Moskau noch Washington nahmen fortan auf Proteste der Anrainerstaaten 
und UN-Resolutionen große Rücksicht. Die Region geriet in den Sog eines fortschreitenden 
Rüstungswettlaufs zwischen den beiden Supermächten.
Mit dem Oktoberkrieg von 1973 verschärfte sich diese Entwicklung. In der innerameri-
kanischen Diskussion setzten sich die Vertreter eines harten Kurses durch. Ihr — um-
strittenes — Argument: allein ein verstärktes amerikanisches Engagement sichert dem 
Westen den Zugang zu den lebenswichtigen Ölquellen am Persischen Golf. Washington 
muß heute als die dominante Macht in der Golfregion bezeichnet werden. Demgegen-
über hält sich der Einfluß Moskaus in der Region — trotz jüngster strategischer Ge-
ländegewinne in Somalia (Berbera) — noch in engen Grenzen.
Der Indische Ozean ist für den Westen nicht allein aus wirtschaftlichen Überlegungen 
heraus von hoher Bedeutung. Für Washington ist er aufgrund strategischer Daten von 
schwerlich zu überschätzendem Wert.
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